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SCHWEDEN IM ZWEITEN WELTKRIEG 

Ergebnisse eines Stockholmer Forschungsprojekts 

Zu den umfangreichsten Projekten der schwedischen Zeitgeschichtsforschung ge­
hört zweifellos das Projekt „Sverige under andra världskriget" (SUAV), das im 
Frühjahr 1966 begonnen wurde und vom Jubiläumsfonds der schwedischen 
Reichsbank finanziert wird1. Dem Projekt stehen die Professoren Sven Ulric 
Palme und Gunnar T. Westin vor; bis zu seiner Emeritierung 1970 gehörte auch 
Folke Lindberg dazu. Die Forschungsarbeit selbst wird von Dozent Stig Ekman 
— in den Jahren 1969-1973 unterstützt durch Dozent Hans Landberg — mit 
Hilfe der Forschungsassistenten Alf Johansson, Karl Molin und Kent Zetterberg 
verantwortlich geleitet. Rund 25 Einzelthemen wurden im Rahmen des Histori­
schen Instituts an der Universität Stockholm — meist in Form von Dissertatio­
nen — vergeben, von denen siebzehn Arbeiten veröffentlicht vorliegen2. Das bei 
einem als „Ausbildungsprojekt" organisierten Forschungsvorhaben auftauchen­
de Problem der Koordination und Abgrenzung der Einzelthemen wurde durch 
ein flexibles Seminarsystem gelöst, bei dem die von den einzelnen Mitarbeitern 
vorgelegten Arbeitsberichte diskutiert werden. Ferner wird das bei den Einzel­
arbeiten anfallende Quellenmaterial zentral verzeichnet und so für das Gesamt­
projekt nutzbar gemacht. 

Während der deutsche Zeitgeschichtler, der auf dem Gebiet des Zweiten Welt­
krieges arbeitet, vor der wohl einmaligen Situation steht, daß die Akten der Mi­
nisterien und Dienststellen seines Landes 1945 sozusagen „auf der Straße lagen" 
und seitdem ohne größere Schwierigkeiten zugänglich sind, stießen die schwedi­
schen Historiker bei ihren Behörden verständlicherweise auf gewisse Schranken. 

1 Im Herbst 1974 hatte der Verf. Gelegenheit, sich in Stockholm über das Forschungsprojekt 
eingehend zu unterrichten. Veröffentlichte Angaben über das Vorhaben finden sich bei 
Gunnar T. Westin, De nordiska ländernas utrikespolitik 1939-41, Sverige, in: Nordiska 
historikermötet i Helsingfors 1967, S. 173-175; sowie bei Stig Ekman, Sverige under andra 
världskriget, Presentation av ett forskningsprojekt, in : Historisk Tidskrift 1970, S. 301 ff.. Der 
vorliegende, auf Wunsch schwedischer Zeitgeschichtler verfaßte Artikel möchte den deut­
schen Leser mit der Organisation des Projekts und seinen nur in der Landessprache ver­
öffentlichten Ergebnissen im Überblick vertraut machen und damit zugleich über die wich­
tigsten Vorgänge und Probleme der schwedischen Außen- und Innenpolitik vor und im 
Zweiten Weltkrieg informieren. Auf acht ausgewählte Arbeiten des Projekts wurde bisher 
in Deutschland von H.-D. Loock in der Histor. Zeitschr. 222 (1976), S. 763-766, hinge­
wiesen. Die Zeitschrift für Geschichtswissenschaft der DDR brachte mit Ausnahme einer 
Besprechung (22 [1974], S. 890), des Beitrages von Lindberg lediglich vier Annotationen. 

2 Nach dem Stand Ende 1975, als der vorliegende Artikel abgeschlossen wurde. Bis dahin 
noch nicht erschienene Arbeiten wurden in den Fußnoten vermerkt. Palme starb im 
Mai 1977. 
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Durch eine Sondergenehmigung, die von der schwedischen Regierung im Herbst 
1966 erteilt wurde, können die Mitarbeiter des SUAV-Projekts das Material der 
geheimen Militärarchive aus der Zeit von 1938 bis 1945 benutzen, soweit es nicht 
für die Landesverteidigung noch Bedeutung besitzt oder die Arbeit des militäri­
schen Nachrichtendienstes betrifft. Insoweit muß die Veröffentlichung jener Ma­
nuskripte, die auf militärischem Geheimmaterial basieren, genehmigt werden. 
Seit Herbst 1968 steht auch das Material aus dem Archiv des schwedischen 
Außenministeriums zur Verfügung; ausgenommen sind jedoch alle Aktenbestän­
de, die Angaben über Schwedens Beziehungen zu Finnland und der Sowjetunion 
enthalten. F ü r die geheimen Teile des Archivs des Wirtschaftsministeriums gelten 
die gleichen Bestimmungen. Reichhaltige Quellen sind die Geheimakten der zen­
tralen Organe der Wirtschafts-, Produktions-, Verkehrs- und Rohstofflenkung, 
der Preisüberwachungsbehörde, der Sozialverwaltung, der Einwanderungsbehör­
den usw. Befragungen und privates Schriftgut aus der Hand damals leitender 
Persönlichkeiten ergänzen das amtliche Material. Ferner wurde die schwedische 
Tagespresse 1938—1945 unter Anwendung modernster technischer Mittel und 
Methoden systematisch ausgewertet: aus 27 repräsentativ ausgewählten Tageszei­
tungen wurden Artikel politischen Inhalts nach einem mit der EDV-Zentrale in 
Uppsala ausgearbeiteten Programm registriert, um sie der Forschung unter den 
verschiedensten Aspekten und Fragestellungen rasch zugänglich machen zu kön­
nen3. Die nachgewiesenen Artikel können entweder direkt aus dem Mikrofilm-
archiv des Projekts oder aus der „Kungliga biblioteket" in Stockholm als Foto­
kopien beschafft werden. 

Forschungsgegenstand ist die schwedische Politik von 1939 bis 1945, für 
Schweden zwar keine Kriegszeit, dennoch aber eine Zeit der Krise („kristiden") 
und der Bereitschaft („beredskapstiden"). Jedoch konnte das Projekt nicht un­
mittelbar mit dem September 1939 einsetzen. Gewiß waren viele der Maßnah­
men, die eine im Dezember 1939 aus den vier großen Parteien gebildete Samm­
lungsregierung beschloß, entsprechend der damaligen Krisensituation „außerge­
wöhnlich", aber die Grundlagen für eine ganze Reihe von Beschlüssen waren be­
reits in den vorangegangenen Jahren gelegt worden. Deshalb mußten manche 
Beiträge des Projekts die Entwicklung der dreißiger Jahre in ihre Untersuchung 
einbeziehen. Dagegen fehlen dem SUAV-Projekt alle Voraussetzungen und Mit­
tel, um die Folgen der Krisenzeit-Politik in der Periode nach 1945 zu verfol­
gen. 

Bei der Verwirklichung seiner Zielsetzung konzentriert sich das Projekt auf 
gewisse Schwerpunkte, sozusagen „strategisch" ausgewählte Teilgebiete: (1) die 
militärische Verteidigungsbereitschaft, (2) Fallstudien zur schwedischen Außen-

3 Über die Einrichtung des Pressedatenregisters vgl. den unveröffentlichten Bericht der vier 
an den Registrierungsarbeiten beteiligten Mitglieder jener Gruppe, die innerhalb des SUAV-
Projekts über Fragen der öffentlichen Meinung arbeiten: Alf Johansson, Peter Haas, Jan 
Melin und Klas Ämark, Redogörelse för opinionsgruppens dataregistrering av svensk dags-
press 1938-1945, Opubl. uppsats, Hist. inst., SUAV, Stockholm 1971. 
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politik, (3) Innenpolitik und Krisenverwaltung, (4) Gestaltung der öffentlichen 
Meinung und (5) humanitäre Hilfe und Flüchtlingspolitik. 

Auf dem ersten Teilgebiet sind bislang zwei Arbeiten erschienen, die sich mit 
der Aufrüstung der schwedischen Luftwaffe und der Marine beschäftigen. Erik 
Norberg legt in seiner Untersuchung3 a die Entwicklung der Luftwaffe zwischen 
den beiden Wehrvorlagen von 1936 und 1942 dar. An „offensiver Verteidi­
gung" orientiert, die den Aufbau feindlicher Luftbasen z. B. auf den Inseln 
Aland, Gotland oder Bornholm verhindern sollte, stand in den dreißiger Jahren 
die Schaffung einer schlagkräftigen Bomberwaffe im Mittelpunkt der schwe­
dischen Überlegungen. Daher sah das Ausbauprogramm von 1936 für das 
Etatjahr 1942/43 gegenüber der Anzahl von Jagdflugzeugen mehr als die 
dreifache Menge von Bombern vor4. Bis zum Aufbau einer leistungsfähigen 
heimischen Flugzeugindustrie, an der die Regierung unter dem Sozialdemo­
kraten Per Albin Hansson schon aus Gründen der Arbeitsbeschaffung, die Indu­
strie aber wegen der lohnenden Investitionen interessiert war — nach einigen 
Kämpfen um das Produktionsmonopol gelang die Gründung der Svenska Aero-
plan AB (SAAB) —, mußte der Bedarf durch Käufe im Ausland gedeckt werden. 
Wie Norberg schildert, kam es dabei zu einer Auseinandersetzung zwischen Mili­
tärs und Regierung: während sich die Luftwaffenführung aus technischen Grün­
den für den Ankauf deutscher Flugzeuge vom Typ Ju 86 aussprach, fürchtete die 
Regierung als Folge eine zunehmende Abhängigkeit von der deutschen Groß­
macht und befürwortete den Import von Handley-Page-Bombern aus England, 
woher auch schon die Jagdflugzeuge bezogen wurden. Erst als sich erwies, daß 
die englischen Maschinen nur unter erheblicher Verzögerung geliefert werden 
konnten, wurden im November 1936 die deutschen Flugzeuge bestellt. Bei Aus­
bruch des Krieges bildeten sie die erste schwedische Flottille mittelschwerer Bom­
ber von 37 Maschinen, die zusammen mit einer leichten Bomberflottille von 35, 
einer Jagdflottille von 52 und zwei Aufklärerflottillen den Gesamtbestand der 
schwedischen Luftwaffe von 195 Flugzeugen ausmachten, von denen zu diesem 
Zeitpunkt 134 einsatzbereit waren. Während nach dem Kriegsausbruch noch 
einige deutsche Torpedo- und Aufklärungsflugzeuge erworben werden konnten, 
machte der Krieg die Einfuhr moderner Flugzeuge bald unmöglich. Bis Frühjahr 
1940 gelang es den Schweden, für die nunmehr geplante Aufstellung von zwei 

3a E. Norberg, Flyg i beredskap, Det svenska flygvapnet i omvandling och uppbyggnad 
1936-1942, Stockholm 1971. 

4 Norberg führt die damalige Konzeption der schwedischen Luftwaffenführung auf eine 
Übernahme der Lehre Douhets zurück. In seiner Besprechung von Norbergs Buch weist 
jedoch der Historiker an der schwed. Militärhochschule Klaus-Richard Böhme (Historisk 
Tidskrift 1972, S. 299 f.) darauf hin, daß die Doktrin Douhets bei der schwedischen Debatte 
in der Mitte der 30er Jahre kaum eine Rolle gespielt habe. Das auffallende Zahlenverhältnis 
zwischen Bombern und Jägern sei weniger auf militärtheoretische als auf etatmäßige Er­
wägungen zurückzuführen: wären die Forderungen der Luftwaffenführung bewilligt wor­
den, hätte die Relation nur 2:1 betragen. 
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weiteren Jagdflottillen 60 verhältnismäßig moderne Jäger vom Typ Seversky 
aus den USA zu erhalten, von denen bereits die Hälfte wegen der deutschen Be­
setzung Norwegens auf dem Umwege über Petsamo und von dort per Lastwagen 
durch Nordfinnland transportiert werden mußten. Alle weiteren Maschinen -
drei Viertel der Bestellungen — wurden von der amerikanischen Regierung gegen 
finanzielle Entschädigung beschlagnahmt und für die Unterstützung Englands 
verwendet, das im Sommer 1940 um seine Existenz kämpfte. Schweden war nun 
auf den Kauf zweitrangiger Flugzeuge aus Italien angewiesen, um sein in der in­
ternationalen Krisenlage erweitertes Luftrüstungsprogramm zu verwirklichen 
und die Lücke bis zum Ausbau einer ausreichenden eigenen Produktion zu über­
brücken. Im finnisch-sowjetischen Winterkrieg wurde die eigene Fertigung zu­
nächst dadurch beeinträchtigt, daß die schwedische Industrie im Auftrag der fin­
nischen Regierung Jagdflugzeuge montierte, die von den verschiedensten Län­
dern zur Unterstützung Finnlands geliefert worden waren. Die schwedische 
Luftwaffe half bei der Überführung dieser Maschinen mit ihrer Bodenorganisa­
tion und mit Piloten und stellte Ende Januar schließlich einen Freiwilligenver­
band mit neun Bombern und zwölf Jägern, die zu diesem Zeitpunkt immerhin 
ein Drittel der eigenen einsatzbereiten Jagdmaschinen ausmachten. Erst ab 
August 1940 konnte die schwedische Industrie im Lizenzbau Bombenflugzeuge 
vom Typ Ju 86, später vom amerikanischen Typ Northrop serienmäßig herstel­
len. Von besonderem Interesse ist, daß um die Jahreswende 1940/41 mit 
Deutschland über den Aufbau einer Industrie für deutsche Flugmotoren in 
Schweden verhandelt wurde, wobei als Gegenleistung zwei Drittel der Produk­
tion nach Deutschland gehen sollten, und daß die schwedische Luftwaffenfüh­
rung wie auch der sozialdemokratische Verteidigungsminister Per Edvin Sköld 
dieses Vorhaben befürworteten. Alle anderen Regierungsmitglieder lehnten je­
doch das Projekt als eine zu offene Abweichung von der Neutralität und aus 
Furcht vor Repressalien der Gegenseite ab. 

Die Maßnahmen und Planungen der schwedischen Luftwaffe „für den Ernst­
fall" mußten einer ständig sich ändernden außenpolitischen und luftstrategi­
schen Lage Rechnung tragen: die Einrichtung sowjetischer Stützpunkte in den 
Baltenstaaten im Herbst 1939 brachte neben Süd- nun auch Mittelschweden in 
die Reichweite der Bomber einer fremden Großmacht; der sowjetische Angriff 
auf Finnland im November 1939 und die Absicht der Westmächte, Finnland An­
fang März 1940 auf dem Wege Narvik-Haparanda militärische Hilfe zu brin­
gen und damit zugleich die deutsche Erzzufuhr aus Schweden zu unterbinden, 
ließ die Verteidigung der nördlichen und östlichen Grenzen in den Vordergrund 
treten; die Abtretung des finnischen Salla-Gebiets an die Sowjetunion im Mos­
kauer Frieden vom 12. März 1940 bewirkte eine Luftgefährdung auch Nord­
schwedens; die deutsche Besetzung Dänemarks und Norwegens im April 1940 
und die britischen Gegenaktionen im Raum Trondheim (April/Mai) und Narvik 
(Mai/Juni) machten den Schutz der Westgrenze aktuell; die Besetzung der Bal­
tenstaaten durch die Sowjetunion im Juni 1940 führte zu Überlegungen über die 
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Sperrung des Bottnischen Meerbusens und die Abwehr möglicher Landeoperatio­
nen von den estnischen Häfen her; die deutschen Transitforderungen beim Be­
ginn des Rußlandfeldzuges (Juni 1941) und spätere Krisensituationen (Februar 
1942) beschworen die Gefahr eines militärischen Konflikts mit Deutschland her­
auf, wobei die Verbringung deutscher Truppen nach Finnland und der deutsche 
Vormarsch an der baltischen Ostseeküste bis vor Leningrad eine radikale Verän­
derung der Lage Schwedens herbeiführten, das nunmehr auf allen Seiten von 
deutschen Streitkräften umgeben war. Die häufige Verlegung der Verbände 
machte einen Ausbau der Bodenorganisation erforderlich, den der dynamische 
Stabschef der Luftwaffe Bent Nordenskiöld - der 1942 Generalleutnant Friis 
als Luftwaffenchef ablöste - unter Verwendung deutscher Erfahrungen vor­
nahm, die er auf einer Deutschlandreise im August 1940 studiert hatte. Norberg 
stellt ferner die Aufgaben und Aktivitäten der schwedischen Luftwaffe bei der 
„Neutralitätswacht" sowie die größte schwedische Luftoperation am Morgen 
des 12. April 1940 über dem Öresund dar, als die Schweden eine deutsche Inva­
sion erwarteten. 

Die Erfahrungen des finnisch-sowjetischen Winterkrieges, der deutschen Blitz­
feldzüge und der Luftschlacht um England wirkten sich schließlich auf die Kon­
zeption vom Aufbau und der Funktion der schwedischen Luftwaffe aus: die 
Jagdwaffe wurde verstärkt, und statt der „offensiven Verteidigung" durch un­
abhängig operierende Bomber wurde der „direkten Verteidigung" durch Zu­
sammenwirken von Kampf- und Sturzkampfflugzeugen mit den anderen beiden 
Wehrmachtsteilen Vorrang eingeräumt. Diese Konzeption lag auch dem Rü­
stungsprogramm von 1942 zugrunde, das die künftige Kriegsstärke der Luft­
waffe auf 959 Maschinen und 35 186 Mann — davon 2754 Mann fliegendes Per­
sonal — festsetzte und neben Aufklärungsverbänden die paritätische Aufstellung 
von je sechs Jagd- und Bomberflottillen vorsah. Ein Problem blieben die Luftab­
wehr und die Leitung des Jägereinsatzes mit Radartechnik. Nachrichten darüber, 
die zwei schwedische Luftwaffenoffiziere von einer Studienreise aus England im 
November 1941 heimbrachten, gaben den seit 1939 auf diesem Gebiet betriebe­
nen schwedischen Forschungen neue Impulse. Auch konnten einige Ultrakurzwel­
lenröhren von Deutschland unter größter Geheimhaltung und dem Verbot des 
Reexports erworben werden. I m Sommer 1944, etwa gleichzeitig mit der Einfuhr 
von 30 englischen Radarstationen, gelang die erste schwedische Serienherstellung 
dieser Apparate. Durch die Notlandung einer deutschen Ju 88 bei Kalmar im sel­
ben Jahr erwarben die Schweden auch technische Kenntnisse zum Einbau von 
Funkmeßgeräten in Flugzeuge für die Nachtjagd. Mit dem Beginn der serien­
mäßigen Produktion moderner Jäger und Bomber eigener Konstruktion im Jahre 
1944 waren die technischen Grundlagen für die schwedische Luftwaffe von heute 
gelegt. 

Die Arbeit von Äke Holmquist über die schwedische Flotte5 stellt ebenfalls 

5 Ä. Holmquist, Flottans beredskap 1938-1940, Stockholm 1972. An Literatur über die schwe-
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keine vollständige Geschichte dieses Wehrmachtzweiges von 1939 bis 1945 dar, 
sondern konzentriert sich auf die Periode 1938-1940, in der die Probleme des 
Übergangs zur Verteidigungsbereitschaft besonders deutlich hervortraten. Als die 
Sudetenkrise im September 1938 mit der Möglichkeit eines europäischen Krieges 
erstmals eine Erhöhung der Bereitschaft der schwedischen Flotte akut werden 
ließ, erwiesen sich die Voraussetzungen dafür als unzulänglich. Deshalb wurden 
im Frühjahr 1939 vom schwedischen Reichstag Maßnahmen zur materiellen und 
personellen Verstärkung der Flotte — u. a. eine Verlängerung der Wehrdienst­
pflicht — gebilligt. Eine neue organisatorische Regelung (försvarsberedskapscir-
kuläret) machte eine der jeweiligen außenpolitischen Lage angepaßte, graduelle 
Erhöhung der Verteidigungsbereitschaft aller Wehrmachtsteile möglich und 
führte die sogenannte „verstärkte Verteidigungsbereitschaft" — eine Art Tei l -
mobilmachung — ein. Der deutsch-sowjetische Pakt vom 23 . August 1939 warf 
aber die Grundlagen der bisherigen schwedischen Marineplanungen über den 
Haufen: sie hatten auf der Annahme beruht, daß sich Deutschland und die So­
wjetunion in einem europäischen Konflikt stets als Feinde gegenüberstehen wür­
den. Als die „verstärkte Verteidigungsbereitschaft" am 1. September 1939 be­
fohlen wurde, mußte die Flotte im Gegensatz zu den anderen Wehrmachtsteilen 
vom ersten Tage an Kräfte und Material für einen intensiven Wachdienst (ein­
schließlich Minenräumung und Geleitdienste) in den schwedischen Küstengewäs­
sern einsetzen, wodurch Ausbildung und Aufrüstung der Flotte erheblich verzö­
gert und erschwert wurden. Ferner hatte sich die Marine für die Durchführung 
eventueller Aufgaben in außenpolitischen Krisensituationen bereitzuhalten. In 
diesem Zusammenhang stellt Holmquist die Beratungen und Beschlüsse im schwe­
dischen Kabinett und ihre jeweilige Rückwirkung auf die Flotte eingehend dar. 
I m Mittelpunkt der Diskussionen stand im Herbst 1939 die Sorge um die 1921 
durch internationale Vereinbarung entmilitarisierten, zu Finnland gehörenden 
Älandinseln, die dank ihrer strategischen Lage für die schwedische Planung von 
größter Bedeutung waren. Als die Sowjetunion im September 1939 baltische 
Stützpunkte in Besitz nahm und sich die Gefahr abzeichnete, daß sie auch Finn­
land mit ähnlichen Absichten unter diplomatischen Druck setzte, forderte der 
Generalstabschef und spätere Oberbefehlshaber der schwedischen Wehrmacht 
Thörnell vom Kabinett, den im April 1939 zwischen den schwedischen und finni­
schen Militärs vereinbarten Plan6 einer Überführung von Truppen nach Aland 
und einer Verminung der Inselgewässer durchzuführen. Damit sollte der Sowjet­
union zugleich demonstriert werden, daß Schweden einer weiteren sowjetischen 

dische Flotte in der „Bereitschaftszeit" war bis dahin wenig vorhanden. B. Lagvall, Flottans 
neutralitetsvakt 1939-1945, 1. Aufl. Stockholm 1967, schildert die Tätigkeit der schwedischen 
Flotte bei der Neutralitätswacht lediglich in einer Art Chronik. Die Memoiren von S. H:son 
Ericson, Knopar pa logglinan, Stockholm 1966, der vom April 1939 bis April 1942 Chef der 
Marineoperationsabteilung im Generalstab war, geben Einblick in die Arbeit des Stabes 
während der Bereitschaftszeit. 

6 Über den politischen Hintergrund zu diesem Plan s. S. 641 f. 
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Expansion in diesem Raum nicht gleichgültig zusehen würde. Thörnell ging noch 
weiter und forderte eine Erklärung an die Adresse Moskaus, daß die schwedische 
Regierung alle Maßnahmen, die in die Souveränität Finnlands eingriffen, als ge­
gen seine eigenen vitalen Interessen gerichtet ansehen würde; damit wollte Thör­
nell zur Erhal tung des Friedens beitragen und militärische Maßnahmen überflüs­
sig machen. Holmquist schildert das daraufhin einsetzende „Machtspiel auf 
höchster Ebene" : die tiefen Gegensätze innerhalb der schwedischen Regierung 
über die Älandfrage und die Finnlandhilfe, die schließlich zum Sturz Außenmini­
ster Sandlers — des Verfechters einer aktiven Unterstützung Finnlands — führ­
ten, ferner den Versuch Thörnells, seine Schlüsselstellung zwischen dem Kabinett 
und den Chefs der Wehrmachtteile auszunutzen; die schwedische Marine hielt 
sich noch zu einer Zeit für eine eventuelle Aland-Aktion bereit, als die Regierung 
sich längst anders entschieden hatte. Da das Kabinett befürchtete, die Sowjet­
union werde in einer solchen Aktion eine Parteinahme in dem sich anbahnenden 
finnisch-sowjetischen Konflikt sehen, wollte es nur einen Teil des gemeinsamen 
Verminungsplans verwirklichen und den im eigenen Hoheitsgewässer verlaufen­
den schwedischen Teilabschnitt der nördlichen jener beiden gemeinsamen Minen­
sperren verlegen, die zwischen der schwedischen Küste und den Alandinseln 
vorgesehen waren. Nach weiteren heftigen Debatten im Kabinett wurde diese 
Verminungsaktion am 6. Dezember, sechs Tage nach Ausbruch des finnisch-so­
wjetischen Krieges, durchgeführt, nachdem ein sowjetischer Funkspruch aufge­
fangen worden war, aus dem hervorging, daß sowjetische U-Boote die finnische 
Ostseeküste blockieren sollten. Obwohl das Zusammenwirken mit den Finnen, 
die ihren Teil der Sperre später legten, nicht zu übersehen war, konnte die -
technisch recht unvollkommene — Minensperre von schwedischer Seite mit eige­
nen Interessen motiviert werden, nämlich mit der Notwendigkeit einer besseren 
Kontrolle der Schiffahrt zur Aufrechterhaltung der Neutrali tät in den eigenen 
Hoheitsgewässern. Wie Holmquist hervorhebt, berührte die Sperre aber in erster 
Linie nicht sowjetische, sondern deutsche Interessen: da die schwedische Regie­
rung, nicht zuletzt aus nordischer Solidarität, zum finnisch-sowjetischen Krieg 
keine Neutralitätserklärung abgab und daher Finnland und die Sowjetunion de 
jure als nichtkriegführend ansah, durften sowjetische Überwasserstreitkräfte, d. h. 
auch aufgetauchte U-Boote, die Sperre auf eigenes Risiko passieren, während den 
deutschen U-Booten als Schiffen einer kriegführenden Macht dieses Recht ver­
weigert wurde. Die deutsche Marine wandte ein, die schwedische Maßnahme 
richte sich einseitig gegen den deutschen Handelskrieg zur Unterbindung der alli­
ierten Schiffahrt in der offenen See des Bottnischen Meerbusens, doch unterblieb 
ein offizieller Protest offenbar deswegen, weil die Sperre in schwedischen Ho­
heitsgewässern lag und durch sie auch die englische U-Boot-Waffe bei der Be­
kämpfung der Erztransporte nach Deutschland behindert wurde. 

Wie Holmquist feststellt, bewirkte der Mangel an Personal und modernen 
Schiffen, daß zwar die Hauptstreitkraft der schwedischen Marine — die norma­
lerweise in Stockholm stationierte „Küstenflotte" mit einem Kern von drei mo-
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dernisierten Panzerschiffen - im Herbst 1939 einen zufriedenstellenden Grad 
der Bereitschaft erreicht hatte, nicht aber die meist mit älteren Schiffen ausgerü­
steten, in Marinedistrikte gegliederten „Lokalstreitkräfte"; häufige Werftliege­
zeiten verzögerten vor allem die Ausbildung der Besatzungen. Der Personal­
mangel erforderte längere Dienstzeiten als in den anderen Wehrmachtsteilen und 
machte soziale Maßnahmen für die Einberufenen und deren Familien notwendig. 
Ein im Herbst ausgearbeitetes gerechteres System der turnusmäßigen Ablösung 
konnte nach dem Ausbruch des finnischen Winterkrieges, der zunächst alle Ent­
lassungen unterband, nicht angewendet werden; es wurde später der jeweiligen 
außenpolitischen Lage angepaßt. Während die Politiker eine Erhöhung des 
Stammpersonals der Flotte durch die Forderung nach Verschrottung veralteter 
Schiffe in Grenzen zu halten suchten, verzichtete die Marineleitung auf alte 
Schiffe grundsätzlich nur dann, wenn sie durch Neubauten ersetzt werden konn­
ten. Da es vordringlich war, die Flotte materiell und personell auszubauen, lagen 
detaillierte seestrategische und operative Pläne für die Kriegsfälle I (Deutsch­
land) und II (Sowjetunion) erst im Frühjahr 1941 vor. Als der strenge Winter 
1939/40 die Schiffahrt in weiten Teilen der Ostsee zum Erliegen brachte, konnte 
sich die Marineleitung auf die Vervollständigung der Bereitschaft konzentrieren, 
so daß nach Holmquists Urteil der Übergang der Marine zur Verteidigungsbereit­
schaft Anfang April 1940 als abgeschlossen gelten konnte. 

Da auf dem Gebiet der militärischen Bereitschaft vom SUAV-Projekt offen­
sichtlich keine Veröffentlichungen mehr zu erwarten sind7, wurde dieser Teil­
bereich leider nur ungenügend abgedeckt. Eine Untersuchung über das schwedi­
sche Heer wird allerdings von der militärgeschichtlichen Abteilung der Militär­
hochschule in Stockholm unternommen, die außerdem eine populärwissenschaft­
liche Darstellung zur militärischen Verteidigungsbereitschaft vorbereitet8. 

Ein Überblick über die schwedische Außenpolitik im Zweiten Weltkrieg wurde 
ebenfalls außerhalb des SUAV-Projekts veröffentlicht, und zwar durch den Lei­
ter des Archivs im schwedischen Außenministerium, Kansliräd fil. dr. Wilhelm 

7 Eine Arbeit über die schwedische Flottenbaupolitik in der Zwischenkriegszeit und im Zwei­
ten Weltkrieg, die sich mit der Auswirkung z. T. überholter seestrategischer Doktrinen und 
mit den Interessenkonflikten zwischen Politikern und Militärs beschäftigt (Jan Olofson, 
Försvaret till sjöss, Studier i svensk sjöförsvarspolitik under mellankrigstiden och andra 
världskriget), ferner Arbeiten über den zivilen Luftschutz (Hans Engström, Det svenska 
civilförsvaret under andra världskriget) und über die Maßnahmen der schwedischen Wehr­
macht zur Zeit des deutschen Überfalls auf Dänemark und Norwegen (Bert Jacobsson, Den 
militära beredskapen vären 1940), die als Lizentiatabhandlungen des SUAV-Projekts vor­
liegen, sind laut Auskunft von Herrn Dozenten Ekman nicht für eine Publikation vorge­
sehen, da die Autoren aus persönlichen Gründen keine Gelegenheit mehr fanden, sie zu 
Dissertationen auszubauen. 
8 Grundlage ist eine Zusammenstellung, die bereits während des Krieges von der kriegs-
geschichtlichen Abteilung des schwedischen Generalstabes begonnen wurde. Vgl. Börje Fur­
tenbach, Historik över Sveriges militära beredskap 1939-1945 (Aktuellt och Historiskt, 1968, 
S. 159). 
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Carlgren9. Carlgrens Arbeit kollidiert jedoch insofern nicht mit dem Projekt, als 
er sich auf die Behandlung rein außenpolitischer Fragen durch Regierung und 
Außenministerium konzentriert, während sich das Projekt mit abgegrenzten Pro­
blemen der Außenpolitik beschäftigt, die in die Bereiche der militärischen Füh­
rung und der öffentlichen Meinung übergreifen. Drei der bisher erschienenen Bei­
träge geben einen chronologisch und thematisch zusammenhängenden Überblick 
über die Aktivität der politischen und militärischen Führung Schwedens in 
außenpolitischen Krisen: vor und bei Beginn des deutschen Überfalls auf die So­
wjetunion 194110, im Februar 194211 und bei der Kündigung der Abmachung 
mit Deutschland über den Transport deutscher Truppen durch Schweden im 
Sommer 194312. 

Wie Björkman in seinem Beitrag darlegt, waren Schweden und Finnland 1940 
durch die deutsche Besetzung Dänemarks und Norwegens und das Vorschieben 
der sowjetischen Stützpunkte im Ostseeraum in eine deutsch-sowjetische Zange 
geraten, die ihre außenpolitische Handlungsfreiheit weitgehend einschränkte. So 
mußten beide Staaten Ende Dezember 1940 auf ein engeres politisches und mili­
tärisches Zusammenwirken, das die Finnen angesichts der ständigen Gefahr eines 
erneuten sowjetischen Angriffs begrüßt hätten, verzichten, weil Moskau und 
Berlin dagegen waren. Jedoch wurden — wie Björkman nachweist — auf militä­
rischer Ebene insgeheim Kontakte aufrechterhalten und auf schwedischer Seite 
bis Anfang März 1941 die Planung für einen Einsatz eigener Kräfte in Finnland 
fertiggestellt, da der schwedische Generalstab eine gemeinsame Verteidigung 
Nordfinnlands als für Schweden lebenswichtig ansah: selbst wenn die Sowjets 
hier bei einem Offensivkrieg aus Rücksicht auf deutsche Interessen an der schwe­
dischen Grenze Halt machten, wäre die entstandene latente Bedrohung nur mit 
deutscher Hilfe zu bannen gewesen und hätte damit Konsequenzen für die Selb­
ständigkeit Schwedens gehabt. 

Hitler lehnte einen schwedisch-finnischen Block laut Björkman ab, weil er 
Finnland für den Überfall auf die Sowjetunion als aktiven Partner gewin­
nen wollte, während Schweden, um den ungestörten Fortgang der Erzlieferungen 
zu sichern, nichtkriegführend bleiben, aber seine Verkehrswege für den deutschen 
Aufmarsch in Nordfinnland zur Verfügung stellen sollte. Zum anderen paßte ein 

9 Wilhelm M. Carlgren, Svensk utrikespolitik 1939-1945, Aktstycken utgivna av utrikes-
departementet, Ny serie II:26, Stockholm 1973. Carlgrens Publikation schließt zumindest 
zeitlich an die große Serie: „Den svenska utrikespolitikens historia", Redaktionskomm.: Nils 
Ahnlund u. a., Stockholm 1951-1961, an, die bis zum Kriegsausbruch reicht. Zu Carlgrens 
Arbeit s. die Besprechungen von Sten Carlsson in der Historisk Tidskrift 1973, S. 613 ff. und 
von Viggo Sjoqvist in der (dänischen) Historisk Tidsskrift 1974, S. 483 ff. 

10 Leif Björkman, Sverige inför Operation Barbarossa, Svensk neutralitetspolitik 1940-1941, 
Stockholm 1971. 

11 Äke Uhlin, Februarikrisen 1942, Svensk säkerhetspolitik och militär planering 1941-1942, 
Stockholm 1972. 

12 Rune Karlsson, Sa stoppades tysktägen, Den tyska transiteringstrafiken i svensk politik 
1942-1943, Stockholm 1974. 
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solcher Block nicht in Hitlers Vorstellung einer „Neuordnung Europas", bei der 
die „germanischen Völker" sich zentral auf Berlin auszurichten hatten. Hitlers 
Absichten mußten früher oder später das oberste politische Ziel der schwedischen 
Regierung gefährden, ihr Land selbständig und aus dem Krieg der Großmächte 
herauszuhalten. Dabei sah der realpolitisch denkende schwedische Außenminister 
Christian Günther in der Neutrali tät keineswegs einen Selbstzweck. E r war 
durchaus bereit, zugunsten Deutschlands (später auch der Alliierten) von der 
strikten Neutralität abzuweichen, solange dabei nicht die Souveränität Schwe­
dens beeinträchtigt wurde und eine aktive Verwicklung in den Krieg vermieden 
werden konnte. Björkman zeigt, wie Günther als parteiloses Kabinettsmitglied 
bestrebt war, sich seine Handlungsfreiheit im Kabinett und gegenüber dem 
Reichstag zu bewahren, um auf jede Situation elastisch reagieren zu können. 
Schwierigkeiten ergaben sich im März 1941, als die deutsche Führung das im 
deutsch-schwedischen Abkommen vom 8. Juli 1940 über den Urlauber- und Aus­
tauschverkehr von und nach Norwegen festgelegte Äquivalenzprinzip verletzte 
und der Überschuß der durch Schweden nach Nordnorwegen transportierten 
Mannschaften ständig wuchs; die Schweden glaubten zu diesem Zeitpunkt noch 
an die Vorbereitung einer Landung in England. Da die stillschweigende Duldung 
dieser Transporte die einseitige Begünstigung eines Kriegführenden bedeutet hät­
te, ließ Günther am 10. März Berlin wissen, daß der Transitverkehr völlig einge­
stellt werden müsse, wenn das Äquivalenzprinzip nicht wiederhergestellt werde. 
U m ultimativen Forderungen und Überraschungen nach Möglichkeit begegnen zu 
können, wurden auf Vorschlag des Oberbefehlshabers Thörnell 80 000 Mann ein­
berufen13. Diese sogenannte Märzkrise („marskrisen") konnte jedoch dadurch 
überwunden werden, daß sich die deutsche Regierung am 29. März einverstanden 
erklärte, zusätzliche Transporte auf dem Seewege durch schwedische Territorial­
gewässer vorzunehmen14, wo sie völkerrechtlich zulässig waren und auch bei der 

13 Kent Zetterberg, Marskrisen 1941 - en alternativ tolkning, in: Historisk Tidskrift 1974, 
S. 59 ff., führt die Verstärkung der Bereitschaft im Gegensatz zu Björkman nicht auf die un­
mittelbare deutsch-schwedische Kontroverse in der Transitfrage, sondern auf das von der 
schwedischen Regierung befürchtete Aufleben des deutsch-britischen Kampfes um Norwe­
gen zurück, wobei die englischen Kommandounternehmen gegen die Lofoteninsel Svolvaer 
am 4. März als Vorboten angesehen werden. Bei einer erneuten Schlacht um Norwegen hätte 
Schweden das Transitabkommen gegen deutschen Widerstand kündigen müssen. Die Mobil­
machung vom März 1941 wird hier stärker als Folge längerfristiger Überlegungen der 
schwedischen Regierung zum zukünftigen Kriegsverlauf gedeutet. 

14 Zur Frage dieser Seetransporte, die nie so stark im Blickpunkt der schwedischen Öffentlich­
keit standen wie der deutsche Transitverkehr zu Lande, liegt eine Lizentiatarbeit des SUAV-
Projekts vor: Curt Jacobsson, Den tyska transiteringstrafiken pä svensk territorialvatten 
1941-44, Stockholms universitet, hist. inst. 1969, die nach einer ergänzenden Überarbeitung 
durch Alf Johansson unter dem Titel: Sverige, Tyskland och det svenska territorialvattnet 
1941-1942, zur Veröffentlichung in der Projektreihe vorgesehen ist. Bisher war über die 1957 
erschienene Artikelserie Ulf Brandells in Dagens Nyheter und die in der Dokumentation 
von Brandell und Ake Thulstrup, Transiteringsfrägan 1941-42 (-43), Tyska aktstycken till 
ämnets belysning, in: Historisk Tidskrift 1960, S. 34 ff. und 309 ff., enthaltenen Angaben 



Schweden im Zweiten Weltkrieg 601 

schwedischen Öffentlichkeit weniger Aufsehen erregten. In eine ernsthafte innen­
politische Krise sollte die schwedische Regierung durch die deutschen Forderun­
gen bei Beginn des deutsch-sowjetischen Krieges geraten. Björkman trifft die in­
teressante Feststellung, daß der schwedischen Regierung über den Ausbruch eines 
solchen Konflikts schon zeitig Nachrichten vorlagen: hatte Ende Januar oder 
Anfang Februar 1941 der stets gut informierte Goerdeler seinem schwedischen 
Verbindungsmann Jacob Wallenberg versichert, daß ein deutscher Überfall auf 
die Sowjetunion noch in diesem Jahr beabsichtigt sei15, so wurde diese Informa­
tion im Februar durch Meldungen des schwedischen Nachrichtendienstes er­
gänzt; auch das Kennwort „Barbarossa" wurde in diesem Monat erstmals im 
chiffrierten Telegrammverkehr zwischen deutschen Stellen in Berlin und Oslo 
entschlüsselt, der aus technischen Gründen über schwedisches Gebiet lief. Bereits 
am 2 1 . April erörterte daher die schwedische Regierung mit Thörnell die mögli­
chen Konsequenzen eines deutsch-sowjetischen Krieges, für den der schwedische 
Oberbefehlshaber einen deutschen Sieg voraussagte. E r bekam Weisung, ange­
sichts der beobachteten deutsch-finnischen Annäherung bei den Kontaktgesprä­
chen mit den finnischen Militärs über eine mögliche Zusammenarbeit zurückhal­
tend zu sein. Alarmierend wirkten detaillierte Angaben über Pläne für deutsche 
Unternehmungen von Nordfinnland aus gegen die Sowjetunion, die der deutsche 
Militärattache Horst Rössing in Helsinki seinem schwedischen Kollegen Gösta 
von Stedingk im April anvertraute und die — wie Björkman durch Vergleich 
nachweist — bis auf geringe Abweichungen mit den später durchgeführten Ope­
rationen übereinstimmten. Rössing kündigte zugleich an, daß Schweden kurz vor 
Beginn der Unternehmungen ersucht werden würde, die erforderlichen Truppen 
mit der schwedischen Eisenbahn zu transportieren und zu versorgen. Das Motiv 
Rössings war nach Björkman, die Schweden auf die deutschen Forderungen vor­
zubereiten und rechtzeitig zu einem positiven Beschluß zu bewegen, da er Schwe­
den aufrichtig eine erträgliche Stellung in der zukünftigen „Neuen Ordnung" 
Europas wünschte. Außenminister Günther dagegen suchte die Bedeutung der 
Angaben Rössings herunterzuspielen — er brachte diese Nachrichtenquelle sogar 
zum Versiegen, indem er sie dem deutschen Gesandten in Stockholm offenbar­
te , gerade weil er eine Entscheidung des Kabinetts vermeiden wollte, die ihn 
im voraus gebunden hätte. E r befürchtete, daß eine solche Entscheidung negativ 
ausfallen würde, weil ein Teil seiner Kabinettskollegen deutsche Transitforderun­
gen äußerstenfalls für die Verteidigung Finnlands gegen einen sowjetischen An­
griff, nicht aber für einen gemeinsamen Überfall Deutschlands und Finnlands auf 
die Sowjetunion erfüllen würde. Deshalb kamen ihm derartige Nachrichten un-

hinaus zu diesem Thema kaum etwas publiziert. Die letztgenannten Dokumente sind unter­
dessen zum überwiegenden Teil in den Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik 1918-1945, 
Serie D, Bd. XII u. XIII, und Serie E, Bd. I bis IV, Göttingen 1969-1975, veröffentlicht 
worden, die allerdings zunächst nur bis Ende 1942 reichen. 

15 Interview Björkmans mit J. Wallenberg vom 24. 11.1969 (Archiv des SUAV-Projekts). Wal­
lenberg gab die Mitteilung seinerzeit an das schwedische Außenministerium weiter. 
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gelegen16, und er stützte sich im Kabinett auf die beruhigenden Erklärungen der 
finnischen Regierung, daß sich Finnland aus dem Krieg der Großmächte heraus­
halten wolle. Als sich schließlich die getarnte finnische Mobilmachung abzeichne­
te, wurde die schwedische diplomatische Vertretung in Moskau am 18. Juni an­
gewiesen, ihr politisches Archiv zu verbrennen: offenbar fürchtete man, daß ein 
notwendig werdendes Eingehen auf die erwarteten deutschen Forderungen die 
Sowjets zu Repressalien gegen die Moskauer Vertretung veranlassen könnte. Als 
diese Forderungen am Morgen des Angriffstages einliefen, drohte die Samm­
lungsregierung wegen der mit der Neutralität nicht zu vereinbarenden Haupt­
forderung — Transport der deutschen 163. Infanteriedivision von Oslo an die 
finnische Grenze auf der schwedischen Eisenbahn — auseinanderzubrechen. 
Während sich Günther und die Vertreter der drei bürgerlichen Parteien für Er­
füllung aussprachen — nicht zuletzt, da es sich indirekt auch um eine Unterstüt­
zung Finnlands handelte —, lehnten die sozialdemokratischen Minister, deren 
Partei in beiden Häusern des Parlaments die absolute Mehrheit besaß, die Forde­
rung ab, weil Schweden sonst unweigerlich in den Krieg hineingezogen werde. 
Dem diplomatischen Geschick des sozialdemokratischen Premiers und Parteifüh­
rers Per Albin Hansson, der zunächst ohne eigene Stellungnahme die Konsequen­
zen der möglichen Entscheidungen darlegte, gelang es, die „Mittsommerkrise" 
(midsommarkrisen) zu meistern und die Spaltung der Nation in dieser ange­
spannten Situation zu verhindern. Bei einem Rücktritt der bürgerlichen Kabi­
nettsmitglieder hätte eine sozialdemokratische Regierung unter Umständen mili­
tärischen Widerstand mit einer in sich gespaltenen Nation leisten müssen, wäh­
rend es einer vom König berufenen bürgerlichen Minderheitsregierung an der nö­
tigen Widerstandskraft gegen ein weiteres Hineingleiten in das deutsche Fahr­
wasser gefehlt hätte. Hansson bewog am 24. Juni seine Fraktion, auf ihrem 
Standpunkt nur dann zu bestehen, wenn auch bei den Fraktionen der anderen 
Parteien dafür eine Mehrheit zu gewinnen sei. Als gewichtiges Argument be­
nützte er eine Äußerung König Gustafs V., die dieser während einer Besprechung 
mit ihm und Günther getan hatte. Hansson interpretierte nämlich die Worte des 
Königs, daß er keinen Konflikt mit Deutschland riskieren und nötigenfalls „die 
Konsequenzen ziehen" wolle — was auch die Berufung einer neuen Regierung 
bedeuten konnte —, vor seinen Parteikollegen als Abdankungsdrohung. Da für 

16 Krister Wahlbäck bestreitet in seiner Besprechung des Björkman-Buches (Statsvetenskaplig 
Tidskrift 1972, S. 244 f., dort S. 249 f.) diese These von den Motiven Günthers, da sie nur auf 
den Angaben Stedingks beruhe und die schwedische Regierung seinerzeit keine Beschlüsse 
für zukünftige, rein hypothetische Situationen zu fassen pflegte. Er wirft Björkman eine 
nachlässige Behandlung der Quellen vor. Carlgren, a. a. O. (vgl. Anm. 9), S. 276, behauptet, 
Günther habe Rössing eine Lehre erteilen wollen, da er ihn als „Sprachrohr" jener finnischen 
Kreise ansah, die Revanchegedanken gegenüber der Sowjetunion hegten und die schwedische 
Politik, Finnland für eine bleibende Neutralität an der Seite Schwedens zu gewinnen, bei den 
Deutschen in Mißkredit bringen wollten, und fügt hinzu (a. a. O., Anm. 116), Björkman 
habe nicht alle einschlägigen Dokumente gekannt. 
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eine Ablehnung der deutschen Forderung keine Einmütigkeit zu erzielen war, 
stimmte der Reichstag am 25. Juni in geheimer Sitzung der Erfüllung zu17. Damit 
hatte die Abweichung von der Neutralität die äußerste Grenze erreicht. Aller­
dings hatte Günther seinen Erfolg nur unter Einschränkung seiner Handlungs­
freiheit erringen können: als Zugeständnis an die Sozialdemokraten18 hatte der 
Genehmigung eine Klausel hinzugefügt werden müssen, daß es sich bei dem 
Transit der 163. Infanteriedivision um einen einmaligen Vorgang ohne präjudi-
zierende Wirkung handle. Als die Deutschen Ende Juli um den Transport einer 
weiteren Division nachsuchten, wurde die Forderung unter Berufung auf diese 
Klausel abgelehnt und auf den Seetransport durch schwedische Hoheitsgewässer 
verwiesen. 

Dieser Schritt leitete eine Periode ein, in der sich die deutsch-schwedischen Be­
ziehungen verschlechterten und die im Februar 1942 in eine weitere Krise mün­
dete. Wie Uhlin in seinem Beitrag über die „Februarkrise" ausführt19, gab es für 
den aggressiven Ton, der deutscherseits in der zweiten Jahreshälfte 1941 gegen­
über Schweden angeschlagen wurde, mehrere Gründe. Einmal mißbilligte man in 
Berlin, daß Schweden den Krieg gegen die Sowjetunion, der von der deutschen 
Propaganda als antibolschewistischer Kreuzzug im Interesse Europas aufgemacht 
wurde, nicht einmal moralisch unterstützte, vielmehr antideutsche Kritik in der 
Presse zuließ und auch die schwedische kommunistische Partei nicht verbot. Zum 
anderen nahm die schwedische Regierung in der Frage der Truppentransporte 
nach Finnland weiterhin eine ablehnende Haltung ein und erfüllte deutsche 
Wünsche auf Kauf von schwedischem Material für die nordfinnische Front nur 
ungenügend. Ferner verlangte Berlin unter Drohungen, die in Göteborg liegenden 
norwegischen Schiffe — auf die die norwegische Exilregierung in London einen 

17 Über die Vorgänge in der „Mittsommerkrise", die „Schuld" einzelner Politiker und die 
Haltung des Königs gab es in der schwedischen Öffentlichkeit eine heftige, meist politisch 
gefärbte Diskussion, die anfangs noch auf der Grundlage ungenügenden Quellenmaterials 
geführt wurde. Zur Debatte in den Jahren 1944-1963 und zur damaligen Quellenlage vgl. 
Björkman, S. 337 ff. Neuere wissenschaftliche Untersuchungen zu dieser Frage s. Göran B. 
Nilsson, Midsommarkrisen 1941, in: Historisk Tidskrift 1971, S. 477 ff.; Äke Thulstrup, 
Gustav V:s roll under midsommarkrisen 1941, in: Historisk Tidskrift 1972, S. 72 ff.; Krister 
Wahlbäck, Per Albin Hansson och midsommarkrisen 1941, in: Historisk Tidskrift 1973, 
S. 9 ff.; Per G. Andreen, Politiska handlingslinjer i midsommarkrisen 1941, ebenda S. 38 ff.; 
Göran B. Nilsson, Om det fortfarande behovet av källkritik, Jämte nägra reflexioner över 
midsommaren 1941, ebenda, S. 173 ff.; Per G. Andreen - Krister Wahlbäck, Källkritiken och 
midsommarkrisen, in: Historisk Tidskrift 1974, S. 82 ff. 

18 Nilsson, Midsommarkrisen 1941., a. a. O. (vgl. vorhergehende Anm.), S. 526, bestreitet, daß 
die Klausel allein auf die Initiative der ursprünglichen Gegner der Genehmigung zurück­
zuführen und von den Befürwortern nur widerstrebend akzeptiert worden sei. 

19 Vgl. Anm. 11. Für bestimmte Probleme des deutsch-schwedischen Verhältnisses im Herbst 
1941 sei ferner verwiesen auf Per G. Andreen, De mörka ären, Perspektiv pä svensk 
neutralitetspolitik vären 1940 - nyäret 1942, Stockholm 1971, der sich auf die Tagebuch­
aufzeichnungen des damaligen Kultusministers Gösta Bagge stützt. 
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Anspruch erhob, über den die schwedische Justiz entscheiden sollte20 — am Aus­
laufen zu hindern; die Erfüllung hätte einen Neutralitätsbruch und englische 
Gegenmaßnahmen gegen die schwedische Schiffahrt bedeutet. Die britischen 
Kommandounternehmen gegen die norwegische Küste im Dezember 1941 ver­
stärkten Hitlers Befürchtung, daß die Westalliierten in Kürze eine Landung in 
Nordnorwegen unternehmen könnten, um mit den Sowjets eine direkte Verbin­
dung herzustellen; mißtrauisch fragte er sich, ob Schweden dann alliierten 
Durchmarschwünschen nachgeben werde. Die deutschen Besorgnisse blieben dem 
schwedischen Abhördienst nicht unbekannt, und in Stockholm häuften sich die 
nachrichtendienstlichen Meldungen über einen deutschen Präventivüberfall auf 
Schweden, dazu Berichte über eine offensichtlich gesteuerte schwedenfeindliche 
Kampagne in Deutschland. Da die strenge Kälte Ende Januar 1942 den deut­
schen Seeverkehr nach Finnland behinderte, erwarteten die Schweden nach­
drückliche deutsche Forderungen auf Truppentransporte per Eisenbahn. Im Fe­
bruar 1942 schlug Oberbefehlshaber Thörnell eine Verstärkung der Verteidi­
gungsbereitschaft vor, die schon nach wenigen Tagen wegen der weiteren Ver­
schärfung der Lage als ungenügend befunden wurde: am 18. Februar unterbrei­
tete Thörnell der Regierung die Alternative, entweder die volle Mobilmachung 
einzuleiten oder sofortige politische Schritte zu unternehmen, um das Verhältnis 
zu Deutschland zu entspannen, wobei die zweite Alternative seinen eigenen Vor­
stellungen näherlag. Die Regierung entschied sich für eine drastische Verstärkung 
der militärischen Bereitschaft und für diplomatische Aktionen. Bis Ende Februar 
standen 300 000 Mann unter Waffen; der Schwerpunkt der Verteidigung wurde 
ins Innere Süd- und Mittelschwedens verlegt, wo deutsche Luftlandungen erwar­
tet wurden, während die Gefahr von Landungen an der Küste wegen der Eisver­
hältnisse gering geachtet wurde. Deutschland gegenüber wurde die Verstärkung 
der Streitkräfte damit begründet, daß sie gegen einen möglichen Versuch der 
Westmächte gerichtet sei, nach einer Landung in Nordnorwegen über schwedi­
sches Gebiet in den Rücken der deutsch-finnischen Front durchzubrechen. 
Gleichzeitig versicherte die schwedische Regierung, u. a. durch eine persönliche 
Mitteilung des schwedischen Königs an Hitler, daß Schweden keine anglo-ameri-
kanische Aktion auf schwedischem Territorium zulassen werde. 

Bei seiner Untersuchung des Verhältnisses zwischen politischer und militäri­
scher Führung stellt Uhlin fest, daß Oberbefehlshaber Thörnell im Gegensatz zur 
Regierung für ein weitgehendes Entgegenkommen gegenüber Deutschland in der 
Transport- und Nachschubfrage eintrat und darüber hinaus schwedische Freiwil­
ligenverbände, Materiallieferungen und humanitäre Hilfe für Finnland sowie die 
Unterbindung kommunistischer Aktivität in Schweden vorschlug. Thörnell 
glaubte, daß Deutschland die Sowjetunion spätestens im Sommer 1942 besiegen 
werde und daß Schweden auf keinen Fall einen deutschen Angriff provozieren 
dürfe, da es dem nicht gewachsen sein würde. Dennoch befolgte Thörnell loyal 

20 Vgl. dazu S. 610. 
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die Beschlüsse der Regierung und ließ bis Februar 1942 im Generalstab auch die 
Verteidigungspläne für den „Kriegsfall I", d. h. einen Krieg mit Deutschland, 
überarbeiten, der als deutscher Präventivschlag vor einer alliierten Landung in 
Norwegen oder als Folge deutscher Forderungen nach einer solchen Landung 
ausbrechen konnte. Die Chefs der Operationsabteilungen der drei Wehrmachts­
teile erwogen sogar, anfänglich ohne Wissen Thörnells, eine Offensive in Rich­
tung auf die Atlantikküste in der Höhe von Trondheim, um einen Korridor für 
anglo-amerikanische Hilfe zu schaffen. Thörnell billigte zwar diesen Offensiv­
plan, unterließ es aber, der Regierung die notwendige Kontaktaufnahme mit den 
Engländern vorzuschlagen, da er ein Bekanntwerden schwedisch-englischer Be­
sprechungen in Berlin keinesfalls riskieren wollte. Die Sondierungen, die der 
Stabschef der Luftwaffe, Generalmajor Nordenskiöld, auf eigene Initiative be­
reits im Oktober 1941 unternommen hatte, zeitigten als einziges Ergebnis die bei­
derseitige Bereitschaft, schwedisch-britische Stabsbesprechungen im Falle eines 
deutschen Angriffs auf Schweden — aber auch erst dann — aufzunehmen. 

Als nach der Ablehnung des deutschen Verlangens vom 23. Februar 1942, 6000 
Mann auf dem Landwege nach Finnland zu befördern, keine deutschen Gegen­
maßnahmen erfolgten, ließ die Spannung in Schweden nach. Ab März gingen Be­
richte über eine günstigere Beurteilung Schwedens durch die deutsche Führung 
ein: die ersten Rückschläge in Rußland und der Kriegseintritt Amerikas ließen es 
Berlin opportun erscheinen, sich keinen zusätzlichen Gegner zu schaffen. Auch 
die Botschaft des schwedischen Königs an Hitler hatte offensichtlich ihre Wir­
kung nicht verfehlt: in seiner Antwort vom 16. März versicherte Hitler, 
Deutschland werde keine Maßnahmen ergreifen, die Schwedens Neutralität ver­
letzten — die „Februarkrise" war vorüber. 

Die Entwicklung vom Frühjahr 1942 bis zur Aufkündigung des deutsch -
schwedischen Transitabkommens im Juli 1943 behandelt der Beitrag von Rune 
Karlsson21. In diesem Zeitraum gewannen die Beziehungen Schwedens zu den Al­
liierten an Bedeutung. Als die Schweden seit Frühjahr 1942 von den Westmäch­
ten eine Erhöhung der Importquote für Ölprodukte wünschten, vor allem für 
ihre Streitkräfte, forderten die Alliierten erhebliche Gegenleistungen: eine Be­
grenzung des deutschen Mannschafts- und Materialtransits sowie den Stop der 
Öltransporte durch Schweden für die deutschen U-Boot-Stützpunkte in Norwe­
gen; die Einstellung des schwedischen Geleitschutzes für deutsche Transport­
schiffe durch schwedische Gewässer, der nach Meinung der Alliierten eine we­
sentliche Ursache des erhöhten Ölbedarfs darstellte; laufende statistische Unter­
lagen über den deutschen Transitverkehr und über den schwedischen Export in 
andere Länder. Die schwedische Regierung hielt zwar an der Auffassung fest, 
daß eine Revision des deutsch-schwedischen Transitabkommens noch nicht in 
Frage kam, suchte aber in den Sommermonaten den deutschen Transitverkehr 
mit technischen Begründungen zu reduzieren. Denn ein Abkommen zur Siche-

21 Vgl. Anm. 12. 
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rung der transatlantischen Einfuhr einschließlich des Ölimports war dringlich ge­
worden: durch den Kriegseintritt Amerikas, das enorme amerikanische Aufrü-
stungsprogramm und die daraus resultierende Warenknappheit auf den übersee­
ischen Märkten sowie durch die restriktive Handelspolitik der gegenüber der 
schwedischen Neutralität zunächst mißtrauischen Amerikaner waren bestimmte 
Abmachungen des schwedisch-britischen Kriegshandelsabkommens vom Dezem­
ber 1939 — das Schweden Einfuhrquoten garantierte und den schwedischen Ex­
port in andere kriegführende und neutrale Länder regelte — nicht eingehalten 
worden. Auch mußten nun die Amerikaner als Vertragspartner einbezogen und an 
Abmachungen gebunden werden. Dennoch wurde dem Staatssekretär Erik Bohe-
man, der im Herbst 1942 in London und Washington verhandelte, die erbetene 
Ermächtigung strikt verweigert, als Gegenleistung für wirtschaftliche Zugeständ­
nisse eine Begrenzung des deutschen Transitverkehrs anzubieten. 

Die vorsichtige Politik gegenüber Deutschland geriet jedoch zunehmend unter 
den Druck der öffentlichen Meinung. Im November 1942 wandten sich im 
Reichstag der linke Flügel der Sozialdemokratie und die Kommunisten gegen 
Transitzugeständnisse, im Januar 1943 forderten sie die völlige Einstellung des 
Transitverkehrs. Nach deutschen Übergriffen in Norwegen rückte die „Transit­
politik" auch in den Mittelpunkt der Pressediskussion, wobei immer mehr Zei­
tungen zu den Kritikern der Regierung überwechselten. Im März und April 1943 
brach mit Protestversammlungen und Resolutionen ein Sturm im Lande los, und 
die Kritik dehnte sich auf die gesamte Außenpolitik der Sammlungsregierung 
aus. Auch im Ausschuß für außenpolitische Angelegenheiten und im Verfassungs-
ausschuß des Reichstages wurde die Einstellung des Transitverkehrs gefordert. 
Die Regierung wollte selbst zur strikten Neutralität zurückkehren, ließ sich aber 
von der Opposition nicht die Entscheidung über den Zeitpunkt dieses Schritts 
nehmen. Zwar hatte sich das Risiko einer militärischen Gegenaktion Deutsch­
lands, das bei Stalingrad und in Nordafrika schwere Niederlagen hatte einstek­
ken müssen, verringert22, doch war noch immer mit Repressalien zu rechnen, z. B. 

22 Tatsächlich wurden im Frühjahr 1943 deutsche Pläne für eine Besetzung Schwedens aus­
gearbeitet, sie sollten aber nur im Falle einer alliierten Landung in Skandinavien verwirk­
licht werden. Die detaillierte Operationsstudie, die im Auftrag des AOK Norwegen vom 
Stab der im Raum Oslo stationierten 25. Panzerdivision unter Generalleutnant von Schell 
ausgearbeitet wurde und am 6. April 1943 vorlag, hat neuerdings Carl-Axel Gemzell auf­
grund des im Bundesarchiv/Militärarchiv Freiburg i. Br. vorhandenen Materials gründlich 
analysiert (Tysk militär planläggning under det andra världskriget: fall Sverige, in: Scandia 
1975, S. 199 ff.) und damit die Darstellung von Earl F. Ziemke, The German Northern 
Theatre of Operations 1940-1945, Washington 1960, S. 257 ff., ergänzt, die auf den damals 
zugänglichen und in den USA verwahrten deutschen Akten beruhte. Zur Kontroverse über 
eine in der Planung zum Ausdruck kommende unmittelbare Bedrohung Schwedens vgl. 
W. Hubatsch, Operation Polarfuchs - ein strategischer Schubladenentwurf, in : Wehrwissen-
schaftl. Rundschau 1956. S. 11 ff., ders. Unruhe des Nordens, Göttingen 1956, S. 206 ff.; 
und W. Wilhelmus, Vorbereitung der faschistischen Wehrmacht zur Besetzung Schwedens, 
in: Zeitschr. f. Geschichtswissenschaft 23 (1975), S. 1032 ff. 
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mit einer erneuten Sperrung des über Göteborg laufenden Überseehandels23. Es ge­
lang auch, für eine abwartende Politik das Vertrauen der Mehrheit innerhalb der 
an der Sammlungsregierung beteiligten Parteien zu gewinnen. Jedoch war ein 
neues politisches Klima entstanden, das die Position der Regierung gegenüber al­
liierten Forderungen schwächte, und ihr war klar, daß sie den Wechsel, den sie 
auf das ihr entgegengebrachte Vertrauen gezogen hatte, bald einlösen mußte. Das 
galt vor allem für die Sozialdemokraten und Liberalen im Kabinett. Es bestand 
die Gefahr, daß die überparteiliche Vereinigung „Kämpande Demokrati" 
(Kämpfende Demokratie), in der sich u. a. unzufriedene Sozialdemokraten und 
Liberale zu einer außerparlamentarischen Opposition gegen die „deutschfreund­
liche" Politik der Regierung zusammengeschlossen hatten24, als neue Partei einen 
[Teil der Anhänger der etablierten Parteien zu sich herüberzog. Außenminister 
Günther testete daher seit Frühjahr 1943 in „theoretischen" Gesprächen die 
deutsche Haltung gegenüber einer Kündigung des Transitabkommens und fand 
heraus, daß sich die deutschen Vertreter angesichts der veränderten Kriegslage 
nicht mehr jener „Sprache der Stärke" bedienten wie früher. Bei den weiteren 
Verhandlungen über das Kriegshandelsabkommen mit den Westmächten (10. Mai 
bis 19. Juni in London) wurde daher die schwedische Delegation unter Gunnar 
Hägglöf25 ermächtigt, die Einstellung des Transits deutscher Mannschaften und 
Kriegsmaterials einschließlich Öls bis zum 1. Oktober 1943 anzubieten. 

Der ausgehandelte Vertragsentwurf — der u. a. die Jahresquote für den 01-
import nach Schweden verdoppelte, dafür aber das zulässige Volumen des 
schwedischen Exports nach „Achsen-Europa" verringerte und deshalb in Stock­
holm auf Kritik stieß — sollte nur dann verbindlich werden, wenn Schweden 
seine Gegenleistung bis zum Oktober verwirklichte. Außenminister Günther und 
Premier Hansson weigerten sich jedoch, die Kündigung des Transitabkommens 
mit dem Abschluß des Handelsvertrages zu koppeln: die Kündigung sollte als 
Maßnahme autonomer schwedischer Politik und keinesfalls als Konzession ge­
genüber dem Druck der Westmächte erscheinen. Eine mit der Aufkündigung des 
Transitabkommens erfolgende Unterzeichnung des Vertrages, die durch die vor­
gesehenen Exportrestriktionen als Beteiligung am Handelskrieg gegen Deutsch­
land gedeutet werden konnte, mochte Hitler entgegen aller rationaler Überlegung 
zu drastischen Maßnahmen gegen Schweden provozieren. Gegen den Widerstand 
zweier sozialdemokratischer Kabinettsmitglieder — Handelsminister Erikssons 

23 Der Göteborgverkehr war von deutscher Seite im Zusammenhang mit der schwedischen Er­
laubnis für das Auslaufen der beiden norwegischen Schiffe „Dicto" und „Lionel" fast vier 
Monate lang gesperrt gewesen und wurde Anfang Mai 1943 gerade erst wieder geöffnet 
Vgl. dazu den Beitrag von Rockberger, s. S. 608 ff. 

24 Über diese Vereinigung und ihr Sprachrohr, die Wochenzeitschrift „Trots Allt!" ist unter­
dessen ein SUAV-Beitrag erschienen, vgl. Anm. 52. 

25 Gunnar Hägglöf, damals Leiter der handelspolitischen Abteilung im schwedischen Außen­
ministerium, hat die Vorgänge aufgrund seiner Tagebuchaufzeichnungen unter Verwendung 
von Akten des Außenministeriums dargestellt in: Svensk Krigshandelspolitik under andra 
världskriget, Stockholm 1958. 
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und Finanzminister Wigforss' — teilte die Regierung daher am 12. Juli 1943 den 
Westmächten mit, sie könne die Kündigung des Transitabkommens nicht als Teil 
des Vertrages anerkennen und werde zu dem Entwurf erst Stellung beziehen, 
wenn der Transit „in einigen Wochen" eingestellt sein werde. 

Nach Karlsson kam der bereits am 2. Juli gefaßte Beschluß zur Kündigung des 
Transitabkommens ohne Berücksichtigung der militärischen Lagebeurteilung 
Thörnells zustande, der von diesem Schritt abriet. Die Regierung lehnte ferner 
seine Forderung ab, im Falle der Kündigung die allgemeine Mobilmachung anzu­
ordnen. Da die Bereitschaftsstärke seit der Februarkrise 1942 verringert worden 
war, stimmte das Kabinett — allerdings auch im Hinblick auf eine mögliche alli­
ierte Invasion in Skandinavien — einer teilweisen Verstärkung zu; bis Anfang 
August wurde die Bereitschaft wieder auf 300 000 Mann angehoben. Ebenso 
scheinen die sowjetischen Beschwerden über eine „deutschfreundliche" Politik 
Schwedens bei den Erwägungen über die Einstellung des Transits keine große 
Rolle gespielt zu haben, wobei allerdings zu berücksichtigen ist, daß Karlsson der 
schwedisch-sowjetische Notenwechsel von 1942/43 nicht zugänglich war. In der 
am 29. Juli ausgesprochenen Kündigung wurden rein schwedische Interessen in 
den Vordergrund gestellt: die deutsche Besatzungspolitik in Norwegen habe eine 
Entwicklung genommen, deren mittelbare Unterstützung durch Schweden das 
Verhältnis zum nordischen Brudervolk belasten müsse; in der Kündigung dürfe 
jedoch keine Änderung der schwedischen Politik gesehen werden, die nur wieder 
der strikten Neutralität zustrebe. Deutsche Gegenmaßnahmen erfolgten nicht, da 
Hitler in diesen Tagen andere Sorgen hatte. Vier Tage vorher war Mussolini ge­
stürzt worden, und Italien drohte vom Bündnis abzufallen; im Osten hatte die 
letzte große Offensive („Zitadelle") abgebrochen werden müssen. Deutschland 
fügte sich darein, daß der Transit von Kriegsmaterial am 15. August, von Mann­
schaften am 20. August und von Öl am 1. Oktober eingestellt wurde. Am 23. 
September wurde das Kriegshandelsabkommen mit den Westmächten in Kraft 
gesetzt; gegenüber dem Londoner Entwurf waren einige Verbesserungen zugun­
sten Schwedens erreicht worden. Wie in der Mittsommerkrise hatte Premier 
Hansson das schwedische Staatsschiff unter Wahrung der Einigkeit innerhalb der 
Regierung — und seiner eigenen Partei - heil durch alle Klippen steuern kön­
nen. 

Eine wichtige Rolle spielte der über den Hafen Göteborg laufende transatlan­
tische Handel — Schwedens „Fenster zum Westen" —, dem der Beitrag von Ni­
colaus Rockberger gewidmet ist26. Während Schweden in den ersten Monaten des 

26 Nicolaus Rockberger, Göteborgstrafiken, Svensk lejdtrafik under andra världskriget, Stock­
holm 1973. In ihrer Rezension Göteborgstrafiken under världskriget, in: Historisk Tidskrift 
1974, S. 547 ff., macht Elsa Sjöholm Rockberger u .a . den doch wohl unbegründeten Vor­
wurf, sich zu stark auf das Buch G. Hägglöfs (s. vorhergehende Anmerkung) zu stützen. Im 
Gegensatz zu Hägglöf sieht Rockberger den Göteborgverkehr jedoch nicht nur vom schwe­
dischen, sondern auch vom britischen und deutschen Blickpunkt her und verwendet ent­
sprechendes Material ausländischer Herkunft. 
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Krieges durch den Abschluß von Kriegshandelsabkommen mit Großbritannien 
und Deutschland einen ausbalancierten Handel hatte treiben können, änderte 
sich die Lage mit der deutschen Besetzung Dänemarks und Norwegens im April 
1940: der Überseehandel, der vor dem Kriege ungefähr die Hälfte des Außenhan­
dels ausgemacht hatte, wurde von beiden kriegführenden Parteien unterbunden, 
und Deutschland schloß das Skagerrak durch eine verminte Sperre. Bei An­
dauern dieser doppelten Blockade — die außerdem die schwedische Handels­
flotte in zwei ungefähr gleiche Teile trennte — mußte sich die schwedische Wir t ­
schaft bei ihrer Rohstoffversorgung unweigerlich auf den deutsch-beherrschten 
Kontinent ausrichten und damit auch politisch in Abhängigkeit von Deutschland 
geraten. Erste Versuche, den Westhandel wieder zu öffnen, scheiterten einmal an 
der deutschen Forderung, daß die schwedischen Schiffe ohne englische Genehmi­
gung, d. h. als Blockadebrecher, fahren sollten und keine Güter in die Feindstaa­
ten bringen dürften, was die schwedische Regierung als mit dem englisch-schwe­
dischen Kriegshandelsabkommen unvereinbar ablehnen mußte . Auch verschärf­
ten die Engländer nach dem deutschen Sieg im Westen die Blockade und argu­
mentierten, jede Belieferung der schwedischen Wirtschaft käme Deutschland zu­
gute, für das die schwedische Exportindustrie weitgehend arbeite. I m Herbst 
1940 setzte sich jedoch im Ministry of Economic Warfare die Vorstellung durch, 
daß es durchaus im britischen Interesse läge, wenn sich Schweden mit Waren aus 
Übersee versorgte und damit Deutschland gegenüber eine unabhängigere Stellung 
bewahren konnte; am 28. November bot London die Wiederaufnahme des 
Transatlantikhandels unter bestimmten Bedingungen an. In Berlin kam man nach 
der ergebnislosen Luftschlacht u m England zu der Auffassung, daß sich Schwe­
den mit wertvollen Rohstoffen und Lebensmitteln aus Übersee versehen sollte, da 
das indirekt dem Export nach Deutschland zugute kommen und vor allem den 
Ölimport der schwedischen Flotte, somit auch fernerhin den Geleitschutz für 
deutsche Schiffe durch schwedische Gewässer, ermöglichen würde. Am 7. Fe­
bruar 1941 erreichte daher Gunnar Hägglöf die deutsche Genehmigung für den 
„Göteborgverkehr" (Göteborgstrafiken), für den beide kriegführenden Mächte 
strenge Bestimmungen festlegten: stets mußte sich eine gleiche Anzahl Schiffe — 
zunächst begrenzt auf monatlich vier, dann fünf, später sechs — auf dem Weg 
von und nach Schweden befinden und somit vom Kontrollbereich des einen 
Kriegführenden in den des anderen überwechseln; der Handel durfte nur mit 
neutralen Staaten getrieben werden. Bei der Lösung organisatorischer und techni­
scher Probleme spielte auf schwedischer Seite der Vorsitzende des 1939 gebilde­
ten „Seefahrtskomitees" („Sjöfartskommitten 1939"), der Reeder Gunnar 
Carlsson, eine zentrale Rolle; der Importbedarf wurde durch das im Dezember 
1940 gegründete Göteborgkomitee (Göteborgskonimitten) festgelegt, in dem 
Vertreter der verschiedenen staatlichen Krisenorgane für Handel, Verkehr und 
Vorratsbewirtschaftung saßen. Als aber Ende März 1941 die deutsche Blockade­
zone um die britischen Inseln bis zur Küste Grönlands ausgedehnt wurde und die 
von den Orkney-Inseln bis Grönland reichenden britischen Minenfelder ein-
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schloß, forderten beide kriegführenden Mächte die Einhal tung unterschiedlicher, 
miteinander unvereinbarer Routen: während die Engländer den Weg durch den 
Skopenfjord in den Faröer-Inseln vorschrieben, u m die Lage ihrer Minenfelder 
nicht aufdecken zu müssen, legten die Deutschen den Seeweg durch die Skager-
raksperre bei Kristiansand und durch das offene Meer zwischen den Faröern und 
Island fest. Erst nach den schwedischen Zugeständnissen vom Mittsommer 1941 
— dem Transport der deutschen Division von Norwegen nach Finnland — gab 
die deutsche Regierung nach27 und stimmte der Route durch die Faröer-Inseln zu. 
Ab Juli 1941 lief der Göteborgverkehr ziemlich ungestört, bis einige in der zwei­
ten Jahreshälfte 1942 und Anfang Januar 1943 auftretende Schiffsverluste das 
Austauschverfahren störten: da die Kriegführenden die fehlenden Schiffsein­
gänge an den beiden Kontrollpunkten Skopenfjord und Kristiansand mit dem 
Ausfahrtverbot für die Austauschschiffe beantworteten und Ersatz aus der im je­
weiligen gegnerischen Machtbereich befindlichen Tonnage forderten, andererseits 
die Schweden für die Verluste Ersatzladungen bewilligt haben wollten, drohte 
die Durchführung des Übereinkommens zu erliegen. Der abermalige Abbruch 
sollte jedoch aus anderen Gründen erfolgen, wobei sich zeigte, daß die Kriegfüh­
renden den Göteborgverkehr mehr und mehr als politisches Druckmittel gegen 
Schweden ausnutzten. Nachdem über die in Göteborg liegenden und von der 
englischen Regierung gecharterten norwegischen Schiffe vom schwedischen Ober­
sten Gerichtshof am 17. März 1942 zugunsten der Engländer entschieden worden 
war, hat ten diese Schiffe Ende März versucht, mi t ihrer wertvollen Fracht von 
Kugellagern und Maschinen nach England durchzubrechen. Während zwei der 
Schiffe England erreichten, andere versenkt wurden oder sich selbst versenkten, 
flohen die beiden Dampfer „Lionel" und „Dicto" nach Göteborg zurück. 
Nach einer deutschen Drohung gegen den Göteborgverkehr versicherte Außen­
minister Günther Mitte April, beiden Schiffen werde künftig die Ausfahrt ver­
weigert. Als nun die Briten kurz vor Weihnachten 1942 mit der Sperrung des 
Göteborgverkehrs drohten, wenn die Schiffe nicht innerhalb von zwei Wochen 
die Genehmigung zum Auslaufen bekämen, gab die schwedische Regierung der 
englischen Forderung nach: die Entscheidung kennzeichnet nach Rockberger den 
Wendepunkt in der schwedischen Außenpolitik noch vor der Kündigung des 
Transitabkommens. Als Reaktion sperrten die Deutschen am 15. Januar 1943 
den Göteborgverkehr; sie ließen ihn aber Anfang Mai - nach vergeblichen Ver­
suchen, erweiterten Transit und Handelskredite als Kompensation zu erlangen -
wieder zu, um das deutsch-schwedische Verhältnis nicht übermäßig zu belasten 

27 Nach Björkman hat dagegen auf Seiten der schwedischen Regierung die Überlegung, eine 
Wiedereröffnung des Göteborgverkehrs zu erreichen, bei ihrer positiven Entscheidung vom 
Juni 1941 keine Rolle gespielt. Kent Zetterberg, Marskrisen 1941 - en alternativ tolkning, 
in : Historisk Tidskrift 1974, S. 59 ff., S. 77, sieht in der Sperrung des Göteborgverkehrs im 
Frühjahr 1941 weniger eine seestrategische Maßnahme als vielmehr ein politisches Druck­
mittel zur Durchsetzung der verweigerten zusätzlichen deutschen Transittransporte durch 
Schweden und bringt daher auch die Aufhebung der Sperre in engeren Zusammenhang 
mit dem schwedischen Nachgeben. 
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und die innenpolitische Stellung der schwedischen Regierung in der Transitfrage 
nicht zu untergraben. Darüber hinaus konnte die schwedische Regierung mit eng­
lischem Einverständnis nach Berlin mitteilen, daß die Schiffe „Lionel" und 
„Dicto" keinesfalls vor dem 15. Oktober — d.h. während der Jahreszeit mit 
kurzen Nächten — auslaufen würden. Kaum war diese Frist verstrichen, als Ber­
lin am 27. Oktober 1943 den Göteborgverkehr mit der Begründung erneut sperr­
te, daß die militärischen Maßnahmen zur Verhinderung eines Durchbruchs der 
beiden Schiffe eine Fortsetzung unmöglich machten. Erst als es den Schweden ge­
lang, den Göteborgverkehr mit dem deutsch-schwedischen Handelsabkommen 
für das Jahr 1944 zu koppeln, wurde der Verkehr im Januar wieder geöffnet 
und lief 1944 ungestört und in vergrößertem Umfang als vorher, obwohl die 
Schiffe „Dicto" und „Lionel" (die übrigens Göteborg bis Kriegsende nicht ver­
ließen) das Recht zum Auslaufen behielten und obwohl die Schweden in der 
zweiten Jahreshälfte 1944 dem alliierten Druck nachgaben und ihren Export 
nach Deutschland reduzierten. Der Höhepunkt der schwedischen Nachgiebigkeit 
gegenüber den Alliierten kam am 22. November, als die schwedische Regierung 
den von den Amerikanern gewünschten Abbruch des Exports nach Deutschland 
versprach, sobald eine bisher von den amerikanischen Behörden verweigerte 
Schiffsladung Gummi in Schweden eingetroffen sei. Am 1. Januar 1945 lief der 
Tanker „Saturnus" mit der Ladung in Göteborg ein. Nach dem vergeblichen 
Versuch, von den Alliierten wenigstens die Genehmigung zum Export von Holz 
und Papier nach Deutschland zu erhalten, mußten die Schweden als Folge des 
„Saturnusversprechens" (saturnuslöftet) den Deutschen ein weiteres Handelsab­
kommen für 1945 verweigern. Daraufhin sperrten die Deutschen den Göteborg­
verkehr, gaben aber die Erlaubnis zur Passage einzelner Schiffe, um doch noch 
zu einem Abkommen zu gelangen. Insgesamt wurden im Rahmen des Göteborg­
verkehrs von 1941 bis 1945 226 Schiffsfahrten nach und 222 Fahrten von 
Schweden durchgeführt, wobei neun Schiffe verlorengingen. Ungefähr ein Drit­
tel des Vorkriegsimports aus Übersee und ein Fünftel des Vorkriegsexports dort­
hin konnten durch diesen Verkehr aufrechterhalten werden. Neben seiner Bedeu­
tung für die Versorgung Schwedens, die Rockberger statistisch nachweist, hatte 
der Göteborgverkehr auch einen wichtigen psychologischen Effekt: er gab dem 
schwedischen Volk das Bewußtsein, im deutsch-besetzten Europa nicht völlig iso­
liert zu sein. 

Zusammen mit der dänischen Forschungsgruppe, die unter Prof. Paul Bagge 
und beraten von Jörgen Haestrup die Geschichte der Besatzungszeit Dänemarks 
bearbeitet, widmet sich das SUAV-Projekt auch den Beziehungen Schwedens zu 
diesem besetzten Nachbarland und dem Zwiespalt zwischen Neutralität und nor­
discher Solidarität, in den die schwedische Regierung hier geriet. Ulf Torell28 un-

28 Ulf Torell, Hjälp till Danmark, Militära och politiska förbindelser 1943-1945, Stockholm 
1973. Der zweite, noch unveröffentlichte Beitrag von Gunnar Barke, De illegala routerna 
mellan Danmark och Sverige under andra världskriget, behandelt die illegalen schwedischen 
Verbindungen, "Waffenlieferungen und Nachrichtenvermittlung zur dänischen Widerstands-
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tersucht die militärische Hilfe, die Dänemark von 1943 bis Kriegsende von 
Schweden erhielt. Als am 29. August 1943 die dänische Regierung Scavenius auf­
grund der deutschen Forderung, den Belagerungszustand zu erklären, zurücktrat, 
die dänische Armee interniert und das Parlament suspendiert wurde — die Besat­
zungsmacht also die Regierungsgewalt übernahm —, stand die schwedische Re­
gierung vor der Frage, wem und wofür sie die erbetene Hilfe leisten sollte: dem 
in Kopenhagen gebildeten geheimen „Freiheitsrat", der die verschiedenen däni­
schen Widerstandsgruppen koordinierte, oder dem „Ausschuß für Zusammen­
arbeit" (Samarbejdsudvalget) der im Parlament vertretenen Parteien unter dem 
von den Deutschen 1942 zum Rücktritt gezwungenen Ministerpräsidenten und 
sozialdemokratischen Parteiführer Vilhelm Buhl, einem geheimen Schattenkabi­
nett, das die Chefs der Verwaltungszweige beriet, die unter deutscher Kontrolle 
weiterarbeiteten. Mit der Bitte um Hilfe beim Aufbau einer neuen bewaffneten 
Macht verfolgten beide Gruppen unterschiedliche Ziele. Der „Freiheitsrat" 
wollte mit der britischen Special Operations Executive (SOE) um die Befreiung 
Dänemarks kämpfen, an der Seite und schließlich unter dem Oberbefehl der Al­
liierten, der Kreis um Buhl, der eine abwartende Haltung vertrat, wollte beim 
Zusammenbruch der Besatzungsmacht über Streitkräfte verfügen, die eine Re­
volte extremistischer — besonders kommunistischer — Kräfte verhindern konn­
ten. 

Den ersten Versuch zur Bewaffnung dänischer Flüchtlinge in Schweden mach­
ten Mitte September 1943 Offiziere des dänischen Nachrichtendienstes, denen die 
Flucht nach Schweden gelungen war. Sie verhandelten mit dem schwedischen 
Geheimdienst und mit dem Leiter der kriminaltechnischen Anstalt der schwedi­
schen Polizei, Harry Södermann, der seit Frühjahr 1943 mit Wissen der Minister 
Möller und Bergquist die als „Polizeiausbildung" getarnte militärische Ausbil­
dung norwegischer Flüchtlinge organisierte29. Da aber die dänischen Offiziere 
weder politisch hinreichend autorisiert waren noch finanzielle Mittel aufbringen 
konnten — die SOE weigerte sich, dänischen Offizieren ein mehr oder weniger 
untätiges Leben in Schweden zu finanzieren —, schlug dieser Versuch fehl. Als 
die Deutschen im Oktober 1943 den Ausnahmezustand in Dänemark aufhoben 
und das dänische Militär nach Hause entließen, die Ausrüstung dagegen weiter 
beschlagnahmt hielten, baten der „de-facto-Regierungschef" Buhl und der däni­
sche Oberbefehlshaber Görtz die schwedische Regierung, auf dänische Rechnung 
Waffen für 50 000 Mann bereitzustellen und die Ausbildung dänischer Offiziere 
an diesen Waffen zu gestatten. Außerdem sollte den Schweden vorgeschlagen 
werden, in der Schlußphase des Krieges mit zwei Divisionen in Dänemark zu in-

bewegung. Barke hat zu Teilbereichen seines Themas außerhalb der SUAV-Reihe zwei Auf­
sätze veröffentlicht: De sejlede vandet tyndt i Öresund (Aktuellt och Historiskt 1968, 
S. 141 ff.) und Dansk illegal nyhetsförmedling till Sverige fran 1940 till sommaren 1943 
(Hilsen tu Haestrup. 9 august 1969, Odense Universitetsforlag 1969, S. 9 ff.). 

29 Vgl. dazu Christer Granegärd, Norska polistrupper i Sverige, Förberedelser och besluts-
fattande pä svensk sida vid polistruppernas tillkomst 1943, in : Scandia 1970, S. 249 ff. 
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tervenieren, falls die Deutschen das dänische Militär erneut verhaften und depor­
tieren würden. Als die dänischen Wünsche am 30. Oktober im schwedischen Ka­
binett beraten wurden, betonte Ministerpräsident Hansson, der sich mit Buhl in 
der Solidarität nordischer Sozialdemokratie verbunden fühlte, das schwedische 
Interesse an der Wiedererrichtung einer dänischen Demokratie nordischen Typs 
nach dem Kriege. Allerdings dürfe Hilfe nur nach Abschluß der Kampfhandlun­
gen gewährt werden: auch bei der gegenwärtigen Kriegslage30 müsse jeder An­
schein vermieden werden, daß Schweden den Kampf gegen die deutschen Besat­
zungstruppen in Dänemark unterstütze. Gegen die Einwände Außenminister 
Günthers, der Rückwirkungen auf das Verhältnis zu Deutschland befürchtete, 
und Finanzminister Wigforss', der vor Schwierigkeiten mit der Sowjetunion 
warnte, wenn sich Schweden in einen eventuellen Konflikt mit den Kommuni­
sten in Dänemark einmische, billigte die Regierung die Bereitstellung von Waffen 
und Ausrüstung, wenn auch längst nicht in dem gewünschten Umfang und mit 
dem Vorbehalt, daß der Zeitpunkt ihrer Verschiffung allein von ihr bestimmt 
werde. Die Ausbildung rein militärischer Verbände wurde abgelehnt, eine poli­
zeiliche Ausbildung nach dem Norweger-Modell dagegen zugesagt. Die Frage 
einer schwedischen Intervention blieb in der Antwort unerwähnt: die Regierung 
wollte jede Absprache über ein militärisches Eingreifen vermeiden, obwohl Ver­
teidigungsminister Sköld eine Besetzung der Insel Bornholm im Falle eines deut­
schen Abzuges befürwortete, um den Ausbau der sowjetischen Position in der 
südlichen Ostsee zu verhindern. Das Problem der militärischen Hilfe wurde un­
ter die strikte Kontrolle der Regierung gestellt, als die Aktivitäten Södermanns 
im November 1943 auch den bisher nicht eingeweihten Kabinettsmitgliedern 
zur Kenntnis kamen: am 3. Dezember genehmigte die Regierung die Ausbildung 
von 500 Dänen in einem Lager bei Sofielund (Smäland); zwei weitere Lager für 
je 500 Mann wurden im Februar und April 1944 bei Sätra Brunn (Västmanland) 
und Hätunaholm (Uppland) errichtet. Um den Charakter einer Polizeiausbil­
dung zu wahren, wurden Waffen nur leihweise und begrenzt zugeteilt. Dagegen 
wurden ab Januar 1944 auf dänische Rechnung Waffen und Ausrüstung für 
7500 Mann zur späteren Verbringung nach Dänemark bereitgestellt, denen im 
Herbst 1944 ein weiteres Depot für 5000 Mann folgte. 

Eine gegen die Ausbildung von Dänen und Norwegern gerichtete Protestnote 
Ribbentrops vom April 1944 beantwortete Günther mit der Erklärung, dies diene 
der Beschäftigung der Flüchtlinge und der Aufrechterhaltung der Ordnung in 
den beiden nordischen Ländern im Falle eines deutschen Abzugs; die schwedische 
Regierung garantiere, daß die Ausgebildeten vorher die Grenze zu ihren Heimat­
ländern nicht überschreiten würden. 

Der dänische Oberbefehlshaber Görtz hatte indes die aus den deutschen La­
gern entlassenen Offiziere und Unteroffiziere in illegalen Gruppen organisiert 

30 Wie bei der Erörterung der Kündigung des Transitabkommens ausgeführt, war die Haltung 
der schwedischen Regierung gegenüber Deutschland in dieser Zeit trotz der deutschen 
militärischen Rückschläge noch sehr vorsichtig. 
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und im Dezember 1943 an die vom „Freiheitsrat" geführte Widerstandsbewe­
gung angeschlossen mit dem Vorbehalt, daß er keinesfalls gegen Buhl und den 
„Ausschuß für Zusammenarbeit" handeln werde. Nach weiteren Verhandlun­
gen mit dem „Freiheitsrat" und der SOE erklärte er sich Anfang 1944 in einer 
mündlichen Abmachung einverstanden, daß das dänische Militär einschließlich 
des in schwedischen Lagern befindlichen Personals grundsätzlich dem Alliierten 
Oberkommando (SHAEF) unter General Eisenhower unterstand. Der Vertreter 
des „Freiheitsrates" in Stockholm, Ebbe Munck, erreichte im August 1944 in 
London die Anerkennung des dänischen Polizeikorps in Schweden als strategi­
sche SHAEF-Reserve: im offiziell neutralen Schweden sollte also unter der 
Hand eine Truppe der Alliierten aufgestellt werden. Munck schlug ferner vor, 
von der schwedischen Regierung notfalls mit diplomatischem Druck die Überfüh­
rung des Korps nach Dänemark zu erreichen, sobald SHAEF und die Führer des 
dänischen Widerstandes dies für erforderlich hielten. Eine solche Einwirkung 
sollte sich allerdings als unnötig erweisen, als für Mitte September 1944 eine 
alliierte Landung an der Westküste Jütlands erwartet und eine Erhebung däni­
scher Widerstandskräfte auf Seeland geplant wurde; Hedtoft-Hansen — der 
engste Mitarbeiter Buhls — erwirkte von seinen schwedischen Parteifreunden 
Hansson, Sköld, Möller sowie von Günther Anfang September die Zusage, das 
dänische Korps auf ein Kodewort von Buhl zu verschiffen. Dies bedeutete eine 
völlige Abkehr der schwedischen Regierung von ihrer bisherigen Linie; aber die 
alliierte Landung in der Normandie, die sowjetischen Erfolge an der Ostfront 
und der erfolgreiche Kopenhagener Generalstreik gegen die deutsche Ausgangs­
sperre machten sie den dänischen Wünschen gegenüber nachgiebiger. Der Chef 
des Generalstabs Ehrensvärd übernahm die Vorbereitung der Überführung des 
dänischen Korps. Entgegen den völkerrechtlichen Neutralitätsbestimmungen 
nahm die Hilfe an Dänemark nun militärischen Charakter an: Kleinere Mengen 
schwedischer Waffen wurden nach Dänemark gebracht, alliierte Waffenlieferun­
gen an Dänemark über schwedisches Gebiet zugelassen. Zum Jahresende erfolgte 
die Einrichtung zweier zusätzlicher Ausbildungslager bei Ronneby Brunn (Ble-
kinge) mit zusammen 1000 Mann. In den Lagern wurden die Dänen mit schwe­
ren Infanteriewaffen ausgerüstet und in fünf Infanteriebataillonen organisiert, 
die im Dezember 1944 und im April 1945 von dem Leiter der Dänemark-Abtei­
lung innerhalb SHAEF, dem britischen Generalmajor Dewing, inspiziert wurden. 
Nur in der Frage einer Intervention mit eigenen Truppen gab die schwedische 
Regierung Buhl und dem „Freiheitsrat" nicht nach. Zwar waren seit Ende 1942 
im Generalstab intern Pläne für eine Pazifizierungsoperation — „Operation 
Rädda Danmark" (RD) — ausgearbeitet worden, die im Frühjahr von der Re­
gierung auch gebilligt worden waren; aber größere Vorbereitungen unterblieben, 
um die dänischen Widerstandskreise nicht zu vorzeitigen Aktionen zu verleiten, 
die blutige deutsche Gegenmaßnahmen auslösen konnten. Auch die Entscheidung 
über den Einsatz des dänischen Korps wurde schließlich von diesem Gedanken 
geleitet. Am 1. Mai bat Buhl in einem Telegramm Hansson, die Verschiffung der 
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Dänen gemäß der getroffenen Abmachung auf keinen Fall vor dem Eintreffen 
weiterer Nachricht von ihm zuzulassen: wenn die deutsche Besatzung kampflos 
beendet werden könne, würden die kommunistischen Kräfte in Dänemark jegli­
che Aussicht auf Erfolg verlieren. Erst am Abend des 4. Mai, nachdem feststand, 
daß die Kapitulation am Morgen des nächsten Tages in Kraft treten würde, traf 
das Kodewort Buhls ein; am 5. Mai wurden daraufhin die Brigade von 4000 
Mann und Waffen für 18 000 Mann über den Öresund gebracht. Wie Torell her­
vorhebt, war die militärische Hilfe Schwedens an Dänemark trotz der Einschal­
tung von „Freiheitsrat" und SHAEF eine Sache der Zusammenarbeit zwischen 
den beiden sozialdemokratischen Führern Buhl und Hansson geblieben. 

Je eine Monographie81 des Projekts ist der sozialdemokratischen, der liberalen, 
,der konservativen und der Bauernpartei gewidmet — seit dem 13. Dezember 
1939 in der Sammlungsregierung Hansson zusammengeschlossen. Da die Ausein­
andersetzung zwischen Regierung und Opposition für diese Parteien fortfiel, 
standen sie vor dem Problem, wie sie die großen nationalen Fragen einmütig lö­
sen sollten, ohne dabei ihre politische Identität zu verlieren. Für die Unter­
suchung dieses Problems erarbeiteten die vier Mitarbeiter des Projekts gemein­
same Richtlinien, um vergleichend einen Gesamtüberblick über die Politik des 
schwedischen Reichstages zu erhalten; u. a. wurde die Forschung auf jene zen­
tralen Fragen ausgerichtet, die bei den Parteien Aktivität auslösten und gleich­
zeitig innerparteilich umstritten waren32. 

So untersucht Karl Molin die Tätigkeit der sozialdemokratischen Fraktion in 
der Verteidigungspolitik, hinsichtlich des Wohlfahrtsstaates und im Hinblick auf 
die Wahrung demokratischer Prinzipien in Krisenzeiten33. Wenn auch über die 

31 Karl Molin, Försvaret, folkhemmet och demokratin, Socialdemokratisk riksdagspolitik 
1939-1945, Stockholm 1974; Kent Zetterberg, Liberalism i kris, Folkpartiet 1939-1945, 
Stockholm 1975. Die Arbeiten von Hans Sand, Samverkan under motständ, Högerpartiet 
under andra världskriget, und Bo Nilsson, Bondeförbundet under andra världskriget, liegen 
dem Hist. Inst. Stockholm als unveröffentlichte Lizentiatabhandlungen vor, ihre Weiter­
bearbeitung für eine Veröffentlichung ist aus finanziellen Gründen unsicher. 

32 Es handelt sich dabei praktisch um jene politisch kontroversen Probleme, die auch das Pro-
gramm der Sammlungsregierung vom Dezember 1939 in großen Zügen umrissen hatte. 
Eine Hilfe für die Auswahl der zu behandelnden Fragen war eine in Teamarbeit gefertigte 
quantitative Inhaltsanalyse der Partei-Aktivitäten im Reichstag (Sveriges riksdag under 
andra världskriget, En kvantifiering av beteende, unveröffentlichte Studie des SUAV-
Projekts, 1969) sowie eine aufgrund der Abstimmungsprotokolle angestellte Berechnung 
des „Kohäsionsindex" für jede der vier regierungstragenden Parteien, um einen Maßstab 
für ihren inneren Zusammenhalt bzw. ihre Spaltung zu gewinnen. Zur Politik des Reichs­
tages insgesamt vgl. Karl Molin, Riksdagspolitik under andra världskriget, in: Frän fattig-
dom till överflöd, En antologi om Sverige frän frihetstideh till vära dagar, Red. S. Koblik, 
Malmö 1973. 

33 Molin, a .a .O. (s. Anm. 31). Während Zetterberg die Politik der liberalen Partei in genau 
denselben Bereichen darstellt, behandeln Sand und Nilsson den Komplex „Krisendemokra­
tie" nicht, gehen dafür aber näher auf die Politik der Konservativen und der Bauernpartei im 
Agrarsektor ein. 
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Notwendigkeit der Aufrüstung seit Kriegsausbruch bei allen Regierungsparteien 
Einigkeit herrschte, so mußten sich die Sozialdemokraten 1940 bei den Wahlen 
zur Zweiten Kammer des Reichstages doch gegen den Vorwurf der Konservati­
ven verteidigen, sie hätten in der Zwischenkriegszeit durch ihr Eintreten für die 
in ihrem Parteiprogramm von 1920 verankerte Abrüstung die Verteidigungs­
bereitschaft behindert und deren Wiederherstellung bedrohlich verzögert. Die 
Sozialdemokraten bestritten einen Bruch in ihrer Verteidigungspolitik, da sie 
stets eine elastische Anpassung der Rüstung an die jeweilige außenpolitische Lage 
vertreten hätten; im übrigen wäre ein vor Jahren angeschaffter Bestand an Ma­
terial und Waffen nun veraltet, während die Streitkräfte jetzt mit dem modern­
sten Gerät ausgerüstet werden könnten. Finanzielle Mittel, die in der Vergangen­
heit für soziale Reformen statt für die Rüstung oder für die Bildung einer 
Steuerreserve verwendet worden seien, stärkten jedenfalls den Willen der Arbei­
terschaft, den mit ihren sozialen Errungenschaften identifizierten Staat zu ver­
teidigen. Es gab aber auch Gruppen in der Partei , die eingestanden, daß in der 
Verteidigungspolitik der Vergangenheit Fehler gemacht worden seien. Trotz die­
ser Divergenzen gelang es den Sozialdemokraten, das Vertrauen der Wähler zu 
gewinnen: bei den Wahlen zur Zweiten Kammer (September 1940) erhielt sie 
53,8 % der Stimmen, 134 von 230 Sitzen und besaß damit eine klare Majorität 
in beiden Kammern des Reichstages34. Während die Anhänger der „Elastizitäts-
theorie" stets das Ziel im Auge behielten, die Wehrausgaben möglichst bald wie­
der herabzusetzen, t ra t die zweite Gruppe für einen stabilen Rüstungsstandard 
auch nach Schluß des Krieges ein. Zur letzteren Gruppe, die den Gedanken an 
eine erneute Abrüstung als unvereinbar mit der parteistrategischen Forderung 
nach politischer Kontinuität ansah, gehörten die sozialdemokratischen Regie­
rungsmitglieder, zur ersteren — wie Molin anhand der Aktivität der Abgeordne­
ten nachweist — der sozialdemokratische Frauenverband (SSKF), die „Bruder­
schaft" (christliche Sozialdemokraten) und die „Nordländer", d. h. die Abge­
ordneten aus den nördlichen Bezirken Schwedens (Västerbotten, Norrbotten, 
Västernorrland), die traditionell armee- und rüstungsfeindlich waren. Diese 
Gruppierung machte sich auch bei der Behandlung aktueller Wehrfragen be­
merkbar, wobei jedoch die grundsätzlich rüstungsbejahende Gruppe meist in der 
Mehrheit war. So t ra t im Herbst 1941 bei der Verlängerung der Dienstzeit auf 230 
Tage, die die Regierung zur Verbesserung der Ausbildung auch für weniger kri t i­
sche Zeiten forderte, in der Partei eine starke Opposition auf, die eine endgültige 
Regelung normalen Zeiten überlassen wollte. Die gleiche Opposition zeigte sich 
bei dem im Juni 1942 angenommenen Fünfjahresplan, der unabhängig von der 
internationalen Lage jährliche Verteidigungsausgaben in Höhe von 755 Millio­
nen Kronen vorsah. I m Mai 1944 wurde auf dem sozialdemokratischen Partei -

34 Das schwedische Zweikammersystem, hei dem die Erste Kammer mittelbar durch die Pro-
vinzial- und Kommunalvertretungen, die Zweite Kammer unmittelbar durch das Volk ge­
wählt wurde, wurde durch die 1969 erfolgte Änderung der Reichstagsordnung zugunsten 
eines in allgemeiner und unmittelbarer Wahl gewählten Reichstags abgeschafft. 
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kongreß — gleichfalls unter Opposition — die Forderung nach Abrüstung aus 

dem Parteiprogramm gestrichen und durch die Forderung nach einer „positiven 

Verteidigungspolitik" zur Unterstützung einer friedenserhaltenden und unab­

hängigen Außenpolitik ersetzt. Als im Juni 1944 ein neues Zivilverteidigungs-

gesetz vorgelegt wurde, forderte die Opposition die Begrenzung seiner Gültigkeit 

auf die gegenwärtige Kriegsgefahr und brachte eine Mehrheit zustande, die das 

Gesetz nur als ein für fünf Jahre geltendes Provisorium annahm. I n ideologisch 

heiklen Fragen waren viele Sozialdemokraten nicht bereit, den wehrpolitischen 

Vorstellungen der Konservativen zu folgen und humanitär-demokratische Ideale 

zu opfern. Bei der Wehrdienstverweigerung verteidigten sie die Gewissensfreiheit 

und die Möglichkeit, neben dem Dienst ohne Waffe bei den Streitkräften auch 

einen zivilen Ersatzdienst zu leisten. Der Verbreitung militaristischen Geistes un­

ter der Jugend t rat vor allem der sozialdemokratische Frauenverband entgegen. 

Die vormilitärische Ausbildung an den Schulen wurde nur in stark verwässerter 

Form — lediglich mit freiwilligen Schießübungen — eingeführt und auf sozial­

demokratische Initiative hin 1945 sofort wieder abgeschafft. 

Ein Hauptproblem der Sozialdemokraten bestand darin, die Last der wachsen­
den Staatsausgaben - allein der Wehretat stieg von 1 Milliarde Kronen im er­
sten Kriegsjahr allmählich auf 2,5 Milliarden und damit auf das Doppelte eines 
Friedenshaushalts - gemäß ihrem Grundsatz „Belastung nach Leistungsfähig­
keit" zu verteilen. Die Erhöhung der Einkommen- und der Vermögenssteuer 
wurde stark progressiv gestaltet und stand daher mit dem sozialdemokratischen 
Grundsatz im Einklang. Ebenso verhielt es sich mit der neu eingeführten Kriegs­
konjunktursteuer, mit der krisenbedingt erhöhte Gewinne abgeschöpft wurden. 
Obwohl diese Steuer fiskalisch und verteilungspolitisch weniger wichtig war, 
wurde ihr — von allen vier Regierungsparteien — eine starke psychologische 
Wirkung auf die Bereitschaft der unteren Einkommensschichten zugesprochen, 
ihren Anteil der Lasten zu tragen. Dem sozialdemokratischen Verteilungsprinzip 
widersprach dagegen die im Herbst 1940 eingeführte Umsatzsteuer von 5 Pro­
zent, eine antiinflationistische Maßnahme zur Begrenzung der Kaufkraft der un­
teren Einkommensschichten. Obwohl Grundnahrungsmittel davon ausgenommen 
waren, stieß diese Steuer auf starke Kritik. Eine sozialdemokratische Opposi­
tionsgruppe und die Kommunisten forderten eine Einschränkung des Konsums 
durch eine Neuregelung der Rationierung, damit alle Schichten der Bevölkerung 
gleichmäßig betroffen würden. Die sozialdemokratischen Frauen verlangten, das 
Angebot subventionierter und daher verbilligter Waren auszudehnen und dafür 
den Kreis der Bezugsberechtigten zugunsten Minderbemittelter und kinderreicher 
Familien einzuschränken. Ihre Forderung, weitere Waren von der Umsatzsteuer 
auszunehmen, wurde jedoch nur von einem Viertel der sozialdemokratischen Ab­
geordneten in der Zweiten Kammer unterstützt. Die Mehrheit schloß sich den 
von den Konservativen und Liberalen vorgebrachten Argumenten des Einzelhan­
dels an, daß diese Ausnahmen einen unzumutbaren Arbeitsaufwand verursachen 
würden. Hier und bei nicht verwirklichten Erwägungen, durch eine einmalige 
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Vermögenssteuer und eine Wertzuwachssteuer für Grundbesitz die zahlungskräf­
tigeren Bevölkerungsgruppen zu belasten, sowie bei der noch zu erwähnenden 
Lohnfrage zeigte sich die Notwendigkeit zur Rücksichtnahme auf die bürgerli­
chen Parteien im Interesse der Erhaltung der Sammlungsregierung. Auch der 
durch Warenknappheit verursachte inflationäre Druck ließ die sozialdemokratischen 
Reichstagsabgeordneten vor drastischen Umverteilungsmaßnahmen zurückschrek -
ken und den Entscheidungen ihrer Kollegen in der Regierung zustimmen, unter 
denen besonders Finanzminister Wigforss großes Vertrauen genoß. Da die Löhne 
mit den steigenden Lebenshaltungskosten nicht Schritt hielten, sanken, außer bei 
der Landwirtschaft, die Reallöhne bis 1940 um zehn Prozent; sie stiegen erst ab 
1943 bis 1945 allmählich wieder auf das Vorkriegsniveau. Eine gewisse Real­
lohnsenkung wurde dabei von den Gewerkschaften in Kauf genommen, um die 
Lohn-Preis-Spirale nicht in Gang zu setzen. Der Reichstag selbst konnte unmit­
telbar nur auf die Gehälter der Staatsbediensteten Einfluß nehmen, die jedoch als 
Muster für die jährlichen Rahmenabsprachen zwischen Gewerkschaften (LO) 
und Arbeitgeberverband (SAF) dienten. Im Jahre 1940 wurde mit den Staats­
angestellten ein Abkommen über eine mit dem Lebenshaltungskostenindex ge­
koppelte prozentuale Erhöhung der Gehälter unter monatlich 900 Kronen ge­
troffen. Da sich die Zulage im umgekehrten Verhältnis zum Gehalt der Empfän­
ger auswirkte und mit der Teuerung folglich die Einkommensunterschiede wuch­
sen, erhob sich auch hier in der sozialdemokratischen Partei Opposition, die von 
einem Teil der Bauernpartei und den Kommunisten unterstützt wurde. Eine Re­
form kam 1943, blieb aber angesichts des ab 1. November 1942 von der Regie­
rung nach Absprache mit den Sozialpartnern beschlossenen Preis- und Lohnstops 
praktisch bedeutungslos. Die Bestimmungen für die Lebensmittelrationierung, die 
im Frühjahr 1940 begann und — nach Lebensalter und Beschäftigung differen­
ziert — bald die meisten Hauptnahrungsmittel umfaßte, wurden von den Kom­
munisten angegriffen und gaben einer sozialdemokratischen Opposition gleich­
falls Anlaß zu Änderungsvorschlägen. Aber wieder verzichtete die Sozialdemo­
kratie darauf, die Rationierung als Instrument für politische Ziele auszunut­
zen. Wie Molin hervorhebt, dienten die in der Krisenzeit getroffenen Maßnah­
men grundsätzlich der Lösung akuter Probleme und nicht einer genuin sozial­
demokratischen Wirtschaftspolitik. Dies gab der Kommunistischen Partei will­
kommene Gelegenheit zu einer wirksamen Propaganda gegen den sozialdemokra­
tischen „Verrat an der Arbeiterklasse". Bei den Wahlen für die Provinzialland-
tage und Kommunalvertretungen im September 1942, bei denen überwiegend die 
wirtschaftlichen Krisenprobleme im Mittelpunkt standen, mußten die Sozial­
demokraten dann auch Stimmenverluste hinnehmen: im Vergleich zur Kammer­
wahl von 1940 verloren sie 3,5 Prozent, während der Anteil der Kommunisten 
um 2,4 Prozent stieg35. 

35 Die Sozialdemokraten erhielten 50 ,3% der Stimmen und verloren im Vergleich zur letzten 
Provinzial- und Kommunalwahl 1938 33 Mandate; die Kommunisten erhielten 5,9% und 
gewannen zusätzliche 16 Mandate. 
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Was die Wahrung demokratischer Prinzipien in Krisenzeiten betrifft, so 
wandten sich die Sozialdemokraten gegen eine Verschiebung der Wahlen zur 
Zweiten Kammer im Herbst 1940, die von den Liberalen und der Bauernpartei 
befürwortet wurde, weil angesichts der äußeren Bedrohung Wahlkämpfe gefähr­
lich seien. Premierminister Hansson meinte im Gegenteil, der Reichstag müsse ge­
rade in Krisenzeiten vom Vertrauen des Volkes getragen sein, um den Maßnah­
men der Regierung genügend Autorität zu verleihen. Gegen den Widerstand der 
bürgerlichen Rechten setzte die Sozialdemokratie ferner durch, daß die Ein­
schränkungen des Wahlrechts zuungunsten der Steuerschuldner, Armenfürsorge­
empfänger und in Konkurs gegangenen Bürger fielen36. Indes ging der Einfluß 
des Parlaments während der Krisenzeit zurück, da die Regierung aufgrund zahl­
reicher Ermächtigungsgesetze einschneidende Maßnahmen, wie etwa den er­
wähnten Preisstop vom Herbst 1942, verfügen konnte. Sozialdemokratische und 
andere Abgeordnete suchten der Zurücksetzung des Reichstages entgegenzuwir­
ken: Vertreter der bürgerlichen Rechten bestanden auf der Zuständigkeit des 
Reichstages in Wirtschaftsfragen und forderten im finnischen Winterkrieg eine 
bessere Information des Parlaments über außenpolitische Vorgänge, sozialdemo­
kratische Abgeordnete nahmen die nachträgliche Unterrichtung über den im 
Sommer 1940 Deutschland gewährten Transit zum Anlaß, eine größere Mitbe­
stimmung des Reichstages bei der Außenpolitik zu verlangen. Die vorübergehen­
de Einschränkung politischer Freiheiten zugunsten der nationalen Sicherheit und 
damit zur Rettung der Demokratie wurde von der Mehrheit der Sozialdemokra­
tie bejaht. Insbesondere wurde das Recht des Justizministers anerkannt, Schriften 
zu beschlagnahmen, „die zu Mißhelligkeiten mit fremden Mächten An laß" ga­
ben. Bis 1943 handelte es sich dabei überwiegend um Zeitungen, die durch ihre 
Berichterstattung über das NS-Regime die ohnehin problematischen Beziehungen 
zu Deutschland zu erschweren drohten. So kam es im März 1942 zur Beschlag­
nahme von siebzehn Zeitungen, in denen Augenzeugenberichte über die Behand­
lung norwegischer Widerstandskämpfer in deutschen Gefängnissen veröffentlicht 
worden waren. Eine Grundgesetzänderung, die bei drohender Kriegsgefahr eine 
Vorzensur und im Kriegsfall Lizenzentzug ermöglichte, wurde vom Reichstag 
1941 endgültig angenommen, wobei die Konservativen und die Bauernpartei fast 
geschlossen dafür stimmten, während sich bei den Sozialdemokraten eine be­
trächtliche Anzahl, bei den Liberalen sogar eine Mehrheit dagegen aussprach. Je­
doch ist davon während der Krisenzeit kein Gebrauch gemacht worden37. Der 
Reichstag ermächtigte ferner die Regierung im Februar 1940 — und verlängerte 
diese Ermächtigung jährlich bis 1943 —, die Beförderung bestimmter Periodika 

36 Da es sich hierbei um die Änderung eines „Grundgesetzes" handelte, der der Reichstag in 
zwei aufeinanderfolgenden Legislaturperioden zustimmen mußte, wurden die neuen Wahl­
rechtsbestimmungen erst im Juni 1945 rechtskräftig. 

37 Zur Pressepolitik der schwedischen Regierung im Zweiten Weltkrieg, insbesondere zur 
Einrichtung des „Presseausschusses", der als eine Art freiwilliges Kontrollorgan der Presse 
fungierte, vgl. die Dissertation von Kurt Gustmann, Die schwedische Tagespresse zur Neu­
tralitätsfrage im zweiten Weltkrieg, Münster 1958. 
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auf den staatlichen Verkehrsmitteln zu verbieten. Bei der Annahme eines Geset­
zes im Juni 1940, das die Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit einschränkte 
und die Auflösung von Organisationen ermöglichte, die gewaltsam oder mit 
Hilfe einer fremden Macht den Umsturz der bestehenden Staatsform anstrebten 
'oder zum Schaden des Staates wirkten, war die sozialdemokratische Partei die 
einzige Regierungspartei, in der eine erhebliche Opposition auftrat. Als die Kon­
servativen aufgrund dieses Gesetzes im Herbst 1941 ein Verbot der Kommunisti­
schen Partei durchsetzen wollten, brachten die Sozialdemokraten diese Absicht 
durch die Forderung zu Fall , gleichzeitig den rechtsextremistischen „Nationalen 
Bund" (Nationella Förbundet), der den Konservativen nahestand, und die nazi­
stischen Organisationen38 aufzulösen, was negative Rückwirkungen auf das Ver­
hältnis zu Deutschland herbeigeführt hätte. 

Zusammenfassend unterscheidet Molin in der sozialdemokratischen Parteistra­
tegie zwei Abschnitte: Während der Periode außenpolitischer Gefahr bis zum 
Winter 1942/43 war die Partei überwiegend auf die Idee der nationalen Einigkeit 
zur Wahrung der Unabhängigkeit des Landes ausgerichtet; Premierminister 
Hansson wollte sogar — daran hielt er bis zum Frühsommer 1945 fest — auch 
nach Beendigung der Krise eine Koalition mit den bürgerlichen Parteien bilden, 
da ihm die Gegensätze in der Sozial-, Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik nach 
den Erfahrungen nicht unüberbrückbar erschienen. Demgegenüber suchten die 
jüngeren Kräfte innerhalb der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion unter 
Führung des Parteisekretärs Torsten Nilsson ab Winter 1942/43 durch zahlreiche 
Anträge die eigene Partei wieder zu profilieren und die Austragung sozialer und 
wirtschaftlicher Gegensätze nach der Krise vorzubereiten. Anlaß gaben u. a. ver­
stärkte kommunistische Angriffe auf die koalitionsgebundene Sozialdemokratie 
und die Erfolge der SKP bei den Wahlen zur Zweiten Kammer im September 
1944: sie vermehrte ihre Mandate um 12 auf 15; die Sozialdemokraten verloren 
19 Mandate, behielten aber mit 115 Mandaten immer noch die Hälfte der Ge­
samtsitze und bei gemeinsamen Abstimmungen beider Kammern des Reichstages 
auch weiterhin die Mehrheit. Dank der jüngeren radikaleren Kräfte war die im 
Juli 1945 gebildete (vierte) Regierung Hansson denn auch eine sozialdemokrati­
sche Einparteiregierung. 

Die schwedische liberale Partei - „Folkpartiet" - vertrat nach Kent Zet­
terberg39 in der Verteidigungspolitik der Krisenzeit eine elastische Anpassung der 
Rüstung an die außenpolitische Situation, wie sie auch von einem Teil der Sozial­
demokraten verfochten wurde. I h r Programm aus dem Jahre 1934 war in dieser 

38 Eine Untersuchung über die nationalsozialistischen und faschistischen Organisationen in 
Schweden während des Zweiten Weltkrieges wurde in das SUAV-Projekt nicht aufgenom­
men, da dieses Thema seinerzeit bereits außerhalb des Projekts in Bearbeitung war. Vgl. 
E. Wärenstam, Fascismen och nazismen i Sverige 1920-1940, Studier i den svenska national-
socialismens, fascismens och antisemitismens organisationer, ideologier och propaganda 
under mellankrigsären, Uppsala 1970. Der Verfasser, der die Studie über das Jahr 1940 
hinaus weiterführen wollte, ist verstorben. 

39 Vgl. Anm. 31. 
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Hinsicht so flexibel formuliert, daß auch für das neue Parteiprogramm vom Juni 
1944 keine grundsätzlichen Änderungen notwendig wurden. Dieser „Verteidi­
gungspragmatismus" bewirkte, daß die Mehrheit der liberalen Reichstagsfrak­
tion die Maßnahmen der Regierung gewöhnlich unterstützte, sich aber gegen die 
Absichten der Konservativen wandte, die Krisenlage für die Einführung „tota­
ler" und langfristiger Regelungen auszunutzen. Das zeigte sich z. B. in der Op­
position der Fraktion gegen den Bau einer Hochseeflotte, gegen die Bewilligung 
von Kasernenbauten und gegen Versuche der Konservativen, eine permanente zi­
vile Dienstpflicht, eine obligatorische vormilitärische Ausbildung der Schüler und 
eine Einschränkung der Rechte der Wehrdienstverweigerer durchzusetzen. Aber 
auch gegen den erwähnten Fünfjahresplan der Regierung von 1942 gab es in der 
liberalen Fraktion Opposition: so die in der Partei ebenfalls vertretenen „Nord­
länder", die an den Kosten Anstoß nahmen; die Gruppe um Waldemar Svens-
son, die nur für befristete Verteidigungsmaßnahmen eintrat, und schließlich die 
Anhänger des späteren Parteivorsitzenden Bertil Ohlin, der eine strikte Anwen­
dung der „Elastizitätstheorie", d. h. einen intensiveren, dafür aber kurzfristigen 
Plan, verfocht. Hier erwies sich die liberale Fraktion als die am stärksten gespal­
tene aller Fraktionen der vier Regierungsparteien. Da in der Wehrfrage zwischen 
den Liberalen und der gleichfalls sparsamen Bauernpartei auf der einen Seite und 
der konservativen Partei auf der anderen Seite Gegensätze bestanden, wurde die 
Absicht der Konservativen verhindert, die Verteidigungspolitik zu einer grund­
sätzlichen Streitfrage zwischen dem bürgerlichen und dem sozialistischen Lager 
zu machen. 

Während in der Wirtschafts- und Sozialpolitik die konservative Partei die In­
teressen der Industrie, der Großfinanz und der höheren Einkommensgruppen 
vertrat, scharten sich um die liberale Partei der Mittelstand, kleine Unternehmer, 
selbständige Gewerbetreibende, Handwerker, nichtorganisierte Angestellte und 
Kleinbauern. Ihre für den Verbraucher eintretende Politik unterschied sie zu­
gleich von der Bauernpartei, die die Interessen der Agrarproduzenten verfolgte. 
Die heterogene Zusammensetzung ihrer Anhängerschaft39a bewirkte, daß keine 
soziale Gruppe ihrer ständigen Unterstützung sicher sein konnte und sie jeweils 
eine Lösung suchte, die eine Synthese von ökonomischem Wachstum und ausge­
wogener Verteilung im Rahmen der sozialen Marktwirtschaft anstrebte und da­
her meist in der Mitte zwischen den Forderungen der Konservativen und der So­
zialdemokraten lag. Da auch die Sozialdemokratische Partei mit Rücksicht auf 
die Erhal tung der Sammlungsregierung den Kompromiß suchte, konnte die auf 
einen „Sozialliberalismus" ausgerichtete Folkparti in der Wirtschaftspolitik 
weite Strecken mit den Sozialdemokraten zusammengehen. So unterstützte sie bei 
der Verteilung der Rüstungslasten die progressive Gestaltung der Einkommen-

39a In seiner Rezension vermißt Thomas Fürth (Historisk tidskrift 1976, S. 133 ff.) eine ent­
sprechende sozialhistorische Untersuchung Zetterbergs, die sicher sehr verdienstvoll, aber 
mit der gemeinsamen Konzeption der vier Arbeiten über die Regierungsparteien wohl nicht 
vereinbar gewesen wäre. 
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und Vermögenssteuern, setzte sich aber stärker als die Sozialdemokraten für die 
indirekte Besteuerung vor allem von Genußmitteln und Luxusgütern ein; ande­
rerseits lehnte sie zusammen mit den Konservativen eine einmalige Sondersteuer 
auf privates Vermögen als übermäßigen staatlichen Eingriff in die Kapital- und 
Vermögensbildung ab. Auch in der Frage der Subventionierung des wegen erhöh­
ter Kosten stark zurückgegangenen Wohnungsbaus stand sie in einer Front mit 
den bürgerlichen Parteien gegen die Sozialdemokraten und forderte eine vorhe­
rige Festsetzung der Bauarbeiterlöhne. Hingegen konnte sie bei der Kompensa­
tion des Preisanstiegs durch Lohnerhöhungen den Sozialdemokraten folgen, 
nachdem sich die Gewerkschaften mit einer gewissen Reallohnsenkung abgefun­
den hatten. Die vom Wirtschaftsexperten der Partei Bertil Ohlin geforderte ko­
ordinierte Übereinkunft aller Wirtschafts- und Sozialpartner — wir würden 
heute von „konzertierter Aktion" sprechen — zur Eindämmung des Preisan­
stiegs und zur Erhöhung der Produktion wurde durch den Lohn-Preis-Stop vom 
November 1942 realisiert. Ohlin kritisierte jedoch im Reichstag, daß vor der 
Stabilisierung keine gerechte Ausgangslage geschaffen worden sei. Gegen Kriegs­
ende setzten die Liberalen mi t den beiden anderen bürgerlichen Parteien den 
Tendenzen im sozialdemokratischen Nachkriegsprogramm Widerstand entgegen, 
gewisse Wirtschaftszweige — zunächst die Steinindustrie für den Straßenbau, die 
Schuhindustrie, den Handel mit Brennöl, Kohle und Koks sowie das Versiche­
rungswesen — unter staatliche Kontrolle zu nehmen. 

Stärker als die anderen bürgerlichen Parteien wachten die Liberalen darüber, 
daß die Einschränkungen demokratischer Freiheiten so begrenzt wie möglich 
blieben. Von allen Reichstagsfraktionen der Regierungsparteien wandte sich al­
lein die liberale mit einer Mehrheit gegen die Vorzensur der Presse. Die beiden 
liberalen Mitglieder des Kabinetts — der Parteichef und Verkehrsminister Gu­
stav Andersson i Rasjön und der Minister ohne Geschäftsbereich (ab August 1943 
Justizminister) Thorwald Bergquist — ignorierten den Widerstand regionaler 
Parteiorganisationen, der liberalen Presse sowie des Frauen- und des Jugendver­
bandes der Partei gegen die Regierungsvorlage, fanden aber nur bei einer Min­
derheit der Fraktion und der Hälfte der Parteiführung Unterstützung. Da die 
Meinungsverschiedenheit in dieser Frage — wie übrigens auch in verteidigungs-
und außenpolitischen Fragen — auf allen Entscheidungsebenen der Partei be­
stand und unter gegenseitiger Toleranz der Opponenten offen anerkannt wurde, 
bewahrte die Partei ihren Zusammenhalt, was kaum möglich gewesen wäre, 
wenn sich z. B. Parteiführung und Fraktion als geschlossene Blöcke gegenüberge­
standen wären. Die uneinheitliche Hal tung der Partei gegenüber der Pressepoli­
tik der Regierung nahm ein Ende, als die liberale Fraktion im Reichstag fast ge­
schlossen den Antrag auf Wiederherstellung der Pressefreiheit einbrachte, was 
nach anfänglichem Widerstand der anderen bürgerlichen Parteien 1945 verwirk­
licht wurde. Das Gesetz, das ein Verbot staatsgefährdender Parteien ermöglichte, 
wurde zwar mit Ausnahme der „Göteborg-Liberalen" von der Partei unter­
stützt, die Forderung der Konservativen nach Auflösung der kommunistischen 
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Partei dann jedoch zusammen mit den Sozialdemokraten verhindert. Dennoch 
befürworteten die Liberalen Maßnahmen zur Einschränkung der Aktivität extre­
mistischer Parteien und Organisationen, da sie diese als außerhalb der demokra­
tischen Gemeinschaft stehend ansahen und ihnen folglich den Anspruch auf de­
mokratische Rechte absprachen. 

Als Partei der Mitte und als schwächste der Regierungsparteien hatte die libe­
rale Partei nach ihrem Eintr i t t in die Sammlungsregierung die größten Schwie­
rigkeiten, durch eigenständige Politik ihr Profil zu bewahren. Sie unterstützte 
die gemeinsamen nationalen Interessen, wandte sich aber gegen Sozialdemokra­
ten und Konservative, wenn diese als die vornehmlichen Verfechter der nationa­
len Sache auftraten. Da die heterogene Partei besonders auf Bewegungsfreiheit 
im Wahlkampf angewiesen war und daher durch ihre Bindung an die Samm­
lungsregierung für die Septemberwahl 1940 einen Rückschlag befürchtete, suchte 
sie mit Hinweis auf die außenpolitische Lage eine „Gemeinschaftswahl" mit 
einheitlicher Liste der Regierungsparteien zu erreichen. Als diese Absicht schei­
terte, brachte ihr die Wahl tatsächlich einen Verlust von vier Mandaten in der 
Zweiten Kammer; sie behielt 23 (Konservative 42, Bauernpartei 28, Sozialdemo­
kraten 134). Damit war das bisherige Gleichgewicht zwischen Sozialisten und 
NichtSozialisten in der Koalition zerstört. I n dieser Lage wirkte die liberale Partei 
als Stabilisierungsfaktor: indem sie in verschiedenen wirtschaftlichen Fragen mit 
den anderen bürgerlichen Parteien eine Front bildete und die Sozialdemokraten 
zur Mäßigung zwang, verhinderte sie, daß sich die Konservativen isoliert fühlten 
und zu einer Sprengung der Sammlungsregierung getrieben wurden. Auf der an­
deren Seite wurde sie durch ihre Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten in 
Fragen der Außenpolitik und der Verteilung des Volkseinkommens in gewissem 
Sinne zur zweiten „staatstragenden" Partei . Die propagandistische Grundten­
denz dieser Partei der Nuancierungen („Nyansparti"), ihre Konturlosigkeit dem 
Wähler als Vorteil hinzustellen und zu behaupten, daß sie als einzige nicht klas­
sengebundene Partei die Interessen der kleinen Leute gegen die übermächtigen 
Organisationen verteidige, brachte ihr aber bei den Provinzial- und Kommunal­
wahlen von 1942 nur geringe Fortschritte ein. Erst mit dem Nachlassen der 
außenpolitischen Gefahr legte die Partei schließlich im Jahre 1944 den Grund­
stein für ihre späteren Erfolge: als die sozialdemokratische Partei im Frühjahr 
1944 ihr bereits erwähntes Nachkriegsprogramm veröffentlichte, das stark sozia­
listische Züge aufwies und daher auch von den schwedischen Kommunisten un­
terstützt wurde, setzten die Liberalen dem im Juni 1944 ein eigenes Reformpro­
gramm entgegen, das deutlich die Handschrift ihres Wirtschaftsexperten Bertil 
Ohlin trug. Es bekannte sich zu einer antizyklischen Konjunkturpolitik, um so­
ziale Sicherheit und Vollbeschäftigung im Rahmen der sozialen Marktwirtschaft 
zu erreichen, sowie zu einer weitgehenden Reform des Steuerwesens und der So­
zialpolitik, insbesondere zum Ausbau der Sozialversicherung. Es lehnte jedoch 
die Verstaatlichung von Produktionszweigen und erweiterte Eingriffe in die Ka­
pitalbewegung und die Produktionsverhältnisse der freien Privatwirtschaft ab. 
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Dabei war die liberale Partei zunächst durchaus bereit, soziale Reformen zusam­
men mit den Sozialdemokraten zu verwirklichen. Nach der Septemberwahl zur 
Zweiten Kammer 1944, die der Partei abermals nur geringe Fortschritte brachte, 
wurde jedoch deutlich, daß eine engere Zusammenarbeit nach Kriegsende un­
möglich werden würde, da die Sozialdemokraten ihr Nachkriegsprogramm of­
fensichtlich ohne Abstriche und allein durchzuführen beabsichtigten. Unter dem 
im Herbst 1944 zum Parteiführer gewählten vitalen Ohlin40 ergriff daher die li­
berale Partei mit ihrem sozialliberalen Programm die Offensive, stellte sich 1945 
an die Spitze der bürgerlichen Opposition gegen die sozialdemokratische Einpar­
teiregierung und schwang sich bei den Wahlen zur Zweiten Kammer im Jahre 
1948 mit 57 Mandaten (Konservative 23, Bauernpartei 30) für die nächsten bei­
den Jahrzehnte zur stärksten bürgerlichen Partei Schwedens auf. 

Der schwedischen kommunistischen Partei (Sveriges Kommunistika Parti — 
SKP), während der Krisenjahre 1939—1945 einzige Oppositionspartei im 
Reichstag, ist der Beitrag von Yvonne Hirdman41 gewidmet. Durch ihre Abhän­
gigkeit von der Kommunistischen Internationale mußte die SKP jede Wendung 
der sowjetischen Politik mitmachen und geriet deshalb im eigenen Lande häufig 
in Schwierigkeiten: in den dreißiger Jahren hatte sie unter der Devise der 
„Volksfrontpolitik" gegen den Faschismus an Boden gewinnen können, doch 
wirkte sich die mit dem Hitler-Stalin-Pakt eingeleitete Kursänderung Moskaus 
als Katastrophe aus. Da die SKP das sowjetische Vorgehen gegen Finnland 
rechtfertigte, die deutsche militärische Expansion als Reaktion auf die Politik 
der „aggressiven imperialistischen" Westmächte erklärte, die schwedischen So­
zialdemokraten als „Lakaien des kapitalistischen Systems" bekämpfte und die 
„chauvinistischen" Verteidigungsmaßnahmen der Sammlungsregierung ablehn­
te, geriet sie in eine Isolation, die ihren Mitgliedsbestand bis Mitte 1940 um fast 
die Hälfte (auf 11 200) sinken ließ. Das im März 1940 erlassene - und bis 1943 
aufrechterhaltene — Verbot der Beförderung ihrer Druckschriften durch Post, 
Bahn und staatlich konzessionierte Verkehrsbetriebe, polizeiliche Razzien gegen 
leitende Funktionäre, Beschlagnahme von Material wegen landesverräterischer 
Umtriebe, die erzwungene Niederlegung von Ämtern in gewerkschaftlichen Füh­
rungsgremien und das Damoklesschwert des Parteiverbots42 drängten die SKP in 

40 Bertil Ohlin wurde Ende September 1944 als Handelsminister in die Sammlungsregierung 
berufen. Seine Programmschrift: Fri eller dirigerad ekonomi?, Uddevalla 1936, war Aus­
gangspunkt einer ideologischen Neuorientierung der Folkparti in den letzten Vorkriegs­
jahren gewesen, die ihr durch die Akzeptierung moderner Wirtschaftstheorien einen pro­
grammatischen Vorsprung gegenüber den Konservativen und der Bauernpartei gab. 

41 Yvonne Hirdman, Sverges Kommunistika Parti 1939-1945, Stockholm 1974. 
42 Über die staatlichen Maßnahmen gegen die Kommunisten ist im SUAV-Projekt eine eigene 

Darstellung in Arbeit: Karl Molin, Statsmakternas ätgärder mot den kommunistiska verk-
samheten i Sverige 1939-1945. Einer eingehenden Untersuchung aller sicherheitspolitischen 
Schritte - so z. B. auch der Versetzung unzuverlässiger Behördenangehöriger in andere 
Dienststellen - steht die Unzugänglichkeit des einschlägigen Aktenmaterials im Weg. 
Elisabeth Enander hat innerhalb des Projekts eine unveröffentlichte Arbeit über die beim 
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eine Lage, in der es für sie nur ein Ziel geben konnte: als Partei zu überleben. 

Daher verfolgte sie eine widerspruchsvolle Taktik, die sie zuweilen auch von der 

Komintern-Linie abweichen ließ. Z. B. griff sie bei der Bekämpfung der Aufrü­

stung im eigenen Lande lediglich die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen 

an, ohne das Verteidigungsrecht auch einer bürgerlichen Nation grundsätzlich zu 

verneinen. Aus ihrem Dilemma wurde die Parteiführung erst durch die allmähli­

che Verschlechterung der deutsch-sowjetischen Beziehungen und schließlich 

durch den deutschen Überfall auf die Sowjetunion erlöst. Jetzt griff sie erneut 

zur Taktik der „Volksfront" bzw. der „nationalen Fron t" ; sie suchte zu de­

monstrieren, daß die schwedischen Kommunisten durchaus demokratisch und va­

terländisch seien, so indem sie im Reichstag nun das Aufrüstungsprogramm bil­

ligte. Weniger die Ziele der Sammlungsregierung auf außenpolitischem und wirt­

schaftlichem Gebiet standen nunmehr im Mittelpunkt ihrer Angriffe, als viel­

mehr die angewandten Mittel, wobei die Schuld an der verschlechterten Wir t ­

schafts- und Versorgungslage den Sozialdemokraten zugesprochen wurde. Daß 

die Sowjetunion als Verbündeter an der Seite der Westmächte stritt und die Kom­

munisten in allen deutsch-besetzten Ländern Europas besonders aktiv am natio­

nalen Widerstandskampf gegen die Besatzungsmacht teilnahmen, ließ viele schwe­

dische Arbeiter eine positive Einstellung zur SKP gewinnen, die sich auf den 

Ausgang der Kommunalwahlen von 1942 auswirkte. I m November 1942 machte 

die SKP sogar den Versuch, mit einem detaillierten Agrarprogramm, das auf lange 

Sicht eine Zusammenfassung der Kleinbauern zu rationalisierten Kollektivbetrie­

ben anstrebte, ein Bündnis zwischen Arbeitern und Bauern zu schaffen. 

Als die Auflösung der Komintern im Mai 1943 der SKP offensichtlich größere 

Bewegungsfreiheit verschaffte, begann für sie eine dritte Periode, beherrscht von 

jener Taktik, die später als Prinzip der „Volksdemokratie" bezeichnet wurde. 

Mit der ideologischen Begründung, der sowjetische Weg zum Sozialismus sei 

nicht der einzig mögliche, in Schweden und anderen Ländern könne vielmehr ein 

friedlicher, parlamentarischer Weg beschritten werden, setzte sich die SKP auf 

dem Parteikongreß vom Juni 1943 zum Ziel, durch die Gewinnung des linken 

Flügels der Sozialdemokratie eine marxistische Einheitspartei zu schaffen und 

damit die sozialdemokratische Hegemonie über die Arbeiterklasse zu brechen. 

Einerseits erkannte die SKP das Programm der sozialdemokratischen Partei von 

1920 als Ausgangspunkt für ihr eigenes Programm an und akzeptierte das sozial­

demokratische Nachkriegsprogramm von 194443 mit Ausnahme des Agrarsektors, 

schwedischen Militär gebildeten besonderen Arbeitskompanien (De politiska arbetskompa-
nierna, Hist. Inst. Stockholm 1970) verfaßt, in denen wehrpflichtige Kommunisten, Syndi­
kalisten - aber auch einzelne Sozialdemokraten - zusammengefaßt und von der übrigen 
Truppe isoliert gehalten wurden. Darin untersucht die Verfasserin auch die Zusammen­
arbeit zwischen militärischen und zivilen Stellen bei der Aufstellung dieser Einheiten sowie 
die Kriterien und die Informationen über Wehrpflichtige, die einer Rekrutierung zu diesen 
Einheiten zugrunde lagen. 

43 Hirdman schließt sich der Ansicht von Äke Sparring, Frän Höglund till Hermansson, Om 
revisionismen i Sveriges kommunistiska parti, Stockholm 1967, an, daß die SKP damit kei-
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andererseits gewann ihre Opposition gegen Sozialdemokratie und Sammlungs-
regierung an Profil und verlor vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet den Cha­
rakter reiner Obstruktion. Nach der Billigung der Rüstungsausgaben an der Ver­
antwortung für deren Finanzierung beteiligt, war sie gezwungen, zu bestimmten 
Fragen sachliche Alternativen vorzuschlagen und selbst eine Art allgemeines Kri­
senprogramm zu formulieren. Dieser neue Kurs ließ die Partei abermals einen 
Aufschwung nehmen: Ihre Mitgliedszahlen stiegen bis 1944 wieder auf den 
Stand vor Kriegsausbruch (rund 20 000) und sollten 1948 mit 50 000 ihren 
Höchststand erreichen. Bei den Wahlen vom Herbst 1944 errang sie 10,3 Prozent 
der Stimmen, hauptsächlich auf Kosten der Sozialdemokraten. Auch konnte die 
Partei wieder in den Gewerkschaften — vor allem bei den Metallarbeitern — 
Einfluß gewinnen, wie der Metallarbeiterstreik vom Februar 1945 bewies. Indes 
blieb die Partei aber von Moskau abhängig und mußte bei Beginn des Kalten 
Krieges abermals einen radikalen Kurs einschlagen, der ihre Aufwärtsentwick­
lung abbrach; bei den Wahlen nach dem gewaltsamen kommunistischen Umsturz 
in Prag 1948 verlor sie fast die Hälfte ihrer Wähler. 

Die schwedische Sozialpolitik 1939—1945 konnte in ihrer Gesamtheit vom 
SUAV-Projekt nicht berücksichtigt werden, obwohl die Analyse der Aktivität 
des Reichstags44 zeigt, daß sie dort zu den zentralen Fragen gehörte. Aus diesem 
Bereich untersucht Kerstin Abukhanfusa45 ein Thema, dem zwar keine Dramatik 
innewohnt, das aber für viele Schweden von existentieller Bedeutung war : die 
finanzielle Sicherung der Familien der zum Militärdienst Eingezogenen. Durch 
die Einberufungen, die nach der Erklärung der „erhöhten Verteidigungsbereit­
schaft" am 1. September 1939 begannen, waren bis zum Frühjahr 1940 bereits 
Hunderttausende schwedischer Familien ihres Ernährers beraubt. Zwar konnte 
der vom Verteidigungsminister Sköld schon im Februar 1939 eingesetzte „Aus­
schuß für soziale Verteidigungsbereitschaft" am 3. September den Entwurf eines 
Gesetzes zur finanziellen Unterstützung der betroffenen Familien präsentieren; 
da aber die Regierung trotz aller Dringlichkeit ein normales Gesetzgebungsver­
fahren wünschte, mußten sich diese Familien zunächst mi t einer provisorischen 
Lösung abfinden, die auf dem Prinzip der „Armenhilfe" beruhte und manche 
Schwierigkeiten überhaupt nicht, andere nur ungenügend und mit großer Verzö­
gerung berücksichtigte. Als der „Kriegsfamilienbeitrag" am 17. April 1940 im 
Reichstag abschließend diskutiert wurde, traten die Konservativen dafür ein, 
daß Zahlungen nur aufgrund nachgewiesener Bedürftigkeit erfolgen sollten, 
während die Liberalen, die Bauernpartei und eine Gruppe von Sozialdemokraten 
eine automatische Entschädigung für die „staatlich enteignete Arbeitskraft" be-

neswegs zu einer revisionistischen Partei geworden war, sondern nur Tendenzen in die 
revisionistische Richtung aufwies. 

44 Vgl. A m 32. 
45 Kerstin Abukhanfusa, Beredskapsfamijernas försörjning, Krigsfamiljebidragen i teori och 

praktik, Stockholm 1975. 
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fürworteten, da jede Nachprüfung der Bedürftigkeit aufwendig, zeitraubend und 

der Kampfmoral der Wehrpflichtigen abträglich sei. Schließlich wurde der Re­

gierungsvorschlag, der einen modifizierten Bedürftigkeitsnachweis vorsah, von 

der Mehrheit der Konservativen und der Sozialdemokraten angenommen; letz­

tere wollten die angestrengte Finanzlage nicht verschärfen und die Sammlungs-

regierung nicht gefährden, auch handelten sie nach dem sozialdemokrati­

schen Programmsatz „Belastung nach Leistungsfähigkeit". Die „Kriegsfami-

lienbeitragsverordnung" — die Bezeichnung „Unterstützung" (understöd) 

wurde bewußt vermieden — sah einen automatisch zu zahlenden Grundbetrag 

für die Ehefrau und Kinder unter sechzehn Jahren vor, im übrigen aber Zahlun­

gen gemäß Bedürfnisnachweis: ein nach Ortsklassen gestaffeltes Familiengeld für 

den täglichen Bedarf an Nahrung und Kleidung, ein Wohnungsgeld, eine Beihilfe 

für selbständige Geschäftsleute, vor allem Landwirte, zwecks Einstellung einer 

Ersatzkraft sowie Zahlungen für außerordentliche Ausgaben wie Wohnortwech­

sel, Krankheits- und Bestattungsfälle. Von den Ausgaben, die den Grundbetrag 

überstiegen, mußten die Gemeinden rund 10 % aufbringen. Wenn der Reichstag 

im Mai 1941 auch den Höchstbetrag für das Familiengeld erhöhte, um die infla­

tionäre Preisentwicklung wenigstens teilweise auszugleichen, so blieben doch 

grundsätzliche Mängel, so eine zu langsame und sehr unterschiedliche Handha­

bung des Systems durch lokale Ausschüsse. Daher wurde im Juli 1941 von der 

Regierung ein „Kriegsfamilienbeitrags-Komitee" eingesetzt, dessen Vorschläge 

— bei einer neuen Verordnung vom 29. Juni 1942 berücksichtigt — die Durch­

führung einfacher und effektiver gestalteten. Nunmehr erhielt die Familie jedes 

Einberufenen unabhängig von ihrer Kopfzahl einen „Heimatlohn", und die Be­

dürftigkeitsprüfung wurde durch eine Tabelle „normiert", die ab März 1943 in 

Kraft t rat und die lokalen Unterschiede bei der Ausrechnung des jeweiligen Bei­

trages beseitigte. Um den Bedarf der Wirtschaft an Arbeitskräften zu befriedigen 

und die Arbeitswilligkeit der Familienmitglieder zu erhalten, durften Familien­

angehörige bis zu einer bestimmten Höhe ohne Abzüge vom Familienbeitrag zu­

verdienen: Arbeit wurde sozusagen „prämiert". Der Wehrpflichtige selbst 

durfte bereits seit 1941 abzugsfrei ein Viertel seiner normalen Einkünfte weiter­

beziehen, was zur Folge hatte, daß die — meist staatlichen oder kommunalen — 

Arbeitgeber, die an Eingezogene Lohn zahlten, die Bezüge auf dieses Maß redu­

zierten. Während der Beratungen im April 1940, als Schweden bei unmittelbarer 

Kriegsgefahr verstärkt Einberufungen vornahm, war äußerste Sparsamkeit ge­

boten, mit der Verordnung von 1942 wurden aber die Maximalbeiträge um 

50 % erhöht und damit die Preissteigerungen mehr als wettgemacht, zumal ange­

sichts des Preisstops vom November 1942. Anhand der vollständig erhaltenen 

Unterlagen der kommunalen „Familienbeitragsausschüsse" je einer Stadt- und 

einer Landgemeinde der gleichen örtlichen Teuerungsklasse, von denen die eine 

überwiegend industriellen, die andere überwiegend agrarischen Charakter besaß, 

weist Kerstin Abukhanfusa u. a. nach, daß die betroffenen Familien 1940 durch­

schnittlich nur 65 % , nach der Neuregelung von 1942 jedoch 90 % ihres Normal-
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einkommens ersetzt bekamen. Dabei erhielten sehr niedrige Einkommensgruppen 
wie z. B. die Land-, Forst- und Textilarbeiter sowie kinderreiche Familien einen 
überdurchschnittlichen Ausgleich und konnten ihren Lebensstandard z. T. erheb­
lich verbessern. Unter dem Durchschnitt lagen kleine Familien ohne anderweitige 
Einkommen, Familien mit relativ hohem Einkommen sowie Familienmitglieder 
(Eltern, Verlobte), die von der Versorgung durch unverheiratete Wehrpflichtige 
abhängig waren. Zeigte sich so bei den hohen und niederen Einkommen ein ge­
wisser sozialer Umverteilungseffekt, so war der Kriegsfamilienbeitrag primär 
doch ein verteidigungspolitisches Instrument, das nicht für die von den Sozial­
demokraten angestrebte Neuverteilung des Volkseinkommens taugte. Abschlie­
ßend stellt die Verfasserin jedoch fest, daß die Ziele der Kriegsfamilienbeitrags -
gesetzgebung mit ihren praktischen Ergebnissen weitgehend übereinstimmten: zu­
mindest ab 1943 brachte die Einberufung eines Familienvaters keine gravierende 
Änderung in der Lebenshaltung seiner Familie mehr mit sich. 

In einem weiteren Beitrag zu diesem Bereich behandelt Ann-Katrin Hatje die 
Maßnahmen zur Förderung der Geburtenerhöhung in Schweden46. Zwar gab das-
Klima der Verteidigungsbereitschaft der Debatte über diese Frage einen besonde­
ren nationalen Impetus; da Hatje jedoch die Entwicklung dieses Problems über 
den ganzen Zeitraum der 1930er und 1940er Jahre verfolgt, ist zumindest die 
Frage erlaubt, ob — ungeachtet der guten Qualität der Arbeit — ihre Aufnahme 
in ein Projekt als besonders glücklich angesehen werden muß, das sich überwie­
gend die Erforschung der Probleme Schwedens im Zweiten Weltkrieg zum Ziel 
setzt47. Für den deutschen Leser ist der Inhalt dieses Beitrages insofern interes­
sant, als die damaligen Vorstellungen mancher schwedischer Konservativer zur 
Bevölkerungsfrage erstaunliche Anklänge an Gedankengänge aufwiesen, die im 
nationalsozialistischen Deutschland vorherrschten, ferner weil die rechtliche Be­
handlung der Abtreibung auch in der Bundesrepublik diskutiert wird. 

Als Schweden — dessen Bevölkerung sich nach einigen Statistikern schon Ende 
der 20er Jahre nicht mehr selbst „reproduzierte" — in den Jahren 1933 und 
1934 die niedrigste Geburtenrate der Welt hatte, wiesen rechtsorientierte und 
konservative Kreise auf kulturelle und verteidigungspolitische Gefahren für das. 
schwedische Volk hin. Die Linke schien die Folgen einer Bevölkerungsabnahme 
weniger schwer zu nehmen, zumal sie offensichtlich damit rechnete, daß die zu­
nehmende Rationalisierung den Bedarf an Arbeitskräften verringern werde; fer­
ner waren in der Arbeiterschaft neo-malthusianische Vorstellungen über die Ge­
burtenbeschränkung weit verbreitet. Erst das 1934 erschienene Buch des sozial­
demokratischen Forscher-Ehepaares Alva und Gunnar Myrdal „Kris i befolk-
ningsfrägan" (Krise in der Bevölkerungsfrage) weckte auch das Interesse der 
Linken an der Bevölkerungspolitik. Auf die konservativen und bürgerlichen Po-

46 Ann-Katrin Hatje, Befolkningsfrägan och välfärden, Debatten om familjepolitik och 
nativitetsökning under 1930- och 1940-talen, Stockholm 1974. 

47 Vgl. Anm. 75. 
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litiker machte das Buch solchen Eindruck, daß ihre Parteien Anfang 1935 in der 

Steuer- und Wohnungspolitik Reformen zugunsten kinderreicher Familien anreg­

ten. Zur Untersuchung des Problems wurde im Mai 1935 von der Regierung eine 

„Bevölkerungskommission" (befolkningskommission) aus Sachverständigen und 

Politikern der vier großen Parteien eingesetzt, die bis 1938 Vorschläge ausarbei­

tete, von denen jedoch bis zum Kriegsausbruch nur die weniger kostspieligen ver­

wirklicht wurden. Als nach vorübergehendem Anstieg das abermalige Sinken der 

Geburtenrate in den ersten Kriegsjahren die Debatte erneut und in einer Atmo­

sphäre aufflammen ließ, in der das Bevölkerungsproblem als „Verteidigungs­

frage auf lange Sicht" angesprochen wurde, nahmen die Konservativen Schlag­

worte und Argumente auf, wie sie seinerzeit auch in Deutschland verwendet 

wurden: Bei abnehmender Bevölkerung müsse ein Vakuum entstehen, in das, da 

die „Natur" es nicht zulasse, „lebenskräftigere" Völker auf der Jagd nach 

„Lebensraum" militärisch oder durch Unterwanderung eindringen würden. 

Hat ten die Konservativen parallel zu gesetzgeberischen Maßnahmen schon im­

mer eine Aufklärung des Volkes über die moralische Verantwortung gegenüber 

dem Fortbestand der Nation unter Zurückstellung materialistisch-egoistischer Be­

quemlichkeit vertreten, so forderten sie nun staatliche Propaganda für Bevölke­

rungsvermehrung wie in Deutschland. Eine solche Propaganda wurde von den 

Liberalen und den Sozialdemokraten abgelehnt; sozialdemokratische Frauenver­

bände traten extremen Vorstellungen von der „Gebärpflicht" der Frau unter der 

Devise „Keine Kinder auf Befehl!" entgegen. 

Bei der Frage, ob die Vermehrung bestimmter Volksgruppen zu fördern sei, 

vertrat die Rechte häufig rassenbiologische Vorurteile von den überlegenen gei­

stigen und physischen Eigenschaften der eigenen, nordischen Rasse. Da das 

schwedische Volkstum und seine Kulturwerte nur ohne Vermischung mit frem­

dem Volkstum erhalten werden könnten48, wurde z. B. auch die Einwanderung 

nicht als eine Lösung der Bevölkerungsfrage angesehen. Wie die restriktive Ein­

wanderungsgesetzgebung Ende der 30er Jahre zeigt, stand die schwedische Be­

völkerung der Einwanderung — wenn auch überwiegend aus Furcht vor Kon­

kurrenz — sowieso ablehnend gegenüber. Nur wenige, unter ihnen die Myrdals 

und der liberale Sozial- und Wirtschaftsexperte Ohlin, befürworteten eine Auf­

nahme von Menschen wenigstens aus den kulturell nahestehenden skandinavi­

schen Ländern. Eine auffallende Ausnahme machten extrem nationalistische 

Gruppen, die „rassisch tieferstehende" Einwanderer als Diener für das schwedi-

48 Ein Hauptverfechter dieser Lehre war Prof. Herman Lundborg, der Leiter des 1921 gegrün­
deten rassenbiologischen Instituts in Uppsala, der damit die Forderung auf staatliche Förde­
rung des Bauerntums als Rückgrat des Volkes verband. Über den Zusammenhang von natio­
nal ausgerichteter Bauernromantik und der Auffassung rassebedingter Überlegenheit in 
Schweden gibt die interessante Arbeit von Rolf Torstendahl Aufschluß, die die ideologischen 
Elemente im Neokonservativismus der Zwischenkriegszeit untersucht (R. Torstendahl, 
Mellan nykonservatism och liberalism, Idebrytningar inom högern och bondepartierna 
1918-1934, Uppsala 1969). 
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sehe „Herrenvolk" zulassen wollten. Rassenhygieniker forderten, bei einer all­
gemeinen Volksvermehrung „minderwertige" Personen an der Fortpflanzung 
zu hindern, d. h. das Sterilisierungsgesetz von 1934 zu erweitern, nach dessen Be­
stimmungen nur nicht-rechtsfähige Personen wie Geisteskranke oder -schwache 
zwangsweise sterilisiert werden konnten. Sie fanden durchaus Unterstützung: 
hatten die Myrdals Zwangssterilisierung auch für rechtsfähige Erbkranke aus so­
zialpädagogischen Gründen — d. h. wegen des Unvermögens, eigene Kinder auf­
zuziehen — vorgeschlagen, so forderten in der Reichstagsdebatte 1941 sozial­
demokratische Abgeordnete, diese soziale Indikation auch bei „Asozialen" wie 
Alkoholikern, Landstreichern und Kriminellen anzuwenden und so die Gemein­
den finanziell zu entlasten. Das 1941 erlassene neue Gesetz hielt jedoch an der 
Notwendigkeit des Einverständnisses aller rechtsfähigen Personen für eine Steri­
lisation fest. Während die Nationalisten in ihrer bevölkerungspolitischen Bewer­
tung zwischen höher- und minderwertigen Völkern, die Myrdals zwischen Ge­
sunden und Kranken unterschieden, waren die bürgerlichen Parteien, besonders 
die Konservativen, offensichtlich von der Auffassung erbmäßiger Ungleichheit 
gesellschaftlicher Gruppen beeinflußt. Daher galt ihre bevölkerungspolitische 
Fürsorge vor allem dem Mittelstand als der „kulturtragenden Schicht". Wenn 
auch sie dafür eintraten, daß die Gesellschaft einen Teil der Kosten für die Ver­
sorgung und Erziehung der Kinder übernahm, so wollten sie jedoch die Unter­
schiede im Lebensstandard zwischen kinderreichen und kinderlosen Familien nur 
innerhalb der jeweiligen sozialen Gruppe ausgeglichen wissen, d. h. einen hori­

zontalen Ausgleich bewirken. Demgegenüber verfolgten die Sozialdemokraten 
auch hier ihr übergeordnetes Ziel, die Unterschiede im Lebensstandard zwischen 
den verschiedenen Gesellschaftsschichten vertikal auszugleichen, d. h. den Stan­
dard der unteren Schichten anzuheben. Diese Auseinandersetzung zog sich durch, 
die Überlegungen des im September 1941 eingesetzten „Bevölkerungskomitees" 
(befolkningsutredning) unter dem damaligen Staatssekretär im Sozialministe­
rium, Tage Erlander, das bis Ende 1946 arbeitete und u. a. die Vorschläge der 
früheren „Bevölkerungskommission" überprüfen sollte. Die bürgerlichen Par­
teien setzten sich für einen größeren Steuerfreibetrag für Familien mit Kindern 
ein und bevorzugten damit die Bezieher höherer Einkommen, die wegen der 
Steuerprogression relativ große Freibeträge erhielten, während die unteren Ein­
kommensschichten — d. h. die Mehrzahl der kinderreichen Familien — daraus 
keinen oder nur. geringen Nutzen ziehen konnten; ihnen sollte zum Ausgleich 
Kindergeld gezahlt werden. Da dieses System die Unterschiede zwischen den 
Einkommensklassen konservierte, forderten die Sozialdemokraten die Abschaf­
fung des Familienfreibetrages und die Zahlung eines gleichen Kindergeldes für 
alle. Fü r diese Lösung, die allerdings wegen der Höhe der Ausgaben erst nach 
Kriegsende verwirklicht werden konnte, sprach sich 1946 schließlich das Bevöl­
kerungskomitee aus; sie wurde 1947 vom Reichstag angenommen (Anschlag im 
Etat für 1948: 420 Millionen Kronen). Reformvorschläge des Komitees, die noch 
im Kriege realisiert wurden und 1942—1945 im Jahresdurchschnitt 12 Millionen 
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Kronen kosteten, betrafen die Erleichterung von Ehestandsdarlehen, kostenfreie 

Schulspeisung, die Einrichtung eines sozialen Hausgehilfendienstes, von Kinder­

tagesstätten, Kindergärten und einer kostenfreien Kinderlandverschickung, die 

gleichzeitig eine Erprobung von Evakuierungsmaßnahmen im Kriegsfall dar­

stellte49. Es wurde deutlich, daß die schwedische Sozialdemokratie die Lösung der 

Bevölkerungsfrage immer entschiedener in einer den Lebensstandard kinderrei­

cher Familien sichernden Sozialpolitik sah. Dennoch befürchteten gegen Kriegs­

ende auch die Sozialdemokraten einen Arbeitskräftemangel für die Zeit nach 

dem Kriege, wenn die dann im produktiven Alter stehenden geburtsschwachen 

Jahrgänge die Soziallasten würden tragen müssen. 

Mit Hinblick auf die angestrebte Bevölkerungsvermehrung sah das schwedi­

sche Abtreibungsgesetz von 1938 zwar medizinische, ethische und eugenische, 

aber keine sozialen Indikationen vor, obwohl sie von einer starken Strömung in 

der öffentlichen Meinung unter Führung des früheren sozialdemokratischen Ju­

stizministers Schlyter gefordert worden waren. Indem der Reichstag im großen 

und ganzen lediglich die geltende Praxis kodifizierte, nahm er auf konservative 

Anschauungen mit christlich-kirchlichem Einschlag Rücksicht. Auch die „Bevöl­

kerungskommission" von 1935 hatte soziale Indikationen abgelehnt, weil die 

Gesellschaft damit ihre Unfähigkeit eingestehen würde, soziale und wirtschaft­

liche Mißstände zu beseitigen. Doch war es ihr auch mit dieser Taktik nicht ge­

lungen, ihre Reformvorschläge bei Regierung und Reichstag durchzusetzen. Das 

„Bevölkerungskomitee" verfolgte nun die gleiche Linie, forderte jedoch eine 

verstärkte Beratung in sexuellen Fragen und die Regelung des Verkaufs emp­

fängnisverhütender Mittel. Die Gewerkschaften argumentierten demgegenüber, 

daß der Staat durch die Zulassung sozialer Indikationen eine wirksamere Kon­

trolle über die illegalen Abtreibungen erreichen würde und durch die offene 

Konfrontation mi t den sozialen Ursachen zu deren Beseitigung gezwungen 

würde. Wenn in der Abtreibungsfrage auch keine exakten parteipolitischen 

Grenzen erkennbar waren, läßt sich doch von links nach rechts eine gewisse 

Skala der Forderungen aufstellen. Am weitesten gingen die Kommunisten und 

einige Sozialdemokraten, die für das Recht der Frau eintraten, über einen Ab­

bruch der Schwangerschaft selbst bestimmen zu können; der moskauhörige Teil 

der Kommunisten beschränkte dieses Recht jedoch — in der Sowjetunion war 

seit 1936 nur noch medizinische Indikation zugelassen — auf eine nicht-so­

zialistische Gesellschaftsordnung. Sozialdemokratische und gewerkschaftliche 

Frauenverbände forderten neben sozialen Indikationen die Aufhebung der Straf­

barkeit für die betroffenen Frauen bei einer illegalen Schwangerschaftsunterbre­

chung. Andere berufliche Frauenverbände unterstützten die Forderung auf Straf-

49 Darüber hinaus waren zahlreiche Maßnahmen von erheblicher bevölkerungspolitischer Be­
deutung, die nicht zum Aufgabengebiet der beiden 1935 und 1941 eingesetzten Bevölke-
rungsgremien gehörten, so auf den Gebieten des Wohnungswesens und des Arbeitsrechts. 



632 Lothar Gruchmann 

freiheit für die Frau, lehnten jedoch die soziale Indikation aus bevölkerungspoli­

tischen Gründen ab. Der Frauenverband der liberalen Partei war für soziale In ­

dikationen, während ansonsten die Partei in dieser Frage geteilt war. Die Kon­

servativen lehnten die soziale, teilweise sogar die medizinische Indikation unter 

Hervorhebung christlicher Motive ab. I m Jahre 1946 nahm der Reichstag den 

Regierungsvorschlag einer „sozialmedizinischen" Indikation an, die eine 

Schwangerschaftsunterbrechung erlaubte, wenn „im Hinblick auf die Lebensver­

hältnisse der F rau" angenommen werden konnte, „daß ihre körperlichen und 

seelischen Kräfte durch die Geburt des Kindes ernstlich herabgesetzt" würden. 

Ferner sollte eine Frau bei einer illegalen Schwangerschaftsunterbrechung straf­

frei ausgehen, wenn „außerordentlich mildernde Umstände" vorlagen50. 

Von den beiden Arbeiten des Projekts, die sich mit der schwedischen Verwal­

tung in der Krisenzeit befassen, behandelt die Untersuchung von Lennart Friberg 

die Lenkung der Landwirtschaft, der Energieversorgung und des Transport­

wesens51. Neben der regulären Verwaltung, die auch Krisenprobleme bewältigte 

und sich in den Kriegsjahren laufend ausdehnte, wurde in Schweden ein zusätz­

licher Krisen-Verwaltungsapparat aufgebaut, der auf zentraler, regionaler und 

lokaler Ebene über 21 000 neue Organe zählte. U m zur Struktur und Funktion 

jenes Apparates generalisierende und vergleichende Aussagen machen zu können, 

entwarf Friberg ein System, in dem die Organe nach Zuordnungs- und Unterstel­

lungsverhältnissen, Wirkungsebenen und Funktionen (entscheidend, ausführend, 

kontrollierend, planend, analysierend, beratend oder koordinierend) unterschie­

den sind. Einige allgemein interessierende Feststellungen seien hervorgehoben. 

Eine zentral geleitete Krisenverwaltung, bei der zwar Durchführung und Kon­

trolle weitgehend dezentralisiert blieben, die Entscheidungsgewalt aber wenigen 

obersten Organen oblag, beschnitt die in Schweden traditionelle kommunale 

Selbstverwaltung und verschob vor allem das Machtverhältnis zwischen Parla­

ment und Regierung. Die Finanzgewalt des Reichstages wurde durch häufige Be­

willigung von Pauschalanschlägen ausgehöhlt, seine Besteuerungsbefugnis durch 

die Verwischung der Grenzen zwischen Steuern und administrativen Abgabe-

und Preisausgleichsregelungen, seine Gesetzgebungsgewalt durch Ermächtigungs­

gesetze und ein weitgehendes Verordnungsrecht der Regierung. Nach Friberg 

zeigte sich darin nur eine Beschleunigung der seit Jahrzehnten zu beobachtenden 

50 Ende Mai 1974, nach Abschluß des Beitrages von A.-K. Hatje, verabschiedete der schwe­
dische Reichstag eine Gesetzesvorlage, wonach der Schwangerschaftsabbruch bis zum dritten 
Monat erlaubt ist, außer wenn er Leben oder Gesundheit der Schwangeren gefährdet. Nach 
Ablauf dieser Frist ist der Abbruch an bestimmte Bedingungen gebunden. 

51 Lennart Friberg, Styre i kristid, Studier i krisförvaltningens Organisation och struktur 
1939-1945, Stockholm 1973. Die zweite auf diesem Gebiet vorgesehene Arbeit von Olle 
Mänson, Ekonomisk försvarsberedskap inför andra världskriget, Studier i planeringsarbetet 
inom Rikskommissionen för ekonomisk försvarsberedskap och dess verksamhet inom indu-
strisektorn, behandelt die Pläne und Verwaltungsmaßnahmen für die Mobilisierung der 
Industrie und erschien 1976 nach Abschluß vorliegenden Berichts. 
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Entwicklung zum komplizierten Verwaltungsstaat, weil vermehrte technische 

und wirtschaftliche Komplexität, Demokratisierung und Massenkonsum zu 

neuen Forderungen an den Staat und damit zu stärkerer Verwaltungsaktivität 

führen. Auch das Bestehen einer Sammlungsregierung t rug dazu bei, daß die Ent­

scheidungen an anderer Stelle als im Parlament fielen. 

Am 15. Oktober 1939 entstand — als ausgesprochenes „Krisenministerium" 

— ein Versorgungsministerium (Folkhushällningsdepartementet) unter dem so­

zialdemokratischen Minister Eriksson (ab März 1941 unter dem Sozialdemokra­

ten Gjöres). Durch ein Gesetz vom 21 . Februar 1941, das die Höchstzahl der Mi­

nister ohne Geschäftsbereich erhöhte und erstmals erlaubte, einen solchen Mini­

ster mit Aufgaben aus dem Bereich eines Fachministers zu betrauen, wurde im 

März 1941 eine Reform der Regierung ermöglicht. Zwei Minister übernahmen 

als „Fachberater" partielle Geschäftsbereiche aus einem oder mehreren Ministe­

rien; dabei wurde der Minister, dem innerhalb des Versorgungsministeriums die 

Brennstoff- und Energieangelegenheiten übertragen wurden, inoffiziell „Brenn­

stoffminister" (bränsleminister) genannt. Neben der Energieversorgung, die an­

fänglich zwischen dem Handels- und dem Landwirtschaftsministerium aufgeteilt 

war, übernahm das Versorgungsministerium 1939 vom Landwirtschafts- und 

dem Sozialministerium die Lebensmittel- und anderweitige Versorgung der Be­

völkerung, ferner ab August 1940 vom Handels- und dem Verkehrsministerium 

das Transportwesen. Dabei wurde das Versorgungsministerium nur mit einer 

kleinen Anzahl höherer Beamter, nicht mit einem eigenen Unterbau ausgestattet. 

An dessen Stelle traten für die verschiedensten Sachbereiche „primäre" — d .h . 

der Regierung unmittelbar unterstellte — Krisenorgane, deren Mitglieder nicht 

selbst Angehörige der Ministerialbürokratie waren. Diese informelle Handha­

bung der Geschäfte zeichnete die Krisenverwaltung generell aus: unter dem Ein­

fluß von Vertretern der beteiligten Privatwirtschaft wurden Schnelligkeit und 

Effektivität über die auf Rechtssicherheit ausgerichteten Verwaltungsprinzipien 

gestellt. Je nach Zweckmäßigkeit wurden die primären Krisenorgane, die den 

Kern, der Krisenverwaltung ausmachten, nicht nur dem Versorgungsministerium, 

sondern — mit Ausnahme des Kultusministeriums — auch regulären Ministerien 

zugeordnet: von den 73 primären Organen waren nur 21 für die Zusammen­

arbeit mit dem Versorgungsministerium bestimmt. Zu den wichtigsten Pr imär­

organen gehörten die Lebensmittel-, Industrie-, Brennstoff-, Handels-, Verkehrs­

und Arbeitsmarktkommissionen, die Preiskontrollbehörde und die staatliche In­

formationslenkung. I m Rahmen genereller Richtlinien entschieden sie selbstän­

dig, die Regierung blieb lediglich übergeordnete Beschwerdeinstanz. Friberg weist 

jedoch nach, daß in der Realität Regierung und Primärorgane durch informelle 

Kontakte eng zusammenarbeiteten und bei gegensätzlichen Auffassungen Kom­

promißlösungen fanden, für die die Primärorgane nach außen allerdings die Ver­

antwortung tragen und Kritik auf sich nehmen mußten. 

Den primären Organen auf zentraler Ebene beigeordnet oder auf regionaler 

bzw. lokaler Ebene unterstellt waren sogenannte „sekundäre" Organe, die sehr 
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unterschiedlich und flexibel organisiert waren. Zu ihnen gehörte ein hierarchisch 

aufgebautes territoriales Netz der Krisenverwaltung, auf der regionalen Ebene 

der Provinzen 33 Krisenräte (kristidsstyrelser) und auf Kommunalebene rund 

1750 Krisenausschüsse (kristidsnämnder), die jeweils für eine oder für mehrere 

Gemeinden zuständig waren. Ferner arbeiteten zahlreiche Ein-Mann-Instanzen, 

z. B. rund 40 000 Kontrolleure gegen Schwarzschlachtungen (slaktgodemän), die 

ab 1942 eingesetzt wurden. Da dieser territoriale Apparat überwiegend der Ver­

sorgung der Bevölkerung — Erfassung rationierter Güter sowie Ausgabe von Le­

bensmittel- und Bezugskarten — diente, unterstand er der Lebensmittelkommis­

sion; er wurde aber auch von anderen Primärorganen — besonders der Brenn­

stoffkommission und der Preiskontrollbehörde — benutzt, um die Err ichtung 

eigener untergeordneter Behörden zu vermeiden. Mit diesem territorialen Appa­

rat wurde u. a. ein besonders wichtiges Problem gelöst: die Aufrechterhaltung 

der landwirtschaftlichen Produktion trotz Einberufungen und Requirierung von 

Traktoren, Kraftwagen und Pferden für das Militär. U m die verbliebenen Ar­

beitskräfte und -mittel rationell auszunutzen, wurden die landwirtschaftlichen 

Betriebe unter Aufsicht der lokalen Krisenbehörden veranlaßt, sich zu sogenann­

ten Arbeitsblöcken zusammenzuschließen. Schon im Februar 1940 umfaßte diese 

von der Lebensmittel- und der Arbeitsmarktkommission beaufsichtigte Organisa­

tion 75 000 Arbeitsblöcke mit 375 000 Betrieben (98 % der landwirtschaftlich 

genutzten Fläche). 350 000 Männer und 500 000 Frauen wurden in den Arbeits­

blöcken erfaßt, zusätzliche 50 000 freiwillige Arbeitskräfte aus den Städten und 

nichtlandwirtschaftlichen Betrieben mobilisiert. I m Februar 1943 wurde die Lei­

tung einem primären Organ, der „Reichsblockbehörde", übertragen. Auf dem 

Energiesektor hatte die Krisenverwaltung für die Stromerzeugung durch Wasser­

kraft zu sorgen, den Energieverbrauch zu regeln und die Herstellung von Ersatz­

brennstoffen — Holzkohle, Torf, Generatorgas und Schieferöl — zu fördern, 

nachdem die Einfuhr von Steinkohle, Koks, Briketts, Benzin, Petroleum und 

Erdöl abgeschnitten bzw. stark reduziert worden war : gewisse Kontingente 

Kohle und Koks konnte Schweden bis Herbst 1944 durch die Handelsabkommen 

mit Deutschland beziehen, flüssige Brennstoffe dagegen nur gelegentlich aus Ru­

mänien (1940/41) und durch den „Göteborgverkehr" aus Übersee. Zur Krisen­

verwaltung auf dem Transportsektor gehörten Eisenbahn- und Kraftfahrzeug-

Verkehr, Schiffahrt und Häfen sowie die stark verminderte zivile Luftfahrt 

nebst dem Verbrauch der zugehörigen Treibstoff- und Betriebsmittel. Beim 

Kraftfahrzeugverkehr stand bis November 1940 die Rationierung des Treibstoffs 

im Vordergrund, danach die Umstellung auf Generatorgas, die zunächst einen 

Wiederaufschwung des Kraftverkehrs brachte, bis er durch die Knappheit an 

Schmiermitteln ab Juni 1941 und an Gummi seit 1942 erneut eingeschränkt wer­

den mußte . An der Verwaltung der Schiffahrt waren mehrere Ministerien — 

auch das Außen- und das Verteidigungsministerium — beteiligt, weil ihr u. a. der 

Göteborgverkehr und die Verwendung der in Übersee verbliebenen schwedischen 

Tonnage oblag. 
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Ein besonderes Merkmal der Krisenverwaltung war die Betrauung von priva­
ten Interessenorganisationen, Wirtschaftsverbänden und einzelnen Unternehmen 
mit öffentlichen Verwaltungsfunktionen. Eine dominierende Rolle spielten diese 
mehrere Hundert zählenden „offiziösen" Organe, durch die sich die öffentliche 
Verwaltung des speziellen Sachverstandes der jeweiligen Organisation bediente, 
bei der Lenkung der Märkte, in denen sie Verteiler- und Kontrollaufgaben wahr­
nahmen. Die Vertreter der privaten Verbände saßen außerdem in den beratenden 
oder beschlußfassenden Gremien, in denen sowohl unterschiedliche private wie 
auch private und öffentliche Interessen miteinander koordiniert werden mußten. 
In einer Detailstudie über fünf der zentralen Krisenkommissionen zeigt Friberg, 
welchen Einfluß auf die Gestaltung der Gesellschaft die Krisenverwaltung dem 
privaten Sektor ermöglichte. E r beschränkt sich dabei allerdings auf die Beschrei­
bung der organisatorischen Formen, die in jener Zeit dafür zur Verfügung stan­
den, und läßt sowohl die Frage nach ihrer tatsächlichen Ausnutzung wie auch 
alle außerhalb des Verwaltungsbereichs bestehenden Einflußmöglichkeiten be­
wußt außer Betracht. War die Zusammenarbeit zwischen öffentlichem und pri­
vatem Sektor auch eine spezifische Erscheinung der Krisenzeit, so beeinflußte sie 
doch die Entwicklung der schwedischen Nachkriegsgesellschaft: die in der Zeit 
der Lenkung notwendige Interessenvertretung verstärkte die Neigung des priva­
ten Sektors, sich zu organisieren und auf Staat und Verwaltung einzuwirken, 
und sie ebnete den Weg zu einer sozialen Organisation mit stark korporativem 
Einschlag („Organisationssverige"). Während jedoch die Krise eine intensive Ko­
operation erzwang, nahm die Zusammenarbeit divergierender Interessen nach 
1945 — als wichtige Lenkungsmaßnahmen zunächst noch beibehalten werden 
mußten — ganz andere organisatorische Formen an und führte in vielen Fällen 
zu ernsten Auseinandersetzungen zwischen öffentlichem und privatem Interesse. 

Die wichtigsten Organe und das äußere Skelett der Krisenverwaltung wurden 

vom Herbst 1939 bis Sommer 1940 errichtet. Bis Herbst 1941 erfolgte der Aus­

bau dieses Rahmens — die Zahl der in der Krisenverwaltung Beschäftigten stieg 

kräftig —, während die Aufgaben schon Routinecharakter annahmen. Eine aber­

malige Erweiterung der Organisation, besonders auf unterer Ebene, setzte 1942 

ein, als sich nach Ausbruch des deutsch-sowjetischen Krieges die Versorgungslage 

Schwedens zusehends verschlechterte. Der Abbau der Krisenverwaltung begann 

zwar 1945, aber die Umstellungsprobleme und die internationalen wirtschaftli­

chen Schwierigkeiten der ersten Nachkriegsjahre verzögerten diesen Prozeß bis 

zum Ende des Jahrzehnts, wobei einige Organe in veränderter Form zu Dauer­

einrichtungen wurden. Das letzte Krisenorgan blieb die „Ausländerkommission" 

(UK), die erst 1969 als Einwandereramt in eine ordentliche Zentralbehörde um­

gewandelt wurde. Im ganzen gesehen war die Krisenverwaltung, wie Friberg 

feststellt, ein Produkt ihrer Zeit: eine ähnliche Krise würde heute in Schweden 

durch die Erweiterung der Befugnisse der bestehenden Verwaltungsorgane gemei­

stert werden können. 

Die Gruppe im SUAV-Projekt, die sich mit der öffentlichen Meinung in 
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Schweden befaßt, legte bisher die beiden Arbeiten von Klas Ämark und Alf Jo­
hansson vor52. Sie folgen den methodischen Grundsätzen, die diese Gruppe erar­
beitete, um die Ergebnisse der einzelnen Untersuchungen vergleichbar machen zu 
können; beide benutzten auch als hauptsächliche Quellenbasis das vom Projekt 
erstellte Datenregister aus der schwedischen Tagespresse 1938—194553. Ämark 
untersucht, welche Doktrinen — nicht im Sinne klassischer Ideologien, sondern 
im Sinne „alltagsideologischer" Vorstellungen — in der öffentlichen Debatte 
vom Anschluß Österreichs im März 1938 bis zum Kriegsausbruch vertreten wur­
den und welche Zeitungen bzw. politischen Gruppen sie vertraten. Bei der Be­
urteilung der Anschluß-Krise im März und der Sudetenkrise im September 1938 
durch die schwedische Presse unterscheidet Ämark eine „nationalistische" und 
eine „antinazistische" Linie. Erstere wurde überwiegend von konservativen Zei­
tungen wie Östergötlands Dagblad, Nya Dagligt Allehanda, Nya Wermlands-
Tidningen, Barometern und Svensk Tidskrift vertreten, ferner von einigen libera­
len Blättern wie Stockholms-Tidningen und Svenska Morgonbladet und dem der 
Bauernpartei nahestehenden Skanska Dagbladet. Diese Zeitungen sahen die Ur­
sachen der beiden Krisen des Jahres 1938 in der Nichtbeachtung des Nationali­
tätenprinzips sowie in der Störung des Gleichgewichts zwischen Deutschlands 
natürlichem Potential und seiner internationalen Stellung durch den Frieden von 
Versailles. Sie hielten daher die deutschen Forderungen und Deutschlands Auf­
stieg zur europäischen Großmacht — unabhängig von dem dort herrschenden 
Regime — für grundsätzlich berechtigt. Diese Gruppe neigte dazu, die Interessen 
der Staaten als unabhängig von der ideologischen Verankerung der jeweiligen 
Staatsführung existierende „objektive" Interessen zu verstehen und die Ursa­
chen der Konflikte nicht primär im Handeln der Staatsmänner zu sehen. Sie ver­
urteilte deshalb nicht die 1938 verfolgten Ziele der nationalsozialistischen 
Außenpolitik, sondern nur deren spezifische Methoden der Gewaltandrohung 

52 Klas Amark, Makt eller moral, Svensk offentlig debatt om internationell politik och svensk 
utrikes- och försvarspolitik 1938-1939, Stockholm 1973; und Alf Johansson, Svensk politik 
och opinion under vinterkriget 1939-1940, Stockholm 1973. Zur Veröffentlichung vorgesehen 
sind: Torsten Nybom, Motständ, anpassning, uppslutning, Linjer i svensk offentlig debatt 
om internationell politik och svensk utrikespolitik vären 1940 — hosten 1943, der die öffent­
liche Meinung vom Ende des finnischen Winterkrieges bis zur Kriegswende untersucht 
(während die ursprünglich vorgesehene, zeitlich anschließende Arbeit über die Schlußphase 
des Krieges 1943-1945 nicht erscheinen wird), ferner Louise Drangel, Den kämpande demo­
kratin, En Studie i antinazistik opinionsrörelse 1935-1945 (unterdessen Uddevalla 1976 er­
schienen), die die demokratische Opposition gegen die Politik der Sammlungsregierung 
behandelt. 

53 Vgl. oben S. 2. Diese Tatsache bringt Ämark eine Kritik Jarl Torbackes an den Auswahl­
prinzipien für die benutzten Zeitungen ein (Svensk debatt före andra världskriget, in: Histo-
risk Tidskrift 1974, S. 93 ff.). Gegenüber dem Buch von Herbert Tingsten, Svensk utrikes-
debatt mellan världskrigen, 2. Aufl. Lund 1964, das sich im zweiten Teil mit seiner Unter­
suchung überschneidet, grenzt sich Amark durch die Betonung unterschiedlicher methodi­
scher Ausgangspunkte ab. (Amark, S. 8 ff., 284 ff.). 
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und -anwendung54 . Sie befürwortete also eine Verständigungspolitik, die mit der 

appeasement-policy Chamberlains übereinstimmte. Einzelne Zeitungen dieser 

Richtung äußerten zwar die Befürchtung, daß Deutschland den durch die Ein­

verleibung Österreichs und des Sudetenlandes gewonnenen Machtzuwachs zu 

„unberechtigten" Forderungen mißbrauchen könnte, doch wurde die innere Ge­

staltung Deutschlands von allen als eine Sache der Deutschen selbst angesehen, 

gelegentlich allerdings die Hoffnung geäußert, daß eine Erfüllung der berechtig­

ten Ansprüche das NS-Regime mildern werde. Eine friedliche Koexistenz von 

Demokratien und Diktaturen wurde somit als möglich angesehen. 

Die „antinazistische" Linie wurde von liberalen Zeitungen — Göteborgs-

Posten, Dagens Nyheter, Vestmanlands Läns Tidning, Eskilstuna Kuriren, Gefle 

Dagblad, Göteborgs Handels- och Sjöfarts-Tidning und Falu-Kuriren — und 

den sozialdemokratischen Blättern Arbetet, Norrländska Socialdemokraten, Ny 

Tid, Social-Demokraten, Sydöstra Sveriges Dagblad, Örebro-Kuriren und Tiden 

sowie dem kommunistischen Hauptorgan Ny Dag vertreten. Diese Richtung 

schrieb die Krisen des Jahres 1938 allein der NS-Diktatur zu, die im internatioi-

nalen Leben etwas völlig Neues sei und mit der Ausdehnung ihres Machtbereichs 

die Hegemonie des nationalsozialistischen Deutschland über Europa anstrebe. 

Die Staaten hätten durchaus nicht „objektive", sondern von der jeweiligen 

Staatsführung bestimmte „subjektive" Interessen55. Das NS-Regime benutze das 

Nationalitätenproblem lediglich als Mittel für seine Expansion und sei durch Er­

füllung einiger Forderungen niemals zu befriedigen; eine konstante Bedrohung 

der Selbständigkeit anderer Staaten, stelle es zugleich - durch die ständige Aus­

breitung seines politischen Systems - eine Gefahr für die abendländische Kultur 

dar. Die NS-Außenpolitik wurde als Resultat einer Diktatur angesehen, die auf 

54 Eine Sonderstellung nahm hier das sich als „liberal" bezeichnende Aftonbladet ein, das die 
riskanten NS-Methoden mit der starren Politik der Westmächte rechtfertigte, die Deutsch­
land seine „rechtmäßige" (d. h. nur durch seine „natürliche" Stärke begrenzte) Stellung als 
Großmacht verweigern wollten. Das Blatt vertrat die Politik, Deutschland auf seinem Weg 
zur Hegemonialmacht in Europa keinen Widerstand entgegenzusetzen, um den europäischen 
Kontinent unter deutscher Führung gegenüber anderen Weltmächten, besonders gegenüber 
der Sowjetunion, zu sichern. Für Schweden empfahl Aftonbladet, in Anlehnung an Deutsch­
land die Führung über die schwächeren nordischen Nachbarländer zu übernehmen. Diese 
außenpolitische Richtung in Schweden wird von Ämark als „Expansionslinie" bezeichnet. 
Im Nationalsozialismus sah Aftonbladet bemerkenswerterweise keine „Ideologie", sondern 
ein dynamisches Instrument zur Mobilisierung aller Kräfte Deutschlands für eine ziel­
bewußte Außenpolitik. 

55 Für die kommunistische Ny Dag wurde die Außenpolitik von den Interessen der herrschen­
den Klassen bestimmt. Sie wandte die Theorie vom Faschismus als letztem Stadium des 
Kapitalismus auf Deutschland an und erklärte die Expansionsziele der faschistischen Dikta­
tur mit dem Streben des deutschen Großkapitals nach neuen Märkten und größerem Profit. 
Bis zum deutsch-sowjetischen Vertrag forderte sie eine Rückkehr zur Völkerbundspolitik 
der kollektiven Sicherheit unter Einschluß der Sowjetunion, bei der auch Schweden aktiv 
mitwirken sollte. Nach seinem Ausbruch wurde der Krieg allerdings zu einem rein imperia­
listischen Krieg erklärt, in dem Schweden neutral bleiben müsse. 
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Volkswillen und Opposition keine Rücksicht zu nehmen brauchte, der Konflikt 
daher als eine ideologische Auseinandersetzung zwischen Diktatur — hier aller­
dings nur als Rechtsdiktatur verstanden — und Demokratie. Bei der „antinazi­
stischen" Linie unterscheidet Ämark zwei Richtungen. Die sozialdemokratischen 
und einige liberale Blätter vertraten eine Politik der solidarischen Stärke: Durch 
eine übermächtige Koalition zwischen Westmächten und Sowjetunion sollte 
Deutschland von der Verfolgung seiner Ziele abgehalten werden; als letzte Kon­
sequenz sei ein Krieg, in dem Deutschland besiegt und das NS-Regime beseitigt 
werden würde, einem Frieden vorzuziehen, der nur durch eine schrittweise Un­
terwerfung unter den Nationalsozialismus erkauft werde. Trotz der Kritik an 
Chamberlains Politik der Nachgiebigkeit war aber die Reaktion dieser Organe 
auf das Münchener Abkommen geteilt: daß die Westmächte den Kleinstaat 
Tschechoslowakei im Stich gelassen hatten, wurde verurteilt, doch leugnete z. B. 
das sozialdemokratische Blatt „Arbetet" nicht, daß die Rettung des Friedens 
für eine gewisse Frist einen Wert für sich darstellte. Einige liberale Blätter, dar­
unter die größte liberale Zeitung Dagens Nyheter, waren dagegen keine Anhän­
ge der Politik solidarischer Stärke. Ämark sucht die heterogenen Ansichten die­
ser Gruppe unter dem Oberbegriff „Verhandlungslinie" zusammenzufassen. 
Ohne langfristige Ziele, ging es ihr nur um die Verhinderung eines Kriegs. Jede 
einzelne Krise sollte nach ihren spezifischen Voraussetzungen beurteilt und durch 
kleinstmögliche Zugeständnisse beigelegt, der Frieden erhalten, aber das Mächte-
gleichgewicht nicht ernstlich erschüttert werden. Für diesen Balanceakt war er­
forderlich, daß die Westmächte aus einer Position der Stärke heraus verhandel­
ten. Dagens Nyheter kritisierte deshalb die ungenügende Aufrüstung Englands, 
die Chamberlains Verhandlungsposition in der Sudetenkrise von vornherein ge­
schwächt habe. Von der „nationalistischen" Linie unterschied sich diese Rich­
tung dadurch, daß sie nicht nach der Berechtigung, sondern nur nach der Unver-
meidlichkeit der Zugeständnisse an das NS-Regime fragte. 

Nach der deutschen Besetzung Prags im März 1939 hatte die „antinazisti­
sche" Linie keine Veranlassung, ihre Einschätzung der deutschen Außenpolitik 
zu ändern; auch die deutschen Ansprüche auf Danzig wurden nur als erster 
Schritt angesehen, Polen in den deutschen „Lebensraum" einzubeziehen. Sie be­
grüßte daher die britische Garantie für Polen, Rumänien und Griechenland sowie 
die Aufnahme von Verhandlungen zwischen den Westmächten und der Sowjet­
union, wobei allerdings einige Zeitungen sowjetische Forderungen auf ähnliche 
Garantien für Finnland, Estland und Lettland als eine Gefahr für diese Staaten 
ansahen. Nach Abschluß des deutsch-sowjetischen Paktes vom August 1939 reih­
ten die „antinazistischen" Zeitungen — mit Ausnahme der kommunistischen -
auch die Sowjetunion unter die friedensbedrohenden Diktaturen ein. 

Die „nationalistische" Linie mußte nach dem deutschen Einmarsch in Prag 
ihre Auffassung revidieren, daß die deutschen Forderungen grundsätzlich be­
grenzt seien. Sie interpretierte den Konflikt nun „machtpolitisch" als typische 
Auseinandersetzung zwischen imperialistischen Großmächten, die unabhängig 
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von Ideologien oder Regimen und ohne moralische Überlegenheit einer Seite ge­
führt werde. Zwar bedrohten die Westmächte nicht die Selbständigkeit anderer 
Staaten, doch unterstützten, so sagte man, auch sie die Rechte der Kleinstaaten 
nur dann, wenn dies ihren eigenen Interessen entspreche. Die sowjetische Forde­
rung auf eine Garantie für die Ostseestaaten erschien als Bedrohung, da die so­
wjetische Großmacht die gewünschte Klausel über Schutz gegen einen „indirek­
ten Angriff" als Vorwand für die Machtübernahme in diesen Ländern ausnutzen 
wolle. Die Sowjetunion sei im Grunde nur daran interessiert, sich aus einem 
Krieg zwischen den Westmächten und Deutschland herauszuhalten, ja sogar, 
einen solchen Krieg in Gang zu setzen. I m deutsch-sowjetischen Pakt schließlich 
sah sich die machtpolitische Linie bestätigt; die Sowjetunion und Deutschland 
hatten nur aus realpolitischen Motiven gehandelt, unterschiedliche Ideologien 
hatten dabei keine Rolle gespielt. 

Nach der Besetzung Prags war die Mehrzahl jener Zeitungen, die bisher die 
appeasement-policy gebilligt hatten, zur „Verhandlungslinie" übergegangen. 
Verhandlungen wurden auch im Falle Danzigs begrüßt, nur durften Zugeständ­
nisse an Deutschland nicht eine weitere Unterminierung Polens wie im Falle der 
Tschechoslowakei ermöglichen. Ämark rechnet — wenn auch mit Nuancen — 
bis zum Kriegsausbruch drei Zeitungen zu den Anhängern der Appeasement-Poli-
tik: die konservative Nya Dagligt Allehanda, das Skänska Dagbladet der Bauern­
partei und das „liberale" Aftonbladet. Ih r Hauptargument war, die Achsen­
mächte könnten erst dann Frieden halten, wenn ihre wesentlichsten Ansprüche 
befriedigt seien. 

Bei der Debatte über die schwedische Außen- und Verteidigungspolitik 
1938/39 unterscheidet Ämark außer der pronazistischen „Expansionslinie" und 
der kommunistischen Linie der kollektiven Sicherheit56 vier Richtungen. Drei 
Richtungen stimmten darin überein, daß sich Schweden aus einem Krieg heraus­
halten, notfalls aber auch militärisch behaupten sollte; sie unterschieden sich 
jedoch in den Ansichten, woher die Gefahr, in einen Krieg verwickelt zu werden, 
drohe und wie ihr am besten begegnet werden könne. Die „sicherheitspolitische 
Linie", die von den meisten konservativen Zeitungen, aber auch von der libera­
len Stockholms-Tidningen und dem Skänska Dagbladet der Bauernpartei vertre­
ten wurde, ging von dem „machtpolitischen" Axiom aus, daß Schweden als Be­
sitzer wichtiger Rohstoffe und als strategische Basis von jeder Großmacht be­
droht sei. Fü r sie hatte die militärpolitische Sicherheit Priorität. Sie befürwortete 
eine Befreiung Schwedens von den Verpflichtungen aus dem Sanktionssystem des 
Völkerbundes, notfalls den Austritt, eine Zusammenarbeit mit den anderen nor­
dischen Staaten zur Erhal tung der „nordischen Neutrali tät" und zur gemeinsa­
men Verteidigung strategisch wichtiger Gebiete wie Nordkalotten, Aland und 
Öresund, sowie eine dauerhafte Verstärkung der schwedischen Streitkräfte (Ver­
längerung der Dienstzeit und Ersatzbauten für die Flotte). Schwedens Militär-

56 Zu diesen beiden Richtungen vgl. Anm. 54 und 55. 
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macht sollte einer eigenen Außenpolitik einiges Gewicht verleihen und einen 
Überfall auf das Land für eine — bereits gegen andere Mächte im Kriege befind­
liche — Großmacht zu einem Risiko machen. 

Die „Linie der Selbständigkeit", die die sozialdemokratischen und einige libe­
rale Zeitungen verfolgten, gründete sich auf die „antinazistische" Auffassung, 
daß eine Bedrohung Schwedens wie aller europäischen Kleinstaaten in erster Li­
nie vom nationalsozialistischen Deutschland ausgehe, zunächst nicht durch mili­
tärische Aggression, sondern durch politischen und wirtschaftlichen Druck. 
Schweden müsse sich daher in eine politische Front der demokratischen Staaten 
gegen die faschistischen Diktaturen einreihen, militärisch aber, wegen seiner be­
grenzten Machtmittel, neutral halten. Die an sich begrüßte Politik der kollek­
tiven Sicherheit hatte in den Krisen der dreißiger Jahre — nicht zuletzt durch 
die Hal tung der Westmächte — versagt und wurde als gegenwärtig nicht an­
wendbar angesehen, weshalb die „Linie der Selbständigkeit" ebenfalls für die 
Entscheidungsfreiheit Schwedens im Fall von Sanktionen des Völkerbunds ein­
trat. Sie ging jedoch nicht so weit, den Austritt aus diesem internationalen Forum 
zu befürworten, in dem Schweden bei Versuchen mitwirken konnte, den Frieden 
zu erhalten. Sie sprach sich zwar auch für eine Zusammenarbeit mit den nordi­
schen Nachbarstaaten aus, um sich nach Möglichkeit gemeinsam aus dem Kriege 
herauszuhalten, lehnte jedoch ein militärisches Verteidigungsbündnis mit ihnen 
ab. I n der gegebenen Krisenlage befürwortete sie — entsprechend der sozial­
demokratischen „Elastizitätstheorie"57 - Maßnahmen zur Aufrüstung, die je­
doch auf kurzfristige Wirkung und nicht auf Aufrechterhaltung eines permanent 
hohen Verteidigungsstandes abzielten. Sie unterstützte daher Vorschläge der 
Koalitionsregierung von Sozialdemokraten und Bauernpartei für einmalige Ma­
terialanschaffungen und für eine Einberufung ausgebildeter Jahrgänge zu beson­
deren Ersatzübungen, wandte sich aber gegen eine Verlängerung der Wehr­
pflicht, die sich erst auf lange Sicht ausgewirkt hätte. I m Grunde blieb sich diese 
Richtung bewußt, daß Schwedens Mittel bei allen Anstrengungen niemals ausrei­
chen würden, um den Angriff einer Großmacht abzuwehren; dennoch gehörte 
zu ihrem Neutralitätsbegriff eine Grenze der Nachgiebigkeit gegenüber Forde­
rungen, die die eigenen essentiellen politischen Prinzipien berührten. 

Die Mehrzahl der liberalen Zeitungen der „antinazistischen" Richtung ver­
folgten die „Linie der Isolation", die in gemäßigter Form auch von der Führung 
der liberalen Partei vertreten wurde. Trotz der Erkenntnis, daß Deutschland der 
internationale Unruheherd war, wollten die Anhänger dieser Richtung Schweden 
von der europäischen Krise isolieren; auch gegenüber den nordischen Nachbarn 
sollten außenpolitische Engagements vermieden werden, die das Land in einen 
Krieg hineinziehen konnten. I n der Rüstungsfrage folgte diese Richtung der 
„Elastizitätstheorie", d. h. praktisch den Vorschlägen der Regierung. Ihre prag­
matische Neutralitätspolitik kannte keine essentiellen Prinzipien, bei deren Ver-

57 Vgl. S. 616. 
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letzung zu den Waffen gegriffen werden sollte; das mußte im Kriegsfall zu einer 

Appeasement-Politik gegenüber der vorherrschenden Macht führen. Die bedin­

gungslose Neutralität bedeutete aber keine Gleichgültigkeit gegenüber Unrecht 

und Gewalt wie z. B. der Judenverfolgung in Deutschland, nur sollte die Reak­

tion nicht so weit gehen, daß sie die Neutralität Schwedens gefährdete. 

Eine vierte Richtung — von Ämark als „moralische Linie" bezeichnet — ver­

t ra t die liberale Göteborgs Handels- och Sjöfarts-Tidning. Obwohl eine Zeitung 

mit scharfer „antinazistischer" Perspektive, stimmte sie in der gegebenen Lage 

— als Minimalprogramm — mit den Empfehlungen der „sicherheitspolitischen 

Linie" überein. Falls jedoch die Westmächte zu einer Politik des kollektiven 

Widerstandes gegen die NS-Diktatur finden sollten — bei einem Regierungswechsel 

in Frankreich und Großbritannien (Churchill) —, sollte sich auch Schweden aktiv 

an der Verteidigung abendländischer Freiheit und Humani tä t beteiligen. 

Anders als Ämark analysiert Alf Johansson die Meinungsbildung in Schweden 

1939/40 5 8 in engem Zusammenhang mit den Entscheidungen der schwedischen 

Regierung. Die aktive nordische Neutralitätspolitik, die der sozialdemokratische 

Außenminister des Koalitionskabinetts Hansson (Sozialdemokraten und Bauern­

partei), Rickard Sandler, als Ersatz für die zusammengebrochene Politik der kol­

lektiven Sicherheit in den letzten Jahren vor Kriegsausbruch betrieb, fand bis 

auf rechtsradikale und kommunistische Flügelgruppen und eine isolationistische 

liberale Minderheit breite Unterstützung im Lande und bei den großen Parteien, 

von denen lediglich die liberale Partei eine etwas zögerndere Hal tung einnahm. 

Diese „Meinungskoalition" begann zu zerbrechen, als Sandlers Pläne für eine 

wirksamere Neutralisierung der für Schwedens Verteidigung wichtigen Äland-

inseln auf den Widerstand der Sowjetunion stießen. Da die Bestimmungen der 

Älandkonvention von 1921 keinen ausreichenden Schutz für die demilitarisierten 

Inseln mehr boten — ihre Verteidigung sollte aufgrund eines Beschlusses des Völ­

kerbundsrats im Ernstfall den Signatarmächten obliegen —, hatten die schwedi­

sche und die finnische Regierung im Januar 1939 den sogenannten Stockholm­

plan vorgelegt, der Finnland ermächtigen sollte, auf einigen der südlichen Inseln 

Befestigungsanlagen zu errichten und im übrigen Inselbereich mobile militärische 

Maßnahmen zu treffen; er sah ferner vor, daß sich Schweden im Falle eines 

europäischen Krieges auf Wunsch der Finnen an der Verteidigung der Inseln be­

teiligen durfte — vorausgesetzt, daß beide Staaten in einem solchen Konflikt 

neutral blieben. Der Plan basierte auf der Annahme, daß in einem europäischen 

Krieg das Interesse der Großmächte an diesen Inseln nur darin bestehe, ein Fest­

setzen des Gegners in diesem militärischen Vakuum zu verhindern, und daß 

einem möglichen Wettlauf am besten durch die Verteidigung der Neutrali tät der 

58 S. Anm. 52. Die Veröffentlichung von Krister Wahlbäck, Finlandsfrägan i svensk politik 
1937-1940, Stockholm 1964, hatte den Sektor der öffentlichen Meinung nicht systematisch 
behandelt. Für den allgemeinpolitischen Hintergrund stützt sich Johansson außer auf 
Wahlbäck auch auf Max Jakobson, Vinterkrigets diplomati 1939-1940, Stockholm 1967. 
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Inseln vorgebeugt werde. Während alle Signatarstaaten — d. h. die europäischen 
Großmächte und die Ostseerandstaaten außer der Sowjetunion — dieser Ände­
rung der Konvention zustimmten, legte der sowjetische Vertreter im Völker­
bundsrat im Mai 1939 Einspruch ein. Als Sandler den Stockholmplan dennoch 
durchsetzen wollte, stieß er auf die Opposition des Kabinetts, das die Vertrags­
vorlage im Reichstag zurückzog. Die nach dem deutsch-sowjetischen Pakt vom 
August 1939 einsetzende sowjetische Politik, die finnische Neutralität zu ignorie­
ren und wie von den Baltenstaaten nun auch von Finnland strategische Grenz -
berichtigungen und Stützpunkte zu erpressen, entzog der „nordischen Politik" 
Sandlers eine ihrer Voraussetzungen: daß außer in einem europäischen Krieg 
kein nordisches Land von einer Großmacht direkt bedroht und daher zwischen 
den nordischen Staaten kein Militärbündnis erforderlich sei, daß es lediglich gel­
te, die Umwelt von der neutralen Haltung des nordischen Blocks zu überzeugen. 
Am 3. Oktober — noch ehe die Finnen zu Verhandlungen nach Moskau gerufen 
wurden — schlug Sandler daher dem Kabinett eine schwedische Garantie für 
Finnland „mit dem Charakter eines Verteidigungsbündnisses" vor. Nach Jo­
hanssons Urteil ging Sandler damit auf die Linie der Konservativen über und 
wurde zum Machtpolitiker, der Drohung mit Gegendrohung und Forderungen 
mit Demonstrationen von Stärke beantwortet59. Dem Kabinett erschien jedoch 
diese Politik für einen Kleinstaat als unangemessen; es lehnte die Garantie als 
eine zu große Gefährdung der schwedischen Neutralität ab. Auch der finnische 
Antrag vom 4. Oktober, schwedische Truppen nach Aland zu schicken, und 
Sandlers Vorschlag vom 9. Oktober, die Einfahrten zu den Älandgewässern zu 
verminen60, stieß im Kabinett auf Widerstand. Eine Diskussion im Rat für aus­
wärtige Angelegenheiten61 am 12. Oktober offenbarte, daß sich Sandlers „nordi­
sche Politik" nicht mehr auf das Parlament stützen konnte: nur die Konservati -

59 In ihrer Besprechung des Buches von Johansson wendet sich Birgitta Ericsson (Sverige och 
vinterkriget, in: Historisk Tidskrift 1974, S. 102) gegen diese Charakterisierung Sandlers, er 
habe vielmehr eine Politik der solidarischen Stärke vertreten; sein Vorschlag vom 3. Okto­
ber sei überdies nicht provozierender Eigeninitiative entsprungen, sondern durch einen 
vertraulichen Brief des finnischen Außenministers Erkko vom 28. September veranlaßt 
worden, der hinsichtlich der Bereitschaft zur Überführung schwedischer Truppen nach 
Aland angefragt habe. Ein entsprechender Vorschlag an das Kabinett lag auch von seiten 
Thörnells vor (vgl. oben S. 596). 
60 Davon ist die „nördliche Verminung", die ausschließlich in schwedischen Hoheitsgewässem 
erfolgte (s. S. 597), zu unterscheiden. 
61 Außenpolitische Entscheidungen wurden überwiegend entweder in der Regierung oder im 
1921 geschaffenen Rat für auswärtige Angelegenheiten (utrikesnämnden) getroffen, der der 
vertraulichen Beratung zwischen König, Regierung und Mitgliedern des Reichstages diente. 
Als Verbindungsglied zwischen Regierung und Parlament kam ihm insofern erhöhte Be­
deutung zu, als der Reichstag außenpolitische Probleme - stets in geheimer Sitzung - nur 
selten behandelte. Da dem Rat seit 1937 die Mitglieder des außenpolitischen Ausschusses 
des Reichstags (utrikesutskottet) angehörten, war in ihm das Parlament sozusagen in „ver­
kümmerter Form" repräsentiert. 
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ven und eine sozialdemokratische Minorität waren bereit, die Älandinseln aktiv 

zu verteidigen; eine sofortige Aktion wurde jedoch von keiner Seite befürwortet. 

Dies wurde aber nach außen dadurch verdeckt, daß bei einem Treffen der vier 

nordischen Staatsoberhäupter in Stockholm am 18. /19. Oktober — das als De­

monstration der Einmütigkeit gegenüber der Sowjetunion gedacht war und keine 

konkreten Ergebnisse zeitigte — die „Volksmeinung" durch gewaltige Sympa­

thiekundgebungen Sandlers Politik zu unterstützen schien. Dieser Gegensatz zwi­

schen der emotional mobilisierten Volksmeinung, die teilweise auch in die Presse 

Eingang fand, und der Meinung auf Regierungsebene hielt zunächst an, weil die 

Regierung die Öffentlichkeit über die Grenzen des schwedischen Engagements 

nicht eindeutig informieren wollte, um die Sowjets über die schwedische Hal tung 

im ungewissen zu lassen und die finnische Verhandlungsposition in Moskau nicht 

zu schwächen. Nach dem ergebnislosen Abbruch der Moskauer Verhandlungen 

Mitte November brachte der überraschende sowjetische Überfall auf Finnland 

am Monatsende die endgültige Entscheidung: der in der Regierung isolierte 

Außenminister, dessen Politik undurchführbar geworden war, erklärte am 2. De­

zember seinen Rücktritt , nachdem eine von Finnland gewünschte Älandaktion er­

neut abgelehnt worden war. Die am 13. Dezember gebildete Sammlungsregierung 

und ihre außenpolitische Linie der „Selbständigkeit und Neutrali tät", die sich 

auf materielle und humanitäre Hilfe an Finnland beschränkte, war Ausdruck der 

veränderten „Meinungskoalition", deren Kern die Sozialdemokraten, Liberalen 

und Bauern bildeten, während die Konservativen die Reservation machten, 

Schwedens Finnlandpolitik müsse von seinen „vitalen Interessen und der Ent­

wicklung der Ereignisse" bestimmt werden. In der konservativen Partei forderte 

eine „aktivistische" Minderheit, die auf der Woge der allgemeinen Finnland­

begeisterung eine lebhafte Agitation zugunsten einer „effektiven" (d. h. militä­

rischen) Hilfe für Finnland entfaltete, den Austritt aus der Regierung. Die 

„Volksmeinung", die sich in zahlreichen Sympathiekundgebungen und in einer 

spontanen Opferfreudigkeit von vorher nicht geahnten Ausmaßen äußerte, ließ 

die Grenze ihres Engagements nicht erkennen. Die öffentliche Debatte war aus­

gesprochen diffus: da die Regierung zur Zurückhaltung und zur Aufrechterhal­

tung der „nationalen Einigkeit" mahnte, ihre materielle Hilfe für Finnland 

(Kredite und Lieferung von Kriegsmaterial und Rohstoffen) aus außenpoliti­

schen Gründen nicht an die große Glocke hängte und sich über ihre Absichten 

ausschwieg, war die Presse auf Spekulationen und die Erörterung hypothetischer 

Möglichkeiten angewiesen. Der Mangel an Information lähmte — wie Johansson 

feststellt — die kritisch-kontrollierende Funktion, die der öffentlichen Debatte 

in einer Demokratie zukommt. Als die Sowjets Mitte Februar 1940 die „Man­

nerheim-Linie" durchbrachen und die finnische Front aufzurollen drohten, 

wurde aber die Frage brennend, ob der Zusammenbruch Finnlands durch militä­

rischen Beistand aufgehalten werden konnte und sollte. Die durch eine Indiskre­

tion von militärischer Seite an die linkssozialistische Zeitung Folkets Dagblad ge­

langte und dort am 16. Februar veröffentlichte Meldung, Ministerpräsident 
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Hansson habe drei Tage vorher das finnische Gesuch auf Überführung schwedi­
scher Truppen abgelehnt, zwang die Regierung, ihre Entscheidung in einem be­
stätigenden Kommunique offenzulegen. Trotz der überhitzten Atmosphäre ge­
lang es der „aktivistischen" Presse — vor allem Stockholms Tidningen, Göte­
borgs Handels- och Sjöfartstidning und Eskilstuna Kuriren — in der folgenden 
Debatte nicht, die Regierung als „undemokratisch" zu isolieren und eine Ver­
trauenskrise heraufzubeschwören. König Gustaf V. warf seine Autorität in die 
Waagschale und identifizierte sich am 19. Februar durch eine im Kabinett abge­
gebene Erklärung — ein nach verfassungsrechtlicher Übung höchst ungewöhn­
licher Schritt — mit der Entscheidung der Regierung. Seine Begründung, Schwe­
den würde andernfalls in den Krieg der Großmächte hineingezogen und könne 
den Finnen dann nicht einmal mehr die augenblicklich gewährte Hilfe leisten, 
und der Appell um Verständnis für seine Handlungsweise verhinderten zugleich, 
daß der größere Teil der Opposition in der konservativen Partei zu den „Akti­
visten" überging. Die Gefahr, daß die konservative Partei insgesamt aus der Re­
gierung ausbrach, war allerdings schon vorher durch „das hinsichtlich der öf­
fentlichen Meinung vielleicht wichtigste Ereignis im Winterkrieg" (Johansson) 
gebannt worden. A m 29. Januar 1940 hatten sich die Sowjets nach mehreren 
vergeblichen schwedischen Vermittlungsvorstößen bereit erklärt, mit der finni­
schen Regierung Friedensverhandlungen aufzunehmen und die kommunistische 
Gegenregierung Kuusinen fallenzulassen. Während nun in der Öffentlichkeit 
noch die Frage diskutiert wurde, ob der Zusammenbruch Finnlands und ein so­
wjetisches Vorrücken an die schwedische Grenze durch eigenes Eingreifen ver­
hindert werden solle, ging es der Regierung darum, Finnland zu möglichst gün­
stigen Friedensbedingungen zu verhelfen und zu entscheiden, ob die sowjetische 
Forderung auf einen Stützpunkt bei Hangö tatsächlich den eigenen militärischen; 
Einsatz lohne. Die Kenntnis von den — wenn auch schwierig verlaufenden -
Verhandlungen immunisierte sowohl die konservativen Regierungsmitglieder wie 
auch das Kabinett insgesamt gegen den Meinungsdruck der „Aktivisten". Das 
Verbleiben der konservativen Partei in der Regierung entzog wiederum dem 
„Aktivismus" jegliche feste organisatorische Grundlage und damit die Möglich­
keit, die „nationale Einigkeit" zu gefährden. Die „aktivistische" Opposition 
konnte sich nur um zwei außerparlamentarische Gruppen scharen, die in den er­
sten Dezembertagen 1939 gegründet worden waren: „Finlandskommitten" und 
„Nordens Fr ihet" . Das Komitee warb und organisierte das aus privaten Mitteln 
finanzierte schwedische Freiwilligenkorps, das am 21 . Dezember der Öffentlich­
keit präsentiert wurde, als die ersten Kontingente feierlich nach Finnland verab­
schiedet wurden. „Nordens Fr ihet" machte zunächst Propaganda für die Frei- , 
willigenbewegung, betrieb aber zunehmend eine verschleierte Agitation zugun­
sten einer militärischen Intervention. Die personell verflochtenen Gruppen stan­
den ideologisch der Rechten und den Radikalliberalen nahe, soziologisch stellten 
sie eine Vereinigung bürgerlicher Akademiker dar: die Kerntruppe von „Nor­
dens Fr ihet" wurde von der historischen Disziplin der Stockholmer Hochschule-
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gebildet, für die das gemeinsame geschichtlich-kulturelle Erbe mit dem Nachbar­

staat als verpflichtendes Motiv im Vordergrund stand. Nachdem die Regierung 

ein militärisches Eingreifen abgelehnt hatte, gewann aber auch für sie das Frei­

willigenkorps als einziges Instrument militärischer Hilfe und als Ventil für den 

oppositionellen Meinungsdruck an Interesse: „Finlandskommitten" wurde im Fe­

bruar 1940 zu einer „unpolitischen" regierungsloyalen Organisation umgestal­

tet, erhielt durch die Aufnahme eines Vertreters der Gewerkschaftsführung An­

schluß an breitere Bevölkerungskreise und seitens der Regierung bessere Wer­

bungsmöglichkeiten in der regulären Armee. Damit vollzog sich die endgültige 

Trennung des Komitees von der Gruppe „Nordens Frihet", die das Freiwilli­

genkorps stets nur als ersten Schritt für ein militärisches Engagement in Finnland 

angesehen hatte. „Nordens Fr ihet" entwickelte sich nun zu einer pressure 

group, der jedoch trotz angestrengter Aktivität weder der Einbruch in die gro­

ßen Parteien noch die Mobilisierung der „Volksmeinung" gelang. 

Die kommunistische Presse Schwedens, der schon die Umstellung nach dem 

deutsch-sowjetischen Pakt Schwierigkeiten bereitet hatte, war während des Win­

terkrieges völlig in die Isolierung gedrängt. Die antifaschistischen Schlagworte 

waren seit der gemeinsamen deutsch-sowjetischen Unterwerfung Polens aus ihren 

Blättern verschwunden. Das Vorschieben der sowjetischen Positionen im Ostsee­

bereich wurde als „Friedenspolitik" zur Abschirmung der betroffenen Länder 

gegen den Krieg der kapitalistischen Staaten hingestellt. Den Abbruch der Mos­

kauer Verhandlungen mit Finnland schrieben sie den imperialistischen West­

mächten zu, die die finnische Regierung gegen die Sowjetunion aufgehetzt hät­

ten. Hinter der „aktivistischen" Strömung im eigenen Land sah die kommuni­

stische Presse die schwedischen Großkapitalisten und Kriegsgewinnler, die dem 

Ziel des englisch-französischen Imperialismus dienten, Skandinavien in einen 

Kriegsschauplatz gegen den deutschen Rivalen zu verwandeln. Da sie jedoch ih­

ren Kampf, nach den neuen taktischen Weisungen der Komintern für die west­

europäischen kommunistischen Parteien, gleichzeitig gegen die sozialdemokrati­

schen „Verräter der Arbeiterklasse" richtete — die in Schweden gerade das stärkste 

Bollwerk gegen die „Aktivisten" bildeten —, geriet sie in eine paradoxe und aus­

weglose Lage. 

In einem systematischen Abschnitt analysiert Johansson die — im Einklang 

mit Ämark unterschiedenen — Richtungen in der Pressedebatte während des 

Winterkrieges anhand jeweils einer repräsentativen Zeitung. Die „sicherheits-

politische Linie" (Beispiel: Stockholms-Tidningen) verfocht in allen Phasen der 

finnisch-sowjetischen Auseinandersetzung eine Unterstützung Finnlands als Teil 

des „nordischen Blocks": sie sah in einer militärischen Intervention zugunsten 

Finnlands zugleich das einzige Mittel, ein Eingreifen der Westmächte zu vermei­

den, den finnisch-sowjetischen Krieg zu „lokalisieren" und Schweden aus dem 

„europäischen" Hegemonialkrieg der Großmächte herauszuhalten. Die „mora­

lische Linie" (Göteborgs Handels- och Sjöfartstidning) trat erst nach Ausbruch 

des Winterkrieges für eine Unterstützung Finnlands ein. Da sie der sowjetischen 
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Diktatur nicht „von Natur aus" expansionistische Ziele zusprach, sah sie in den 
Forderungen Moskaus an Finnland trotz des Hitler-Stalin-Paktes zunächst noch 
den Ausdruck eines gegen die deutsche Expansion gerichteten Sicherheitsbedürf­
nisses. Folglich warnten ihre Vertreter während der finnisch-sowjetischen Ver­
handlungen davor, durch schwedische Versprechungen an Finnland einen Kom­
promiß zu verhindern. Erst auf Grund des sowjetischen Angriffs sahen sie die 
Sowjetunion im Lager der „Diktaturen" und in offenem Gegensatz zu den 
Westmächten als den Verteidigern der „Demokratie". Sie setzten sich nun für 
eine aktive Unterstützung der finnischen Demokratie durch Schweden und not­
falls auch durch die Westmächte ein, selbst wenn Schweden so in den Krieg der 
Großmächte verwickelt werden sollte. Sie folgten der unausgesprochenen Vor­
stellung, Schweden könne im Kampf für die Demokratie — im Kampf zwischen 
„Gut" und „Böse" - auf die Dauer nicht abseits stehen62. Die „isolationspolitische 
Linie" (Västerbottens -Kuriren) und die „selbständigkeitspolitische Linie" (Arbe-
tet) unterstützten demgegenüber die Neutralitätspolitik der Regierung, wenn auch 
aus unterschiedlichen Überlegungen: während erstere strategische oder moralische 
Interessen Schwedens außerhalb der Landesgrenzen und damit auch eine Interes­
sengemeinschaft mit Finnland verneinte, sah letztere die schwedischen Interessen 
durchaus auf seiten Finnlands und der westlichen Demokratien, doch schätzten 
ihre Anhänger die Machtmittel Schwedens als recht gering ein; Finnland könne 
nicht ausreichend Hilfe geleistet und ein Eingreifen der Westmächte nicht über­
flüssig gemacht werden. Auch meinten sie, ein demokratischer Kleinstaat dürfe 
nicht aus ideologischen Gründen und ohne Rücksicht auf die realpolitischen Fol­
gen in einen Krieg zwischen Großmächten eintreten. Die Anhänger der NS-
freundlichen „expansionistischen Linie" (Aftonbladet)63 mußten zu ihrem Leid­
wesen die gleiche „anti-aktivistische" Politik wie ihre Erzgegner, die Kommuni­
sten, befürworten, da das als Voraussetzung für eine schwedische Intervention 
angesehene Eingreifen Deutschlands in den finnisch-sowjetischen Konflikt aus­
blieb; interveniere Schweden allein, werde den Westmächten nur die ersehnte 
Gelegenheit gegeben, unter dem Deckmantel der Finnlandhilfe einen Flanken­
angriff gegen Deutschland zu führen. Deutschland aber konnte laut Aftonbladet 
seine „antibolschewistische Mission" gegenwärtig nicht erfüllen, da es durch die 
Schuld der Westmächte gezwungen sei, einen „europäischen Bürgerkrieg" zu 
führen. 

62 Vgl. oben S. 641. Während des Weltkrieges schritten die schwedischen Behörden mehrmals 
gegen die Göteborgs Handels- och Sjöfartstidning wegen ihrer antinationalsozialistischen 
Äußerungen und Kritik an der Neutralitätspolitik der Regierung ein. In einer besonderen 
Audienz wurde Chefredakteur Torgny Segerstedt 1940 vom König zur Zurückhaltung er­
mahnt, um Schweden nicht in einen Krieg zu verwickeln (s. Gustmann, a .a .O. [Anm. 37], 
S. 44). 

63 Vgl. Anm. 54. Die Politik der Anlehnung an das Dritte Reich vertrat Aftonbladet bis 1943 
(vgl. Gustmann, a. a. O., S. 25). 
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Die Untersuchung von Erik Carlquist über die Finnlandhilfe im Winterkrieg 
1939/4064 schließt thematisch an die Arbeit von Johansson an. Carlquist konzen­
triert sich auf Gründung, Arbeit und gegenseitige Beziehungen der drei aus pri­
vaten Initiativen entstandenen zentralen Unterstützungsorganisationen, die sich 
jedoch keinesfalls alle nur humanitärer Hilfe widmeten. Am eindeutigsten wurde 
diese Art Hilfe von „Centrala Finlandshjälpen" (Zentrale Finnlandhilfe) gelei­
stet, die Anfang Dezember 1939 gegründet wurde, wobei Maja Sandler, die Ehe­
frau des abtretenden Außenministers, eine wichtige Rolle spielte. Die Organisa­
tion sammelte Geld und Sachspenden (insgesamt 2,7 Millionen Kronen in bar 
und 25 Millionen in Form von Kleidern und Lebensmitteln) für die aus den 
Kampfgebieten evakuierte Zivilbevölkerung sowie für die Betreuung von über 
8000 finnischen Flüchtlingen, die in schwedischen Privathaushalten und Flücht -
lingsheimen untergebracht wurden. Getreu ihrem Programm, Finnland humani­
täre und materielle Hilfe zu leisten, stattete die Sammlungsregierung die „Zen­
trale Finnlandhilfe" sofort mit einer halben Million Kronen aus; sie half in der 
Folge durch freie Transporte und erleichternde Bestimmungen für Grenzüber­
tritt, Warenausfuhr und Valutatransfer. Schließlich wurde „Centrala Fin­
landshjälpen" am 22. Dezember vom Staat übernommen; ein Mitglied des Kö­
nigshauses, Prinz Wilhelm, trat an ihre Spitze, und sie bekam den zusätzlichen 
Auftrag, Pläne für eine Masseninvasion von Flüchtlingen im Falle einer Kapitu­
lation Finnlands auszuarbeiten. Durch die staatliche Sanktion dieser Organisation 
sah die Regierung eine Möglichkeit, die überall im Lande aufsprießenden Finn­
landaktivitäten in die Bahnen humanitärer Hilfe zu lenken. 

Eine weitere zentrale Unterstützungsorganisation war „Nationalinsamlingen 
för Finland" (Nationalsammlung für Finnland). Ihre Wirksamkeit muß in en­
gem Zusammenhang mit der Aufbringung der Gelder für das schwedische Frei­
willigenkorps gesehen werden, dessen Kosten für einen. Zeitraum von sechs Mo­
naten auf 50 Millionen Kronen geschätzt wurden. Nach einem ergebnislosen 
Vorstoß bei Präsident Roosevelt und amerikanischen Finanzkreisen gelang es 
dem für die Organisation des Korps zuständigen „Finlandskommitté", die zen­
trale Gewerkschaftsorganisation und den schwedischen Arbeitgeberverband für 
die Sammlung einer nationalen Geldspende zu gewinnen: am 7. Dezember kon­
stituierte sich „Nationalinsamlingen" unter Teilnahme weiterer einflußreicher 
Berufs- und Interessenverbände und unter dem Vorsitz des Leiters des Arbeit­
geberverbandes J. Sigfrid Edström. In dem an die Öffentlichkeit gerichteten 
Appell war allerdings von der beabsichtigten Verwendung der Erträge nicht die 
Rede. Es hieß darin nur, die gesammelten Mittel sollten „der finnischen Regie­
rung zur Verfügung gestellt werden, um die Leiden der Bevölkerung zu lin­
dern". Wegen der klar formulierten Absicht, die Gelder „der finnischen Regie­
rung" zufließen zu lassen, kam es an jenem 7. Dezember mit den anwesenden 
Vertretern der Industrie und der Banken zu einer dramatischen Auseinanderset -

64 Erik Carlquist, Solidaritet pa prov. Finlandshjälp under vinterkriget, Stockholm 1971. 
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zung, die zur Nichtbeteiligung des Industrieverbandes, der Exportvereinigung 

und der Bankenvereinigung an der „Nationalinsamlingen" führte. Diese Ver­

bände gründeten am nächsten Tag ohne Unterrichtung der Öffentlichkeit eine 

eigene Spendenorganisation für die Industrie — die dritte zentrale Unterstüt­

zungsorganisation — mit dem Namen „Industria", deren Vorsitz der Leiter der 

Exportvereinigung Torsten Hernod übernahm und die der Hauptgeldgeber für 

das Freiwilligenkorps werden sollte. Mangels eindeutiger Belege sind für diesen 

Schritt der Industrie- und Finanzkreise, die an sich mit der internen Zielsetzung 

der „Nationalinsamlingen" völlig konform gingen, laut Carlquist mehrere Er­

klärungen möglich: Mit der konservativen Partei eng verflochten, wollten jene 

Kreise die gerade laufenden Verhandlungen über die Bildung einer Sammlungs-

regierung vielleicht nicht durch die offene Unterstützung der finnischen Regie­

rung belasten. Vielleicht befürchteten sie Reaktionen der Sowjetunion und 

Deutschlands, die den Industrie- und Exportinteressen abträglich sein konnten. 

Ausschlaggebend dürften jedoch ökonomische Überlegungen gewesen sein: über 

die Verwendung der gespendeten Mittel wollte die Industrie weitgehend selbst 

bestimmen und sie speziellen schwedischen Industriezweigen — u. a. für die Aus­

rüstung des Freiwilligenkorps — zufließen lassen65. Die Aktivität der „Indu­

stria" wurde mit größter Geheimhaltung umgeben; als im Januar 1940 die Er­

gebnisse der Spenden bekanntgegeben wurden, hieß es lediglich, daß sie „für 

Finnland" gesammelt worden seien. Die „Nationalinsamling" hingegen schloß 

mit der finnischen Gesandtschaft in Stockholm ein vertrauliches Abkommen, wo­

nach die Finnen die gleiche Summe, die der finnischen Regierung überwiesen 

wurde, dem „Finlandskommitte" für die Ausrüstung und den Unterhalt des 

Freiwilligenkorps in Finnland zur Verfügung stellten. Die Mittel sollten jedoch 

nur so weit für das Korps verwendet werden, als von anderer Seite einlaufende 

Mittel dafür nicht ausreichten. Da die „Industria" bis zum Friedensschluß im 

März 1940 allein 65 Millionen Kronen aufbrachte — von rund 1200 Spendern 

hatten allein 153 über 100 000, 31 Spender über 500 000, 13 Spender über 1 Mil­

lion und 3 Spender über 3 Millionen Kronen gezeichnet —, gab die „Nationalin­

samling" von ihren gesammelten 29,5 Millionen Kronen de facto nur 5 Millio­

nen für das Korps aus66. Sie verwendete ihre übrigen Gelder jedoch gleichfalls 

nicht immer für humanitäre Hilfe. Als z. B. die sowjetischen Luftangriffe zuneh­

mende Verluste unter der finnischen Zivilbevölkerung verursachten, eröffnete die 

Organisation einen Spendenfonds zur Beschaffung von Jagdflugzeugen für Finn­

land — eine sehr weitherzige Auslegung des proklamierten Ziels, „die Leiden 

65 Wie Carlquist ausführt, sind dem im schwedischen Riksarkiv liegenden Archiv der „Indu­
stria" über die Verwendung der Mittel bei der schwedischen Kriegsindustrie keine genaueren 
Angaben zu entnehmen. 

66 Bei der Kürze des Krieges beliefen sich die tatsächlichen Ausgaben für das Korps auf 18,8 
Millionen Kronen, von denen „Industria" 12,5 Millionen bestritt. Bei Kriegsende im März 
1940 hatten sich 12000 Freiwillige für das Korps gemeldet, 8000 waren in Finnland ein­
gesetzt. 
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der Bevölkerung zu l indern". Fü r die Finanzierung von Jagdflugzeugen wurden 

sogar eigene Kirchenkollekten abgehalten. 

Ministerpräsident Hansson hatte der Verwendung der Spenden für das Frei­

willigenkorps im Dezember 1939 nur widerstrebend zugestimmt; für die billi­

gende Hal tung der Regierung war maßgebend, daß sie durch die beiden Organi­

sationen „Nationalinsamling" und „Industria" von der finanziellen und juri­

stischen Verantwortung für das nun einmal von ihr tolerierte Korps befreit war. 

Als es in den ersten Monaten des Jahres 1940 zwischen der „Zentralen Finn­

landhilfe" und der „Nationalsammlung", die sich Konkurrenz machten, zu 

Auseinandersetzungen kam, lehnte die Regierung die Einsetzung eines übergeord­

neten staatlichen Komitees ab, da sie damit auch die Verantwortung für die F i ­

nanzierung des Freiwilligenkorps hätte übernehmen müssen. So blieb die Zer­

splitterung der Finnlandaktivitäten — die verschiedensten Organisationen, Ta­

geszeitungen usw. führten eigene Spendenaktionen durch67 — bis zum Moskauer 

Frieden vom 12. März 1940 bestehen, der den Charakter der Hilfe für Finnland 

weitgehend veränderte. Statt Unterstützung im Kampf brauchte Finnland — das 

die an die Sowjetunion abgetretenen Gebiete rasch räumen mußte, mit ihnen 

einen Teil seiner Produktionskraft (so über ein Zehntel der land- und forstwirt­

schaftlichen Nutzfläche sowie ein Viertel der Wasserkraftkapazität) verlor und 

450 000 Evakuierte (12 % der Gesamtbevölkerung) wirtschaftlich und sozial 

wiedereinzugliedern hatte — sowohl Hilfe bei der Evakuierung wie auch lang­

fristige Wiederaufbauhilfe. Fü r diese Ziele konnte die schwedische Finnlandhilfe 

am 2 1 . März 1940 unter einem staatlichen Zentralorgan „Rikskommitten för 

Finland" koordiniert werden, an dessen Spitze Kronprinz Gustav Adolf trat. 

„Civila Finlandshjälpen" wurde nach Heimkehr des überwiegenden Teils der 

Flüchtlinge Ende Mai 1940 aufgelöst; die Aufgabe, für den Fall einer Massen­

flucht aus Finnland vorzusorgen, war schon im Januar einer staatlichen „Räu­

mungskommission" (Statens Utrymningskommission) übertragen worden. „Na-

tionalinsamlingen", bei der seit März die Sammlung von Bargeld konzentriert 

worden war — über das aber nun das „Rikskommitte" zusammen mit der fin­

nischen Regierung verfügte —, stellte seine Tätigkeit im September ein: die 

schwedische Verteidigungsanleihe, die angesichts der Lage im Frühjahr 1940 auf­

gelegt wurde, hat die Opferwilligkeit aller Bevölkerungskreise vordringlich be­

ansprucht. Die „Industria" stand mit dem „Rikskommitte" nur in loser Zu­

sammenarbeit und setzte ihre separate Spendenaktion unter dem neuen Vorzei­

chen der Wiederaufbauhilfe bis zur Auflösung im Januar 1941 fort. Die deutsche 

67 Von den hauptsächlichsten Initiativen, die Carlquist behandelt, seien nur erwähnt: das 
schwedische Rote Kreuz, das auf dem Wege von Sammlungen zwei Lazarette für Finnland 
stellte; „Kommitten för arbetshjälp till Finland", das freiwillige Arbeitskräfte zum Bau 
von Befestigungen auf der Karelischen Landenge vermittelte; „Adoptivortssystemet", unter 
dem schwedische Städte Hilfe an bestimmte finnische „Adoptivstädte" schickten, und „Hjälp 
Krigets Offer", eine Organisation, die sich um die Betreuung finnischer und sowjetischer 
Kriegsgefangener bemühte. 
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Norwegenaktion vom 9. April 1940 hat dann die Finnlandhilfe durch zuneh­
mende Beanspruchung der wirtschaftlichen Reserven Schwedens für eigene 
Zwecke und die jetzt erlassenen Valutarestriktionen und Exportverbote erheb­
lich begrenzt. Nach der vorangegangenen Zentralisierung der Hilfe besaß die 
schwedische Regierung im April jedoch ein Instrument, mit dem sie ähnliche 
„aktivistische" Bewegungen wie zu Beginn des Finnlandkrieges und politisch 
gefährliche Spendenaktionen zugunsten Norwegens verhindern konnte. Die 
Richtlinien des „Rikskommitte" vom 13. April 1940 sahen neben der Finnland­
hilfe und der Unterstützung schwedischer Einberufener lediglich humanitäre 
Hilfe für zivile Flüchtlinge aus Norwegen vor. Nach dem Ende der Kampfhand­
lungen in Norwegen, als das Gros der norwegischen Flüchtlinge zunächst in die 
Heimat zurückkehrte — eine neue Fluchtbewegung setzte im Herbst 1940 ein —, 
wurden ab Juli 1940 auch Gelder für den Wiederaufbau von Wohnstätten in 
Norwegen zur Verfügung gestellt. 

Die gesamte Flüchtlingspolitik Schwedens — vom Verhalten gegenüber der 
Emigration aus dem deutschen Machtbereich bis zur Auslieferung deutscher und 
baltischer Militärflüchtlinge an die Sowjetunion im Januar 1946 — konnte in die 
Untersuchungen des SUAV-Projekts nicht einbezogen werden; hier mußten 
Schwerpunkte gesetzt werden. Eine zeitliche Zäsur stellt der Herbst 1941 dar, als 
die Fluchtbewegung aus Mitteleuropa gedrosselt wurde und die großen Flücht-
lingsströme der folgenden Jahre aus Norwegen, Dänemark, Finnland und dem 
Baltikum den Charakter des Problems veränderten: nun ging es nicht mehr um 
die Frage, ob und wieweit Flüchtlinge aufgenommen werden sollten, sondern im 
wesentlichen nur mehr um die organisatorische Regelung ihrer Aufnahme und 
Betreuung. Die interessantere, politische Problematik bis 1941 behandelt Hans 
Lindberg68, der das Jahr 1936 zum Ausgangspunkt nimmt, als die schwedische 
Debatte über eine Änderung der Ausländergesetzgebung begann. 

Das erste und sehr restriktive schwedische Ausländergesetz aus dem Jahre 
1927 war von zwei Motiven geprägt: Erhaltung rassischer Homogenität und 
Schutz des Arbeitsmarktes vor ausländischer Konkurrenz69. Ein irgendwie gearte­
tes Flüchtlingsproblem hatte noch keine Rolle gespielt. Erst mit der Flucht poli­
tisch und rassisch Verfolgter aus Deutschland nach dem 30. 1. 193370 fanden hu­
manitäre und politische Gesichtspunkte in die Erörterung der Einwanderungs-

68 Hans Lindberg, Svensk flyktingspolitik under internationellt tryck 1936-1941, Stockholm 
1973. 

69 Thomas Hammar, Sverige ät svenskarna, Invandringspolitik, utlänningskontroll och asylrätt 
1900-1932, Stockholm 1964, betont diese beiden Motive und weist darüber hinaus auf den 
engen Zusammenhang von Idealisierung des Bauerntums und Fremdenfeindlichkeit hin. 
Vgl. auch die Ausführungen über die rassenbiologische Einstellung zur Einwanderungsfrage 
im Beitrag über die schwedische Bevölkerungspolitik. 

70 Irrtümlicherweise sieht Lindberg (a. a. O., S. 19) im Ermächtigungsgesetz vom 24. März statt 
in der „Reichstagsbrandverordnung" vom 28. Februar 1933 die formale Rechtsgrundlage 
für die Aufhebung der persönlichen Freiheitsrechte und die willkürliche Verhaftung poli­
tischer Gegner in Deutschland. 
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frage Eingang. Das Gesetz von 1927 kannte den Ausdruck „politischer Flücht­

l ing" nicht, wohl aber sollten Personen nicht abgewiesen werden, die bei Rück­

kehr Bestrafung wegen „politischer Vergehen" zu gewärtigen hatten. Da diese 

Bestimmung dem Flüchtlingsproblem, vor allem der Verfolgung aus rassischen 

Gründen, nicht mehr gerecht wurde, setzte vor der 1937 fällig werdenden Ver­

längerung des Gesetzes die Diskussion um eine grundsätzliche Neuregelung ein. 

Eine großzügigere Hal tung gegenüber den deutschen Emigranten — meist gegen­

über einer bestimmten Kategorie von Flüchtlingen — vertraten vor allem pri­

vate, nichtstaatliche Hilfsorganisationen: die kommunistische „Rote Hilfe" 

(Röda Hjälpen), die sozialdemokratische „Flüchtlingshilfe der Arbeiterbewe­

gung" (Arbetarrörelsens Flyktinghjälp), die „Sammlung für intellektuelle 

Flüchtlinge" (Insamlingen för Landsflyktiga Intellektuella) und das Hilfskomi­

tee der jüdischen Gemeinden, dem es schon zeitig gelang, eine kleine, laufende 

Quote von Einwanderern (1934 = 90 Personen) zu erwirken, die nach einer 

landwirtschaftlichen Ausbildung nach Palästina weiterzogen. Die meisten Zei­

tungen erkannten die moralische Pflicht zu humanitärer Hilfe an, andererseits 

zeigten sie sich besorgt, daß die zu erwartende Zahl der Flüchtlinge den Arbeits­

markt und die soziale Fürsorge belasten werde. Einige konservative Zeitungen, 

allen voran Nya Dagligt Allehanda, schrieben ausgesprochen flüchtlingsfeindlich 

und beschworen das Aufkommen einer starken antisemitischen Stimmung, wobei 

sie vor allem auf die Unruhe in studentischen Kreisen wegen einer befürchteten 

Berufskonkurrenz hinwiesen. Rechtsextreme und NS-freundliche Zeitungen spra­

chen von einer bevorstehenden „Judeninvasion" und einem „Judenimport". 

I m Reichstag forderten die Konservativen eine Zentralbehörde für diese Fragen 

und eine verschärfte Kontrolle der „Ausländerinvasion" durch Visazwang ge­

genüber bestimmten Ländern; mit Unterstützung der Bauernpartei beantragten 

sie die Verlängerung des alten Gesetzes bis Ende 1938. Unterdessen beratene Än­

derungen sollten „den hauptsächlichen Charakter des Gesetzes als Schutzgesetz­

gebung für den schwedischen Arbeitsmarkt' und die Volksrasse" nicht berühren. 

„Nationella Gruppen", eine vorübergehende rechtsextremistische Abspaltung 

der konservativen Partei , stellte sogar den Antrag, eine „rassenbiologische Ein­

wandererkontrolle" einzurichten. Die Sozialdemokraten schlugen vor, den Be­

griff „politischer Flüchtl ing" klar zu definieren — darunter sollte eine Person 

verstanden werden, die „aus politischen, konfessionellen oder rassenpolitischen 

Gründen zur Emigration gezwungen worden" war — und diesen Flüchtlingen 

das Recht zur Einreise und zum Aufenthalt in Schweden zu gewähren. Die An­

tragsteller betonten, daß die Flüchtlinge schließlich nicht freiwillig kämen, um 

schwedischen Bürgern Konkurrenz zu machen, sondern in ihrer Heimat meist 

eine gesicherte Existenz aufgegeben hätten, weil sie dort für auch in Schweden 

anerkannte Werte wie Freiheit und Demokratie eingetreten seien. Bei der Aus­

arbeitung der Gesetzesvorlage zeigte die zuständige Zentralbehörde, die Sozial­

direktion (socialstyrelsen) unter Sigfrid Hansson, dem Bruder des Premiers, Ver­

ständnis für das Flüchtlingsproblem und hob auch hervor, daß die schwedische 
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Wirtschaft von ausländischen Fachkräften profitieren könne. Sie mahnte jedoch 
zur Vorsicht; eine zu großzügige Gesetzgebung werde zu einer Masseneinwande­
rung auch aus jenen Ländern führen, in denen Flüchtlinge bereits Zuflucht ge­
funden hatten. Sie wandte sich daher gegen eine zu weite Definition des Begriffs 
„politischer Flüchtl ing" und gegen garantierte Ansprüche, die den ausführenden 
Behörden jede Handlungsfreiheit nehmen würden. Justizminister Westman 
(Bauernpartei) erklärte, das Ausmaß der Einwanderung sei eine politische Frage, 
bei der sich die Regierung nicht durch ein Gesetz die Hände binden lassen dürfe. 
Da also die Auslegung des Begriffs „politischer Flüchtl ing" je nach internatio­
naler Lage und der Entwicklung der Rechtsanschauung in anderen Ländern der 
staatlichen Exekutive vorbehalten bleiben sollte, wurde im endgültigen Gesetzes -
text die Definition des sozialdemokratischen Antrags vermieden: es war lediglich 
von Personen die Rede, die „aus politischen Ursachen aus einem anderen Land 
geflohen" waren. Nach dem am 19. Juni 1937 vom Reichstag angenommenen 
Gesetz, das Anfang 1938 in Kraft trat , durften Personen, die derartige Ursachen 
für ihre Flucht geltend machten, von den Grenzpolizeibehörden nicht abgewiesen 
werden, ehe der Fall von der Sozialdirektion geprüft worden war. I n der Sozial­
direktion wurde eine eigene Abteilung für Ausländer (utlänningsbyrän) einge­
richtet und insofern der Forderung der Konservativen nach einer Zentralbehörde 
Rechnung getragen. Die Sozialdirektion unterbreitete ihre Entscheidung einem 
von der Regierung eingesetzen Ausländerausschuß (utlänningsnämden) aus drei 
Mitgliedern, von denen eines zum Richteramt befähigt und ein weiteres völker -
rechtskundig sein mußte. Wich ein Mitglied von der Entscheidung ab, so wurde 
der Fall vom Kabinett entschieden, das aber auch von sich aus im Staatsinteresse 
liegende Fälle an sich ziehen konnte. 

Während der Gesetzgebungsdebatte hatte sich die einhellige Meinung heraus­
gebildet, daß sich Schweden an internationalen Beratungen der Flüchtlingsfrage 
beteiligen, aber keine Verpflichtungen eingehen sollte, die seine selbständige Ein­
wanderungspolitik beschränken könnten. Wie 1936 unterzeichneten daher die 
schwedischen Delegierten auch auf der Genfer Konferenz vom Februar 1938 das 
Abkommen über die Rechtsstellung deutscher Flüchtlinge nicht. Fü r die Konfe­
renz von Evian im Juli 1938, bei der sich auf amerikanische Initiative die Ver­
treter von 32 Nationen trafen, hatte der schwedische Delegierte den Vorschlag 
ausgearbeitet, das jüdische Emigrantenproblem durch international organisierte 
Auswanderung in außereuropäische Länder zu lösen, wobei Schweden die Durch­
führung materiell zu unterstützen bereit war: bei der starren Hal tung der natio­
nalsozialistischen Regierung in der Judenfrage sah Außenminister Sandler darin 
die einzige Chance, dieses Problem abzubauen. Da aber Amerikaner, Engländer 
und Franzosen nicht bereit waren, den jüdischen Kern des Flüchtlingsproblems 
beim Namen zu nennen, sondern die Diskussion auf „politische Flüchtl inge" 
und „unfreiwillige Einwanderer" beschränkten, blieb den Schweden nur die Er­
klärung des Bedauerns, daß das Hauptproblem nicht besprochen werden könne. 

Als nach dem Anschluß Österreichs eine neue Emigrantenwelle kam, führte 
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Schweden am 22. April 1938 Visumzwang für Inhaber österreichischer Pässe ein, 

nachdem bereits die Schweiz zu diesem Mittel gegriffen hatte und auch andere 

Staaten schärfere Einreisebestimmungen erwogen. Diese Maßnahme sollte aber 

nur der Gefahr einer unkontrollierten, illegalen Masseneinwanderung vorbeugen. 

Als jedoch im August 1938 die deutschen Paßbestimmungen in Österreich einge­

führt wurden, forderte die deutsche Regierung Schweden auf, den Visumzwang 

für österreichische Pässe — die nun als deutsche galten und bis Jahresende gegen 

neue ausgetauscht wurden — aufzuheben, da im deutsch-schwedischen Abkom­

men von 1926 gegenseitige Visumfreiheit vereinbart worden war. Bei Aufhebung 

hätten die Emigranten frei einreisen können und erst nach drei Monaten um eine 

Aufenthaltsgenehmigung nachsuchen müssen, die zu verweigern dann oft mora­

lisch schwierig gewesen wäre. Bei den nun einsetzenden Verhandlungen drohte 

das schwedische Außenministerium — übrigens analog dem Vorgehen in der 

Schweiz —, einen allgemeinen Visumzwang für Deutsche einzuführen, wenn die 

deutschen Behörden an Personen, deren Rückkehr ihnen „unerwünscht" sei, 

nicht einen Paß mit „vom normalen Paß abweichendem Aussehen" ausgäben, 

damit der Visumzwang auf diese Kategorie beschränkt werden könne. U m auf 

die Verhandlungen Druck auszuüben, kündigte die schwedische Regierung am 

9. September das Abkommen von 1926. Am 6. Oktober teilte daraufhin die deut­

sche Regierung, die einen allgemeinen Visumzwang vermeiden wollte, vertraulich 

mit, daß alle Pässe „reichsangehöriger Juden" mit einem roten „ J " gekenn­

zeichnet würden71. Die Schweden erklärten, daß diese Markierung nach Rassezu­

gehörigkeit eine nach schwedischer Rechtsauffassung unzulässige Diskriminie­

rung darstelle, und suchten die Anerkennung dieser internen deutschen Verord­

nung in einem bilateralen Abkommen zu vermeiden. Da die Deutschen jedoch 

auf einer schriftlichen Abmachung bestanden, wurde wenigstens im Text das 

Wort „Juden" durch „Inhaber von solchen Pässen, die nach in Deutschland 

geltenden Bestimmungen gekennzeichnet sind" ersetzt. Aber alle semantischen 

Kunstgriffe konnten im Bewußtsein der Schweden nicht auslöschen, daß sie 

durch ihre Forderung die besondere Behandlung der Pässe von Juden vorange­

trieben, schließlich auch gebilligt und so mit den Deutschen in der Judenpolitik 

gemeinsame Sache gemacht hatten. Interne Schreiben spiegeln das Unbehagen 

und die Bedenken der schwedischen Seite deutlich wider, ebenso die Zwangslage, 

71 Nach Carl Ludwig, Die Flüchtlingspolitik der Schweiz seit 1933 bis zur Gegenwart (1937), 
Bern 1966, S. 114, hatte die Schweiz schon am 7. September den deutschen Vorschlag hin­
sichtlich der „J"-Kennzeichnung erhalten. Aus dem Material des schwedischen Außenmini­
steriums, das Lindberg zugänglich war, geht nicht hervor, daß die Schweden so frühzeitig 
von diesem Vorschlag, der zu einer Einigung im deutsch-schweizerischen Protokoll vom 
29. September führte, unterrichtet wurden. Der erste Bericht aus der Schweiz, der die 
Kennzeichnung erwähnt, stammt von Attache Östen Lundborg an der schwedischen Ge­
sandtschaft in Bern und ist vom 4. Oktober datiert. Die Verordnung über Reisepässe von 
Juden wurde am 5. Oktober 1938 erlassen (RGBl. I, S. 1342) und trat mit der Verkündung 
am 7. Oktober 1938 in Kraft. 
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in der die Entscheidung getroffen wurde. Die schwedische Regierung hat über 
diese heikle Angelegenheit keine konkreten Einzelheiten veröffentlicht und sie 
vor dem Reichstag und der öffentlichen Meinung tunlichst abgeschirmt. Da nun 
alle Inhaber eines „J"-Passes vor ihrer Einreise die Genehmigung einer schwedi­
schen Auslandsvertretung einholen mußten — an der Grenze wurden sie ohne 
eine solche nur dann nicht abgewiesen, wenn sie „politische Flüchtlinge" i. S. 
des Ausländergesetzes von 1937 waren —, hatten die schwedischen Behörden die 
Zuwanderung deutscher Juden weitgehend unter Kontrolle. Der Visumzwang 
wurde am 5. November 1938 auch auf Inhaber tschechoslowakischer Pässe aus­
gedehnt, nachdem der deutsche Einmarsch ins Sudetenland Anfang Oktober die 
Lage aller Flüchtlinge in der reduzierten Tschechoslowakei verschlechtert hatte. 
Abweichend von ihrem Grundsatz, die Einwanderer, vor allem wegen der Ge­
fahr eines aufkeimenden Antisemitismus, nur „eintröpfeln" zu lassen, bewilligte 
die schwedische Regierung nun unter dem Druck schwedischer Flüchtlingsorgani­
sationen die Einwanderung eines geschlossenen Kontingents von 250 politischen 
Flüchtlingen aus der Tschechoslowakei, die überwiegend von einer nach Prag ge­
sandten Delegation der „Arbetarrörelsens Flyktinghjälp" und der schwedischen 
Gewerkschaftsorganisation ausgewählt wurden. Die „Kristallnacht" brachte 
einen weiteren Schub jüdischer Emigranten: vom 10. November 1938 bis zum 
10. Januar 1939 wurde rund 1200 deutschen Flüchtlingen, meist Juden, die Ein­
wanderung gewährt. Eine Mitte Februar 1939 vorgenommene amtliche Zählung 
ergab, daß 2810 Flüchtlinge (davon 194 Tschechen) im Lande lebten, von denen 
2029 Juden waren. Die Erhebung sollte Klärung in eine Debatte über die „Aus­
länderinvasion" bringen, die durch irreführende Zahlenangaben in einigen 
schwedischen Zeitungen ausgelöst worden war. Während die Verbände der Me­
tall-, Land- und Kommunalarbeiter die wirtschaftlichen Vorteile einer großzügi­
gen Flüchtlingspolitik betonten, forderten vor allem Geschäftsleute, Kontoristen, 
Musiker und Ärzte in Fachzeitschriften und Protestversammlungen aus Konkur­
renzfurcht eine restriktivere Einwanderungspolitik; sechs ihrer Verbände über­
reichten im Februar dem König ein Forderungsschreiben, das antisemitische 
Äußerungen über angebliche jüdische Charaktereigenschaften und Geschäfts­
praktiken enthielt. Im selben Monat demonstrierten Studenten gegen den „Im­
port jüdischer Ärzte, Zahnärzte und Apotheker" und richteten eine Petition an 
den König, „die zukünftigen Existenzmöglichkeiten der akademischen Jugend" 
nicht zu gefährden. Im Reichstag entspann sich gleichfalls im Februar — veran­
laßt durch eine schließlich bewilligte Regierungsvorlage, eine halbe Million Kro­
nen für die Berufsausbildung von Flüchtlingen aufzuwenden — eine heftige De­
batte über die Flüchtlingspolitik, bei der ein Vertreter der Bauernpartei72 starke 
antisemitische Töne anschlug. Es gelang jedoch der Regierung, die unter Hinweis 

72 Da in der schwedischen Landwirtschaft chronischer Mangel an Arbeitskräften herrschte, 
waren die Einwände der Bauernpartei offensichtlich rein ideologischer Natur. Zur Fremden­
feindlichkeit des Bauerntums s. Anmerkung 69. 
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auf das Ergebnis der erwähnten Erhebung ihre restriktive Einwanderungspoli­
tik73 betonte, die Diskussion im Frühjahr 1939 abklingen zu lassen. 

England und Frankreich hatten inzwischen eine Summe von 16 Millionen eng­
lischen Pfund als Starthilfe für jene Flüchtlinge bereitgestellt, die aus der Tsche­
choslowakei kamen. Mit diesem Beispiel forderte der Hohe Kommissar des Völ­
kerbundes die Aufnahme weiterer Flüchtlingskontingente, da die Gefahr bestand, 
daß Deutschland von Prag die Auslieferung politischer Emigranten verlangte. 
Die Verhandlungen waren noch im Gange, als die überraschende Besetzung Böh­
mens und Mährens am 15. März 1939 einen Strom von Flüchtlingen nach Polen 
und an die polnische Ostseeküste in Bewegung setzte. Die Lage verschärfte sich, 
als die polnische Regierung, die schon Probleme mit einer großen jüdischen Min­
derheit und den rund 15 000 aus Deutschland abgeschobenen „Ostjuden" hatte, 
mit der Ausweisung der neuen Flüchtlinge drohte. Nach Verhandlungen über die 
internationale Finanzhilfe, die schließlich auch auf die seit Herbst 1938 in 
Schweden aufgenommenen Flüchtlinge ausgedehnt wurde, genehmigte die schwe­
dische Regierung am 3. Juli ein Kontingent von 100 Einwanderern aus Polen, die 
möglichst keine Juden und Linksextremisten sein sollten. Durch den Kriegsaus­
bruch gelang es jedoch nur wenigen, nach Schweden zu kommen. Mit Kriegs­
beginn wurden außer für Staatsangehörige der nordischen Länder ein genereller 
Visumzwang eingeführt und die Befugnisse der Grenz- und Paßbehörden im 
Ablehnungsverfahren erweitert, u. a. wurde der dreiköpfige „Ausländeraus­
schuß" als letzte Instanz ausgeschaltet. Das Auftauchen neuer Flüchtlings­
kategorien — Polen, Balten, Finnen, ab April 1940 auch Norweger und Dänen 
— brachte zunächst eine Beschränkung der Einreisebewilligungen für Emigran­
ten aus Mitteleuropa mit sich. Auch die vorher leichter gewährten Durchreise­
visen für Emigranten nach Übersee wurden stark reduziert, da vor allem die Ver­
einigten Staaten ihre Einwanderungsbestimmungen aus Furcht vor Spionen ver­
schärften und die Kriegsereignisse von 1940 eine Weiterreise erschwerten; den 
Vorschlag, im Rahmen des „Göteborgverkehrs" auch ein Emigrantenschiff durch 
die Blockade zu lassen, lehnte Berlin ab. Als 1941 die Judenverfolgung im deut­
schen Machtbereich noch schärfere Formen annahm, wurden die Beschränkungen 
für jüdische Einwanderer wieder gelockert; doch die im Laufe des Jahres erteil­
ten Genehmigungen konnten nicht mehr genutzt werden, da die deutschen Behör­
den Juden ab Oktober 1941 keine Ausreise mehr gewährten: die Nationalsoziali­
sten hatten sich zur radikalen „Lösung der Judenfrage" entschlossen. Die 
schwedische Flüchtlingspolitik, die nach Lindberg „geprägt war von Vorsicht 
und kühler Beachtung dessen, was man als eigene nationale Interessen ansah", 

73 In der Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 22 (1974), S. 890, kritisiert Jan Peters 
(ohne allerdings zusätzliche Quellen anzuführen), Lindberg habe hei der Erklärung für diese 
restriktive Politik „den vom faschistischen Deutschland ausgehenden Einfluß" kaum be­
rücksichtigt; Schweden habe aber „schon vor Kriegsausbruch eine Politik der Nachgiebigkeit 
und der Beschwichtigung gegenüber dem faschistischen Deutschland" betrieben. 
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änderte sich erst - nach Auffassung des parlamentarischen Untersuchungsaus­

schusses von 1945 zu spät74 — 1942 /43 , als die schwedische Hilfe an Notleidende 

des Krieges in Europa einen Umfang annahm, der in den dreißiger Jahren nie­

mals vorauszusehen gewesen war. 

Die Beiträge des SUAV-Projekts vermitteln ein eindrucksvolles Bild von der 

schwedischen Politik vor und im Zweiten Weltkrieg. Da es nicht Ziel des Pro­

jekts ist, die schwedische Forschung zu diesem Thema zu „monopolisieren" und 

ein geschlossenes Gesamtbild der Entwicklung Schwedens in jener Periode zu ge­

ben, decken die Beiträge das Forschungsfeld verständlicherweise nicht lückenlos 

ab; von vornherein wurden vor allem soziale und wirtschaftliche Bereiche ausge­

klammert. Eine geschlossene Konzeption kann von einem „Ausbildungspro­

jekt", bei dem die Einzelbeiträge als Prüfungsarbeiten geschrieben werden, oh­

nehin kaum erwartet werden. Trotzdem weist das Vorhaben ein erhebliches Maß 

an integrierter Forschung auf. Besonders die beiden Projektgruppen, die über die 

schwedischen Parteien und über die öffentliche Meinung arbeiten, zeigen weit­

gehend gemeinsame Fragestellungen. Dies ist um so anerkennenswerter, als das 

Vorhaben anfänglich mi t Zeitdruck verursachenden Problemen zu kämpfen 

hatte75 . So gelang es erst nach Beginn der Arbeiten, den Zugang zum Aktenmate­

rial zu öffnen, so daß die Untersuchung eines zum großen Teil vorher uner­

forschten Gebietes auf vorgeschaltete Testarbeiten — um die Fragestellungen auf 

das Quellenmaterial abzustimmen — verzichten mußte . Das SUAV-Projekt ha t 

solche Schwierigkeiten eindrucksvoll gemeistert. 

I n einer zweiten Phase wurde die Umstellung des Projekts in ein „Postgra­

duierten"-Projekt unter Leitung von Dozent Stig Ekman begonnen: die Finan­

zierung dafür wurde 1975 — zunächst für drei Jahre — vom Jubiläumsfond der 

schwedischen Reichsbank genehmigt. Auf den Ergebnissen der ersten Phase auf­

bauend, sollen übergreifende Fragestellungen behandelt76 und Synthesen erarbei-

74 Die Frage, wieweit und auf welchem Wege die schwedische Regierung von den national­
sozialistischen Maßnahmen zur Ausrottung der europäischen Juden informiert war und 
welche Schritte sie daraufhin unternahm, soll Gegenstand einer Untersuchung „Svensk 
fryktingpolitik och judefrägan 1941-1945" werden, die im Rahmen des „Postgraduierten 
Forschungsprogramms" des SUAV-Projekts vorgesehen ist (s. dazu im folgenden). 

75 Laut Mitteilung von Prof. Palme an den Verf. mußte das Projekt durch die plötzliche und 
termingebundene Bereitstellung der Finanzmittel für die Forschungshonorare überstürzt in 
Gang gesetzt werden. Da die Arbeiten schnell und als Prüfungsarbeiten vergeben werden 
mußten, mußte auch auf das persönliche Interesse der einzelnen Autoren an bestimmten 
Themen Rücksicht genommen werden. 

76 So etwa die Wechselwirkung von Außenpolitik und innenpolitischem System; das Ver­
hältnis zwischen demokratisch verantwortlicher Sammlungsregierung und der militärischen 
Führung als einflußnehmender Expertengruppe; die Strukturveränderung der Politik durch 
den Burgfrieden zwischen den Parteien der Sammlungsregierung; u. a. Wegen der begrenz­
ten finanziellen Mittel arbeiten gegenwärtig nur zwei Wissenschaftler an diesem Programm: 
Stig Ekman über das Problem der militärischen Sicherheitspolitik und der Kontrolle des 
Reichstages und der Regierung über den Verteidigungshaushalt, und Karl Molin über die 
Maßnahmen der Staatsmacht gegen extremistische Parteien 1939-45. 
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tet werden, um eine vertiefte Einsicht in die Entwicklung Schwedens im Zweiten 
Weltkrieg zu gewinnen und den Platz dieser Periode in der schwedischen Ge­
schichte des 20. Jahrhunderts zu bestimmen. 


